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„Das Wort Apartheid ist vielleicht keine glückliche Bezeich­
nung, weil es zu falschen Vorstellungen führt. Sicher ist ihr Hin­
tergrund nicht eine Herrenrassenideologie, sondern eine Art re­
ligiöse Verantwortung.“
F.J. Strauß in „Die Welt“ vom 11.5.1966
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Azania
Die Arbeiterbewegung sammelt ihre Kräfte für den Sturz des 
Siedlerregimes und die Beseitigung imperialistischer Ausbeutung
Drei Arten von Meldungen erreichten 
uns in den letzten Wochen und Mona­
ten aus Südafrika, der letzten Bastion 
des Kolonialismus auf dem afrikani­
schen Kontinent, die die widersprüchli­
che Entwicklung kennzeichnen.

Die Imperialisten bauen ihre Bezie­
hungen zu dem Siedlerregime, das ih­
nen die Verfügung über große Reichtü­
mer und die Ausbeutung großer Arbei­
terheere verbürgt, kräftig aus. Die 
BRD befindet sich dabei an vorderster 
Front. Wie jetzt bekannt wurde, konn­
te sie 1981 ihren Warenexport nach 
Südafrika um 34,1% auf 2,6 Mrd. 
Rand, umgerechnet ca. 6,4 Mrd. DM, 
steigern und damit die US-Konkurren- 
ten von Platz 1 der Lieferanten für das 
Siedlerregime verdrängen. In krassem

Links: Für die schwere Arbeit in den Bergwerken suchen die Kapitalisten die 
kräftigsten Arbeiter in den Reservaten aus, verpflichten sie auf einige Zeit und 
schieben sie dann, wenn ihre Arbeitskraft verbraucht ist, wieder in die Reservate 
ab. Rechts: Unterkunft von Wanderarbeitern

Widerspruch zu den regelmäßigen An­
ti-Apartheids-Bekundungen der Bun­
desregierung steht dabei die Tatsache, 
daß ein Großteil der Exporte durch 
staatliche Bürgschaften gedeckt ist 
(diese betrugen Mitte letzten Jahres 
fast 3,9 Mrd. DM). Die direkten und 
indirekten Kapitalanlagen der BRD in 
Südafrika erreichten 1981 die Rekord­
höhe von rund 10 Mrd. DM. Die aus­
gewiesenen Direktinvestitionen stiegen 
dabei um 4,7%. Auch die Kreditge­
schäfte entwickeln sich zur Zufrieden­
heit der westdeutschen Großbanken. 
Erst im März/April verhandelten die 
Dresdner Bank, die Deutsche Bank 
und je eine Schweizer und britische 

Bank mit Südafrika über einen neuen 
200 Mio. $-Eurokredit. Südafrika kün­
digte dabei wachsende Kreditnachfrage 
an: Das Siedlerregime braucht Geld.

Geld vor allem für die weitere Auf­
rüstung. Im März kündigte die Regie­
rung die erneute Erhöhung des Militär­
haushaltes um 8% auf 2,6 Mrd. Rand 
an. Fast gleichzeitig brachte sie einen 
Gesetzentwurf ein zur Revision der 
Mobilmachung und der Wehrpflicht. 
Bisher wurden alle männlichen Weißen 
für zwei Jahre dienstverpflichtet und 
mußten dann an 240 Tagen innerhalb 
von acht Jahren an Wehrübungen teil­
nehmen. Diese Zeit soll jetzt auf 720 
Tage innerhalb von zwölf Jahren er­
höht werden. Auch die über 40jährigen 
müssen zukünftig einen 30tägigen

Grunddienst ableisten und sich dann 
bis zum 65. Lebensjahr jährlich zu 
15tägigen Wehrübungen melden. Der 
Plan, für alle weiblichen Weißen und 
für die asiatischen und farbigen Aza­
nier die Wehrregistrierung einzufüh­
ren, wurde vorerst auf Eis gelegt, aber 
nicht fallengelassen. Das Regime be­
gründet seine Maßnahmen mit ,,zu­
nehmenden terroristischen Aktionen in 
Südafrika und Namibia“.

Die dritte Art von Meldungen bestä­
tigt die Furcht des Siedlerstaates, der 
sich mit grausamer Entschlossenheit 
auf die Verteidigung der imperialisti­
schen Herrschaft über Azania vorbe­
reitet. 1981 konnten die Befreiungsor­

ganisationen des azanischen Volkes in 
Südafrika selbst mindestens 80 erfolg­
reiche bewaffnete Anschläge gegen 
Einrichtungen des Siedlerstaates 
durchführen; dies bedeutet einen deut­
lichen Aufschwung des bewaffneten 
Widerstandes. Entscheidend für die 
weitere Entwicklung des nationalen 
Befreiungskampfes ist derzeit jedoch 
vor allem das Erstarken der organisier­
ten Arbeiterbewegung.

Am 24./2S.4. werden die unabhän­
gigen azanischen Gewerkschaften ihre 
zweite gemeinsame Konferenz durch­
führen. Auf ihrer ersten Konferenz im 
August 81 hatten die Gewerkschaften, 
die in den Kämpfen der letzten Jahre 
aufgebaut wurden und inzwischen fast 
200000 azaiiische Arbeiter organisie­
ren, eine gemeinsame Haltung und ge­
genseitige Unterstützung gegen das 
Antistreikgesetz des Regimes beschlos­
sen. Dies mag mit dazu beigetragen ha­
ben, daß die große Streikbewegung, 
die 1980 einsetzte, bis heute nicht abge­
rissen ist, trotz der schweren Bedingun­
gen. Für 1981 sind 170 von unabhängi­
gen Gewerkschaften geführte, d.h. zu­
gleich illegale Streiks bekannt gewor­
den. Ihre tatsächliche Zahl wird jedoch 
noch viel höher sein; denn allein VW in 
Uitenhage war von Januar bis Novem­
ber von 32 Arbeitsniederlegungen be­
troffen. Auch im vergangenen März 
streikten wiederum zigtausende azani- 
sche Arbeiter, so 200 bei dem west­
deutschen Chemiekonzern Henkel und 
jeweils einige hundert in mehreren Be­
trieben v.a. der Metall- und Beklei­
dungsindustrie, in den meisten Fällen 
für Lohnerhöhungen. Henkel z.B. 
zahlt nach eigenen Angaben, die nach 
einschlägigen Erfahrungen eher noch 
beschönigend sind, den schwarzen Ar­
beitern einen Lohn von lediglich 
30-35% über dem staatlich angegebe­
nen Existenzminimum, wobei dieses 
Existenzminimum wirklich nur die 
nackte Existenz und mehr nicht garan­
tiert. Im Ermelo-Kohlebergwerk zwan­
gen 700 revoltierende schwarze Bergar­
beiter die Kapitalisten Zu Verhandlun­
gen über ihre Forderung, daß wenig­
stens jeder letzte Samstag im Monat ar­
beitsfrei ist, damit sie ihre Familien in 
den Reservaten besuchen können. Ge­
rade in den Bergwerken, so wird be­
richtet, ist die Lage äußerst ange­
spannt. Hier beuten die Kapitalisten 
weitgehend immer noch Arbeiter mit 
meist einjährigem Kontrakt aus, die 
nach Kontraktablauf wie Vieh wieder 
in die Reservate abgeschoben werden. 
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Könnten die unabhängigen Gewerk­
schaften hier Fuß fassen, das ganze Sy­
stem der Knechtung der schwarzen Ar­
beitskraft erhielte einen derben Schlag.

Auf ihrer zweiten Konferenz nun 
wollen die Gewerkschaften eine ge­
meinsame Haltung gegenüber den offi­
ziellen Industrieausschüssen festlegen, 
in denen die Kapitalisten und die wei­
ßen Siedlergewerkschaften Tarifverträ­
ge und Arbeitsbedingungen festlegen. 
Eine kleine Zahl azanischer Gewerk­
schaften hat sich bisher daran beteiligt, 
die übergroße Mehrheit boykottiert 
sie. Der gemeinsame Boykott stärkt die 
unabhängige azanische Gewerkschafts­
bewegung und schwächt das System 
der Zwangsschlichtung. Weiter wollen 
die Gewerkschaften ihren Kampf ge­
gen den Polizeiterror koordinieren. 
Daß sie dabei viel ausrichten können, 
hat schon der gemeinsam organisierte 
Streik aus Anlaß des Todes des Ge­
werkschaftsführers Aggett, der nach 
Folterung in Polizeihaft umkam, ange­
deutet. Auch an dieser Front ist Ein­
heit dringend. In dem brutalen Ver­
such, die Gewerkschaftsbewegung zu 
zerschlagen, hat das Regime seit letz­
tem Sommer etliche hundert Gewerk­
schafter verhaftet. So versuchte es, 
durch die Festnahme von 205 Mitglie­

dern der SAAWU im „unabhängigen“ 
Homeland Ciskei diese Gewerkschaft 

- zu vernichten. Insgesamt sind Tausen­
de azanischer Gewerkschafter in den 
Gefängnissen der Siedler eingesperrt, 
zusammen mit weiteren Tausenden Be­
freiungskämpfen!, Schülern, Studen­
ten, Bauern. Ihre genaue Zahl ist nicht 
bekannt, denn die meisten werden oh­
ne Anklage und Prozeß verhaftet und 
monate-, ja jahrelang gefangengehal­
ten. — Auch die Massenentlassungen 
streikender Arbeiter erschweren den 
Aufbau starker unabhängiger Gewerk­
schaften. Der BRD-Konzern Henkel 
beantwortete den Streik mit der Ent­
lassung aller Streikenden und berief 
sich dabei kaltblütig auf die Kolonial­
gesetze. Kann Henkel sich durchset­
zen, dann sind diese 200 Arbeiter nach 
denselben terroristischen Gesetzen von 
der Abschiebung in die Reservate be­
droht, dann ist auch die Existenz der 
Industriegewerkschaft der Chemiear­
beiter bei Henkel gefährdet, jedenfalls 
auf einige Zeit. Doch: noch immer hal­
ten die Arbeiter aus; ihre Gewerkschaft 
hat sich nicht einschüchtern lassen, hat 
die Geschäftsleitung zu Verhandlungen 
über die Rücknahme der Entlassungen 
gezwungen und kämpft nun schon seit 
über sechs Wochen für ihr Recht.

Wenn die azanischen Gewerkschaf­
ten trotz der erbarmungslosen Unter­
drückung sich behaupten und viele 
Kämpfe in den letzten Jahren gewin­
nen konnten, wenn sie ihre Mitglied­
schaft innerhalb eines Jahres fast ver­
doppeln und ihren Einfluß auf mehr 
Betriebe ausweiten konnten, wenn sie 
den Spaltungsversuchen trotzen, ihre 
Unabhängigkeit verteidigen und die 
Überwindung ihrer Differenzen und 
Zersplitterung in Angriff nehmen 
konnten, dann beweisen sich darin die 
Kraft und die Entschlossenheit, die die 
noch junge azanische Arbeiterbewe­
gung zur führenden Rolle im Kampf 
für die nationale und soziale Befreiung 
des azanischen Volkes befähigen.

In diesem Kampf trifft sie auf viele 
Gegner, auch auf die westdeutschen 
Imperialisten, die das Siedlerregime 
unterstützen und finanzieren, die die 
Reichtümer des azanischen Volkes 
plündern und maßgeblich an der Aus­
beutung azanischer Arbeiter beteiligt 
sind. Dies bürdet zugleich der west­
deutschen Arbeiterbewegung eine gro­
ße Verantwortung für die rückhaltlose 
Unterstützung ihrer afrikanischen 
Klassengenossen auf. Es ist deshalb 
überhaupt nicht einzusehen, daß bei­
spielsweise die IG Metall immer noch

Afrikanische Gewerkschaften: bedeutende Kraft 
gegen Kolonialismus und Imperialismus
Vom 24. bis 27. März versammelten 
sich in der libyschen Hauptstadt Tri­
poli Vertreter von 150 Gewerkschaf­
ten aus 60 schwarzafrikanischen, ara­
bischen, lateinamerikanischen Staaten 
sowie aus der VR China zu einer Soli- 
daritätskonfeienz mit den Arbeitern 
und Völkern von Palästina, Namibia 
und Südafrika. Die Konferenz wurde 
organisiert durch die „Internationale 
Konföderation arabischer Gewerk­
schaften“ und die „Organisation der 
afrikanischen Gewerkschaftsein­
heit“, seit 1973 der Dachverband al­
ler schwarzafrikanischen Gewerk­
schaften.

Die Konferenz, die über Möglich­
keiten der besseren Unterstützung 
des Befreiungskampfes in Palästina, 
Namibia und Südafrika beriet, ist das 
vorläufig letzte Beispiel für die be­
deutende Rolle, die die Gewerkschaf­
ten für den Befreiungskampf der 
afrikanischen Völker in der Vergan­
genheit gespielt haben und weiter 
spielen.

Die ersten afrikanischen Gewerk­
schaften wurden schon kurz nach der 
Oktoberrevolution von Arbeitern der 
Plantagen, Bergwerke, Häfen, bei 
Eisenbahn und im Straßenbau der 
Kolonialisten gebildet. Den Kolonial­
herren gelang es aber, diese Gewerk­

schaften nach mehreren großen Streiks 
in den 20er Jahren mit brutalem Terror 
zu zerschlagen.

Das änderte sich nach dem 2. Welt­
krieg. So waren 1949 von den 35000 
Arbeitern in den Kupferbergwerken 
Sambias 28000 in einer Gewerkschaft 
organisiert. Nachdem sie große Le­
bensmittelvorräte angelegt hatten, tra­
ten die Arbeiter im September 1952 in 
den Streik für Lohnerhöhungen. Nach 
mehreren Wochen, in denen sie ver­
geblich die Streiks auszuhungern ver­
suchten, mußten die Kolonialisten 
nachgeben. Seitdem bildeten die Ge­
werkschaften in Sambia eine entschei­
dende Kraft des Befreiungskampfes.

Auch in anderen Ländern bedeute­
ten große Streiks der Arbeiter oft das 
Signal für das nahende Ende der Kolo­
nialherrschaft. So bildete in Ghana die 
1941 errichtete Gewerkschaft der Ei­
senbahnarbeiter mit der Bergarbeiter­
gewerkschaft das Rückgrat für einen 
wochenlangen Streik ab Ende 1949, 
der die Kolonialisten zur Zulassung 
von Wahlen zu einer ersten gesetzge­
benden Versammlung zwang, bis Gha­
na 1957 als erstes schwarzafrikanisches 
Land unabhängig wurde. In Tansania 
führten die fast 80000 Arbeiter auf den 
großen Sisalplantagen 1956 bis 1958 ei­

ne ganze Serie großer Streiks durch. 
1960, ein Jahr vor der Unbhängig- 
keit, streikten insgesamt 60000 Land­
arbeiter im ganzen Land.

1961 verfügten die im Panafrikani­
schen Gewerkschaftsbund zusam­
mengeschlossenen Gewerkschaften 
bereits über 2,5 Mio. Mitglieder, 
angesichts von 4 bis 5 Mio. Lohnab­
hängigen in den schwarzafrikani­
schen Staaten zur damaligen Zeit ein 
bedeutender Organisationsgrad.

Heute bilden die Gewerkschaften 
in vielen unabhängigen afrikanischen 
Staaten eine bedeutende Kraft. In 
heftigen Kämpfen setzten sie gegen 
die immer noch in ihren Ländern an­
wesenden Imperialisten und gegen 
die Regierungen einen Lohnstandard 
durch, der in vielen Ländern z.B. 
deutlich über dem Lohn- und Le­
bensstandard der azanischen Arbei­
ter liegt. So sind in dem nigeriani­
schen „Nigerian Labour Congress“ 
heute über vier Millionen Lohnab­
hängige organisiert. In einem eintägi­
gen Generalstreik zwangen sie im 
Mai vergangenen Jahres die Regie­
rung zu Verhandlungen über die An­
hebung des gesetzlichen Mindest­
lohns auf 300 Naira (ca. 1 100 DM im 
Monat) sowie über die Einführung ei­
ner gesetzlichen Mindestrente.

Quellenhinweis: I. Geiss, Gewerkschaften in Afrika, 
Hannover 1965; Afrika, Gegenwärtige soziale Prozesse 
und Strukturen, Berlin (Ost), 1976; Xinhua News Agen- 
cy, 12.5. und 13.5.1981, 26.3. und 1.4.1982
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Ikwezi - Sonderdruck.
Ein deutschsprachiger Sonderdruck, der die 
Fragen des Befreiungskampfes in Azania 
behandelt. Preis: 6,50 DM. Zu beziehen 
über: GNN Verlagsgesellschaft Politische 
Berichte m.b.H., 5 Köln 1, Kamekestr. 19 
Spendenkonto: Bennie Bunsee, BfG Köln, 
Kto.Nr. 1141878900

Beziehungen mit den meist rassisti­
schen weißen Siedlergewerkschaften 
unterhält, die nach wie vor Mitglied im 
Internationalen Metallgewerkschafts­
bund sind; daß der IMB und die IGM 
ihren Einfluß auf einige azanische Me­
tallgewerkschaften, die ebenfalls IMB- 
Mitglieder sind, zu Bevormundung 
nutzen, so etwa mit dem ,,Ratschlag“, 
sich mit den Siedlergewerkschaften 
,,zusammenzuschließen“. Auch ist 
nicht einzusehen, daß die IG Metall die 
Kritik azanischer Arbeiter an den Aus­
beutungsbedingungen bei westdeut­
schen Monopolen, abgedruckt im 
,,Gewerkschafter“ 1/82, mit der Be­
merkung kommentiert, dies decke sich 
aber nicht mit den Erfahrungen der IG 
Metall, wo diese Kritik schließlich die 
tausendfachen Erfahrungen der azani­
schen Arbeiter widergibt; daß sie nicht 
gerade selten die ,»Leistungen“ west­
deutscher Monopole in Südafrika her­
ausstreicht, anstatt bedingungslos die 
Verletzungen der sozialen und politi­
schen Rechte der azanischen Arbeiter 
durch ebendiese Monopole anzupran­
gern und für das Verbot westdeutschen 
Kapitalexports nach Südafrika einzu­
treten. Auch, daß IMB und IGM die 
Forderung vieler azanischer Organisa­
tionen und der UNO nach vollständi­
ger Isolierung Südafrikas nicht unter­
stützen und stattdessen für ,,selektiven 
Druck“ eintreten, ist der Unterstüt­
zung für die azanische Arbeiterbewe­
gung nicht dienlich.
Quellenhinweis: IKWEZI, Sonderausgabe April 82; Facts 
and reports, 7.3., 20.3., 1.4.82; Der Gewerkschafter, Mo­
natsschrift für die Funktionäre der IG Metall, 1980 bis 
März 82; 1MB, Entschließungen des 25. Weltkongresses 
vom 24.-29.5.1981 in Washington; Handelsblatt v. 
11.11.81; Internationales Afrikaforum 1/82

Westdeutscher Kapitalexport
Anfang Februar gab die deutsch-süd­
afrikanische Handelskammer in Jo­
hannesburg die neuesten Zahlen über 
die Entwicklung der Kapitalanlagen 
westdeutscher Konzerne in Südafrika 
bekannt. Nach Großbritannien ist 
die BRD jetzt der größte Einzelinve­
stor in Südafrika. Die Handelskam­
mer - der rund 700 Betriebe und 
Personen angehören - schätzt die 
westdeutschen Direktinvestitionen 
auf rund 6 Mrd. DM, die von 450 Be­
trieben kontrolliert würden. Gegen­
über dem Vorjahr steigerten west­
deutsche Imperialisten ihre Direktan­
lagen 1981 um 4,7% auf 710,5 Mio. 
DM. Nach Angaben der südafrikani­
schen Regierung machen direkte und 
indirekte Investitionen 10 Mrd. DM 
aus. (Handelsblatt, 11.11.81).

Die Steigerung hat ihre Ursachen 
auch in der Lockerung der Beschrän­
kungen für Hermes-Exportkredite 
nach Südafrika, die die Bundesregie­
rung im Juli 1981 beschloß. Joachim 
Stracke von der Deutsch-Südafrika­
nischen Handelskammer sagte da­
mals: „Die Entscheidung der deut­
schen Regierung wird größeren Ein­
fluß auf die deutschen Investitionen 
in diesem Land als auf den Handel 
haben“ (Rand Daily Mail, 17.7.81).

Mehr als 45000 Arbeiter werden 
von westdeutschen Kapitalisten in Süd­
afrika direkt ausgebeutet. Insgesamt 
sind etwa 600 Betriebe mit Werken, 
Niederlassungen oder Büros vertreten.

In den letzten Jahren verstärken 
westdeutsche Monopole ihre Kapital­
anlagen gerade in strategischen Berei­
chen der Produktionsmittelindustrie.

Z.B. errichtete das Chemiemono­
pol Hoechst 1981 eine südafrikani­
sche Gesellschaft seiner Tochterfirma 
Uhde GmbH, nachdem Uhde GmbH 
15 Jahre lang nur über ein Büro in 
Südafrika verfügte. Die Uhde GmbH 
baut chemische und verwandte Fabri­
ken und tritt z.B. bei fast allen Koh- 
leverflüssigungs- und Vergasungs­ Quelle: Ikwezi, Sonderausgabe, April 1982
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Projekten in Westdeutschland als 
Konstruktionsfirma auf. In Südafri­
ka arbeitet Uhde eng mit der staatli­
chen SASOL zusammen, deren Koh­
leverflüssigungsanlagen SASOL I 
und SASOL II eine Weiterentwick­
lung deutscher Vorbilder aus dem 3. 
Reich sind.

Finanziert werden SASOL I und 
SASOL II von imperialistischen Ban­
ken - allen voran Banken aus der 
Schweiz und Westdeutschland.

Nach Informationen des Lutheri­
schen Weltbundes (Lutherische Welt­
information 15/81) stammten 1979 
80% aller Anleihen des südafrikani­
schen Kolonialstaats aus westdeut­
schen und schweizerischen Quellen. 
Zu den Banken, die sich an der Stüt­
zung des Kolonialregimes bereichern, 
gehören die Dresdner Bank, die 
Deutsche Bank, die Commerzbank, 
die Bayerische Vereinsbank, die 
Westdeutsche Landesbank sowie 15 
weitere Landesbanken und Girozen­
tralen, die staatlicher Kontrolle un­
terliegen. Die Banken sind es auch, 
die südafrikanische Firmen an der 
Frankfurter Börse einführen - 1980 
als erstes den Barlow-Konzern. Seit 
dem 11. März 1981 kann sich jeder 
Kapitalist auch Aktien des De Beers- 
Konzerns in Frankfurt kaufen und 
auf diesem Wege an der Ausbeutung 
azanischer Bergleute beteiligen. Der 
ebenfalls für seine Schinderei be­
kannte Konzern General Mining Uni­
on Corporation (Gencor) folgte im 
September - als Sponsor trat die 
Commerzbank auf. Mit der Zulas­
sung an der Frankfurter Börse be­
zwecken die westdeutschen Imperiali­
sten, größeren Einfluß auf diese vor 
allem in britischer und amerikani­
scher Hand befindlichen Konzerne 
zu gewinnen. De Beers z.B. ist der 
größte Diamanten-Produzent und 
kontrolliert fast den gesamten Roh- 
und Industriediamantenmarkt.



Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Aktionen zum SPD-Parteitag

An den Aktionen anläßlich des 
SPD-Bundesparteitages in 
München nahmen ca. 25000 
Menschen teil. Begonnen hat­
ten die Aktionen mit einer 
Kundgebung der „Vereinigten 
Münchner Friedensinitiati­
ven“, an der sich 10000 betei­
ligten. Eingeladen waren als 
„prominente“ Hauptredner so 
Leute wie Mechtersheimer, 
Bahro, Uta Ranke-Heine­
mann, Petra Kelly. Der Beitrag 
des Kabarettisten Rüge gegen 
Chauvinismus und deutschen 
Nationalismus wurde durch 
die Art der Gesamtveranstal- 
tung völlig an den Rand ge­
drückt, da die Hauptredner 
ungehindert massiv Chauvinis­
mus verbreiten konnten. 
Mechtersheimer, als wohl weit­
aus „bekanntester Friedensbe- 
wegler“ angekündigt, wandte 
sich gegen die atomare Aufrü­
stung und huldigte dem kon­
ventionellen Waffcnarsenal als

Abschiebegeschäft 
wird vorbereitet

Während die Regierung seit 
November eine „interministe­
rielle Arbeitsgruppe“ mit 
Rückkehranreizen für Auslän­
der beschäftigt und vor allem 
vor „völlig unzutreffenden 
Vorstellungen“ (Staatssekretär 
Buschfort) warnt, hat das 
Land Baden-Württemberg für 
die CDU im Bundesrat die den 
Ausländern aufzuzwingenden 
Geschäftsbedingungen bereits 
in Gesetzesform gegossen. Die 
CDU stellt eine „Kapitalisie­
rung“ des Arbeitslosengeldes 
und eine „Erleichterung der 
Beitragserstattung aus der 
Rentenversicherung“ als 
„Rückkehrhilfe“ vor. Späth 
verspricht eine „nicht uner­
hebliche Kostenentlastung für 
die Bundesanstalt für Arbeit“. 
In der Tat, denn: „Für die Be­
messung der Höhe ... wäre 
vor allem die durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit al­
ler ausländischer Arbeitneh­
mer ... und die Verbraucher­
geldparität im Herkunftsland 
zu berücksichtigen“. (Wo- 
chendiensl Nr. 12 des Staats­
ministeriums Baden-Württem­
berg)

Wie diese Berücksichtigung 
ausfallen soll, kann man an­
hand der Kindergeldzahlung 
für türkische Kinder in der 
Türkei ermessen: statt wie hier 
für das erste Kind 50 DM wird

Kriegsmittel. Bahro rief unter 
Hinweis auf die „erstarkte 
Friedensbewegung in der 
DDR“ dazu auf, am besten 
jetzt eine deutsch/deutsche Be­
wegung als Volksbewegung zu 
schaffen. Die Perspektive der 
Friedensbewegung liege darin, 
einen „neuen deutschen Pa­
triotismus“ ins Leben zu ru­
fen. Man solle sich dabei an 
dem großen „deutschen“ Poli­
tiker Bismarck orientieren, 
wobei der „neue deutsche Pa­
triotismus“ ja nicht gleich bis 
ehemals Ostpreußen gehen 
müßte. Die ganze Kundgebung 
der „Vereinigten Münchner 
Friedensinitiativen“ richtete so 
gut wie keinen Angriff auf die 
Ziele der Reaktion; das NA- 
TO-Bündnis als Aggressions­
bündnis und die Rolle der 
BRD darin stand wenig zur 
Debatte. Insofern konnte diese 
Kundgebung überhaupt nicht 
fördernd wirken, Kräfte zu

für dieses bloß 10 DM gezahlt, 
20% also. Für die Erstattung 
von Rentenversicherungsbeiträ­
gen gilt gegenwärtig noch eine 
Wartezeit von 2 Jahren. Diese 
soll als „Erleichterung“ fort­
fallen. Erstattet wird aus­
schließlich der Arbeitnehmer­
beitrag, also die Hälfte, und 
weder „dynamisiert“, noch 
„inflationiert“ oder wenig­
stens verzinst: nach Angaben 
der Regierung in den gegen­
wärtigen Erstattungen durch­
schnittlich 8000 DM (sozialpo­
litische Informationen v. 8.4.). 
Gleichzeitig verweigert die 
westdeutsche Regierung rigo­
ros die Verhandlung über die 
seit 1978 wiederholt von der 
türkischen Rentenversiche­
rungsanstalt geforderte Aus­
zahlung sämtlicher Rentenver­
sicherungsbeiträge türkischer 
Arbeiter in der BRD an die 
türkische Versicherung.

Angriff auf 
Lohnfortzahlung

Auf Betreiben der F.D.P. und 
deren Graf Lambsdorff hatte 
die Bundesregierung das Ar- 
beits-, Innen- und Justizmini­
sterium beauftragt, einen Be­
richt über mögliche Eingriffe 
in die bestehende Lohnfort­
zahlungsregelung vorzulegen. 
Zwar liegt der Bericht noch 
nicht vor, aber dem Vorschlag

sammeln gegen die Vorhaben 
der Reaktion mit nächstem 
Zielpunkt anläßlich des Rea­
gan-Besuches. Zu sehr bestim­
mend waren Chauvinismus 
und Geschrei, daß die SPD 
wieder einmal verraten habe 
usw. usf. Anstatt langsam zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die 
SPD halt eine reformistische 
Partei, das Lamentieren dar­
über nicht der Kampf gegen 
die Reaktion ist. Die Demon­
stration der Jungsozialisten 
und Falken, der sich die Kund­
gebungsteilnehmer der
„Münchner Friedensinitiati­
ven“ angeschlossen hatten, en­
dete mit einer Kundgebung auf 
dem Königsplatz. Dort sprach 
sich Juso-Vorsitzender Piecyk 
gegen den Rüstungsexport und 
die Türkeihilfe aus. Kindsmül­
ler, Vorsitzender der Falken, 
stellte fest, daß es weder im 
Frieden noch im Krieg eine Ge­
meinsamkeit mit dem Klassen­
feind gebe und griff den Rü­
stungshaushalt, der vom Pro­
fitkapital diktiert sei, an.

des Arbeitgeberverbandes, 
auch die Beamten bei der Ein­
schränkung der Lohnfortzah­
lung einzubeziehen, scheinen 
Bundesregierung und CDU/ 
CSU zu folgen. Dabei sind sie 
auf ein weiteres Problem ge­
stoßen. Die Lohnfortzahlung 
bei Arbeitern und Angestellten 
ist größtenteils durch Tarifver­
träge gesichert. Kann eine ge­
setzliche Änderung überhaupt 
eine tarifliche Änderung nach 
sich ziehen? Dies scheint vor 
allem aber eine politische Fra­
ge zu sein, wie weit Errungen­
schaften der Arbeiterbewe­
gung beseitigt werden können. 
Eine Unionskommission erar­
beitet auch Vorschläge: Teil­
krankschreibung, Verschär­
fung der Kriterien für Krank­
meldungen aus dem Ausland, 
Ausschließung des Doppelbe­
zuges sozialer Leistungen, 
Streichung der Lohnfortzah­
lung bei Sterilisation und 
Schwangerschaftsabbruch, 
stärkere Einschaltung der Ver­
trauensärzte im möglichen 
Rahmen, Konkretisierung der 
Leistungsverweigerungsrechte 
des Arbeitgebers bei schuld­
hafter Versäumung von Pflich­
ten durch den Arbeitnehmer 
und Verschärfung der Ärzte- 
Richtlinien für die Arbeitsun­
fähigkeitsschreibung. Arbeits­
minister Ehrenberg hat sich ge­
gen solche Pläne ausgespro­
chen. Ob er im Ministeramt 
verbleibt?

Publikationen 
des BWK

Reihe Arbeitshefte:

Arbeitsheft 1 
Lohnstandard und Ge­
werkschaftsbewegung

Arbeitsheft 2
Liberale Innenpolitik

Arbeitsheft 3
Die ideologische Reaktion 
sammelt sich

Arbeitsheft 4 
Bildungsreform von der 
Kinderkrippe bis zur Pro­
motion

Arbeitsheft 5
Die Außenpolitik des BRD- 
Imperialismus

Preis pro Heft: 3 DM 
Sammelband (ganzleinen): 
20 DM

*
Ergebnisse der zweiten or­
dentlichen Delegiertenkon­
ferenz des BWK
(Februar 1982) 
Preis: 3 DM

♦
Entschließung zur Politik 
gegen imperialistischen 
Krieg und Reaktion 
(Zweite ordentliche Dele­
giertenkonferenz des
BWK)
Preis: 1 DM

♦
Entschließung zur Lohnpo­
litik
(Zweite ordentliche Dele­
giertenkonferenz des
BWK)
Preis: 1 DM

*
Programm und Statut des 
Bundes Westdeutscher 
Kommunisten (BWK)
Preis: 0,50 DM

(alle Preisangaben ohne 
Porto)
Bestellungen sind zu rich­
ten an:
GNN Verlagsgesellschaft 
Politische Berichte m.b.H. 
5000 Köln 1
Kamekestr. 19
Tel.: 0221/517457

6



Streik bei Ideal-Standard in Neuss

Lohnlage
Die Kapitalisten legen wachsende 
Unsummen im Ausland an
Die Kapitalistenpropaganda hetzt: Die 
Investitionen von heute sind die Ar­
beitsplätze von morgen! Was ver­
braucht wird, kann nicht investiert 
werden! Lohnforderungen erzeugen 
Arbeitslosigkeit! Lohnpause wäre ge­
boten, zumindest in Problembranchen 
wären Lohnsenkungen erforderlich! 
Jede Branche kann eine Problembran­
che werden! Spart an den Löhnen, so­
lange Zeit ist! - Diese allseits bekann­
te Reklame erweckt den Eindruck, die 
Profite der Kapitalisten seien so nie­
drig, daß für Investitionen kein Geld 
da wäre. Und das trifft nicht zu.

1980 zum Beispiel hat der DM-Wert 
der in der BRD und Westberlin vorge­
nommenen Ausrüstungsinvestitionen 
rund 132 Mrd. DM ausgemacht. Im 
selben Jahr exportierten die BRD-Ka- 
pitalisten rund 8 Mrd. Kapital ins Aus­
land. Über diese direkten Unterneh­
mensbeteiligungen hinaus hatte man 
noch ein rundes Sümmchen von 7 
Mrd. übrig, um sich durch Kauf zum 
Beispiel festverzinslicher Wertpapiere 
- wiederum im Ausland - ein Polster 
zu verschaffen. Zusammen ein Betrag 
von etwa 11,4% der in der BRD und 
Westberlin vorgenommenen Ausrü­
stungsinvestitionen. Das ist schon was. 
Das muß erst einmal übrig gemacht 
werden. Aber vielleicht war 1980 ein 
Ausnahmejahr?

1981 machten die Ausrüstungsinve­
stitionen in der BRD und Westberlin 
133 Mrd. DM aus. Inflationsbereinigt 
also ein Rückgang der Investitionstä­
tigkeit. Für Kapitalexport und Polster­
bildung allerdings hatten die Kapitali­
sten 16,6 Mrd. übrig. Das waren schon 
12,5% der Summe, die sie im selben 
Jahr in Ausrüstungen in der BRD und 
Westberlin investiert hatten. Keinerlei 
Knappheit machte sich bemerkbar.

Die ersten Monatszahlen für 1982 
deuten an: Man wird in diesem laufen­
den Jahr noch mehr Kapital ins Aus­
land schaffen. Dies trotz des Gejam- 
meres über die schlechte Geschäftsla­
ge, die hohen Lohnkosten usw. usf., 
man kennt den Gesang.

Übrigens ist das Ausmaß dieses Ge­
schäfts schon was Neues in der Wirt­
schaftsgeschichte der BRD. 1975 z.B. 
machten die entsprechenden Posten erst 
9,2% der damaligen Inlandsinvestitio­
nen für Ausrüstung aus, in den Jahren 
vorher noch weniger. Und der Überle­
gung wert ist auch, daß die Zahl von 
Arbeitern und Angestellten, die in an­
deren Ländern für das Wohl des BRD- 
Kapitals sich schinden müssen, der 
Zahl der Arbeitslosen in der BRD in 
ungefähr gleichkommt.

Was zieht das Kapital ins Ausland? 
Nicht nur Gründe der internationalen 
Konkurrenz. Immerhin hat die BRD 
nach dem zweiten Weltkrieg sehr lange 
Zeit keinen nennenswerten Kapitalex­
port getätigt. Das Geschäft lief, wie er­
innerlich, trotzdem gut. Vielleicht so­
gar zu gut. Denn, wie viele auch noch 
wissen, entstanden für die Kapitalisten 
Probleme von wegen des verfügbaren 
Arbeitskräftepotentials. So wie jetzt, 
ist’s viel praktischer: Man schafft 
wachsende Teile des Profits ins Ausland. 
Das liefert gleichzeitig die Möglichkeit, 
den inländischen Arbeitsmarkt zu ent­
lasten. Man kann aus der reduzierten 
Zahl von Beschäftigten noch mehr her­
ausholen. Man kann sich gnädig von 
Regierungsseite helfen lassen. Zu einer 
Beschäftigungszunahme muß man’s 
nicht kommen lassen, da sei Gott und 
Graf Lambsdorff davor. Man wird 
noch mehr Kapital exportieren.

Die Strategen von Arbeitsplatzbe­
schaffung müßten sich vielleicht ent­

schließen, Forderungen gegen die Frei­
heit des Kapitalverkehrs aufzustellen. 
Das wär allerdings nicht marktwirt­
schaftlich. Wieso konnten die Kapitali­
sten die Gewerkschaftsbewegung der­
artig in die Zwickmühle nehmen? Das 
Tor zum Kapitalexport wurde geöffnet 
durch die Rüstungspolitik. Seitdem die 
Stellung der BRD im NATO-Bündnis 
und in der EG so erstarkt ist, wird das 
westdeutsche Kapital wagemutig. Wer 
Kapital exportiert, muß es auch zu 
schützen wissen.

Das Lumpenspiel der Kapitalisten 
kann aber durchkreuzt werden. Daß 
ihnen so viel Geld bleibt, muß nicht 
sein. Zu politischen Forderungen nach 
Einschränkung des Kapitalexports 
wird es nach Lage der Dinge aber erst 
kommen, wenn die Belegschaften be­
ginnen, sich der verstärkten Ausbeute­
rei, der Kombination von Entlassun­
gen und Überstunden, von Lohnsen­
kung und Beschleunigung des Arbeits­
tempos zu widersetzen.

Übrigens meldet dieser Tage IG Me­
tall, bei Ideal-Standard in Neuss hätte 
die Belegschaft die Arbeit niedergelegt, 
weil die Geschäftsleitung sich weigert, 
den Lohnabschluß auf den Effektiv­
lohn auszuzahlen. Das wird nicht der 
einzige Streik in diesem Jahr bleiben. 
Qucllenhinweis: Statistische Beihefte zu den Monatsbe­
richten der Deutschen Bundesbank, Reihe 3, März 82, 
Reihe 4, April 82

Druckindustrie
Druckkapitalisten 
wollen Lohnsenkung

Die IG Druck und Papier ist mit fol­
gender Forderung in die Tarifausein­
andersetzung gegangen: Erhöhung der 
Löhne und Gehälter um 7,5 Prozent, 
Vorweganhebung der untersten Ge­
haltsgruppen, soweit die Eingangsstu­
fen in den regionalen Angestelltentarif-

Hohe Übertarife erhalten Facharbeiter 
an der Repronik. Die tarifliche Absi­
cherung soll mit der neuen Lohnstruk­
tur erreicht werden. 7,5% mehr und 
die Struktur sind für eine Hilfskraft in 
LG II zwischen 151 DM und 385 DM 
mehr im Monat brutto.
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Verträgen unter der Eingangsgruppe 
der Hilfskräfte im Lohntarifvertrag lie­
gen, auf z. Zt. 1362 DM; Erhöhung 
der Ausbildungsvergütung auf ... 
vom Facharbeiterecklohn: 1. Ausbil­
dungsjahr 50% minus 200 DM, 2. Aus­
bildungsjahr 50% minus 100 DM, 3. 
Ausbildungsjahr 50% und danach 
50% plus 100 DM. Mit den Löhnen 
soll eine neue Lohnstruktur verhandelt 
werden, die vorsieht: Erhöhung der 
Eingangsstufe für Hilfskräfte um 1% 
auf 75% vom Facharbeiterecklohn für 
das erste Jahr der Beschäftigung, da­
nach automatische Höhergruppierung, 
die Möglichkeit für Hilfskräfte, bis auf 
100% des Ecklohns zu kommen, bei 
den Facharbeitern Öffnung der Lohn­
staffelung bis zu 130% vom Ecklohn 
und Öffnung für alle Facharbeiter der 
Druckindustrie (bisher waren 120% die 
höchste Staffel und nur den Maschi­
nensetzern vorbehalten). Die Begrün­
dung dieser Forderungen: Höhere Ab­
sicherung der Effektivverdienste, Re­
duzierung der Lohngruppen für die 
grafischen Hilfskräfte, tarifliche Auf­
stiegsmöglichkeiten .

Von Anfang an weigerten sich die 
Druckkapitalisten, über die neue 
Lohnstruktur und die Ausbildungsver­
gütungen zu verhandeln. ,,Jedes Au­
genmaß für das wirtschaftlich Vertret­
bare“ sei zu vermissen, sagte Gerold 
Mack, BVD-Vizepräsident, und „eine 
Steigerung der Ausbildungsvergütun­
gen ... sei geradezu widersinnig“. Am 
30.3. erklärte die IG Druck und Papier 
die Verhandlungen für gescheitert und 
lehnte auch das 4,2%-Angebot ab, die 
Schlichtung begann. Die Absicht der 
Druckkapitalisten ist folgende: Sen­
kung des Lohnstandards, Verhandlun­
gen über die neue Lohnstruktur zu­
sammen mit den Manteltarifverhand­
lungen und auf 1983 bezogen, Abblok- 
kung der anstehenden Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden mit 
dem Hinweis auf die Strukturverhand­
lungen.

Die Schwierigkeiten im Zusammen­
schluß gegen die Kapitalisten bestehen 
in dieser Tarifauseinandersetzung dar­
in, daß Einheit und Kampfbereitschaft 
auf Basis einer Lohnforderung herge­
stellt werden müssen, die nicht geeignet 
ist, den Reallohnabbau zu verhindern. 
Zwar hat die IG Druck und Papier die 
Forderungen als Einheit aufgestellt, sie 
ist aber bereit, Zugeständnisse beim 
Lohn zugunsten der Struktur zu ma­
chen. „Wenn die Unternehmer uns 5% 
anböten, würden wir sofort abschlie­
ßen“, sagte ein Mitglied der Großen 
Tarifkommission. Nach einem Ab­
schluß, der eindeutig Reallohnverlust 
bedeutet, noch einmal die Kräfte zu 
sammeln, um die neue Lohnstruktur 
ohne Abstriche durchzusetzen, wird 
schwierig. Abstriche bei den Hilfsar­
beiterlohngruppen dürfen auf keinen 
Fall hingenommen werden.

Ostermarsch 1982
Politisch klare Forderungen 
beginnen sich durchzusetzen

Kellinghusen bei Hamburg: Bundeswehrsoldaten nehmen trotz Strafandrohung 
an der Demonstration teil Foto: Meyborg, UZ

Dies berichtet die bürgerliche Presse ... ... und dies berichtet sie nicht
Kundgebung in Frankfurt Ostermarsch Ruhr 82, Dortmund
Foto: FAZ eigenes Foto

10000 nehmen an der Abschlußkundgebung in Nürnberg teil, auf der der Bevoll­
mächtigte der IG Metall spricht. Krankenhausbeschäftigte demonstrieren, wie sie 
nach einem Atomangriff zwischen mehr oder weniger verseuchten Patienten un­
terscheiden müßten. Foto: Nürnberger Nachrichten
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An den Ostermärschen dieses Jahres 
beteiligten sich mehrere Hunderttau­
send. Die Nachrichten über den im ein­
zelnen recht unterschiedlichen Verlauf 
der Aktion lassen doch erkennen, daß 
der religiös eingefärbte, politisch aber 
unbestimmte Pazifismus der früheren 
Jahre weithin durch das Bestreben ab­
gelöst wird, politisch eindeutige Forde­
rungen beispielsweise gegen die Rü­
stungspolitik der BRD, gegen deren 
NATO-Mitgliedschaft, gegen ihre Ma­
chenschaften in der Türkei zu vertre­
ten. Dieser politische Entwicklungs­
prozeß von Hunderttausenden ver­
läuft nicht widerspruchsfrei, die Ak­
tion war auch von politischen Diffe­
renzen geprägt. Seitdem die große De­
monstration im letzten Herbst sich 
stumm und dumm von nationalisti­
schen Bühnengesängen Epplers, Al- 
bertz’ und anderer überfahren ließ, 
bringen diese Leute in Schwang, es sei 
gerade dieser Nationalismus gewesen, 
der die Mobilisierung so vieler ermög­
licht hätte. Seither ist landauf, landab 
jede Bemühung, gegen die friedensge­
fährdende und kriegsvorbereitende 
Politik der BRD vorzugehen, belästigt 
von Hinweisen, man müsse für die Ab­
rüstung anderer Mächte unbedingt, 
unbedingt gleichzeitig, vielleicht sogar 
als Voraussetzung für die Schritte der 
BRD eintreten.

Die Ritter dieser Richtung suchten 
und fanden einiges Glück in der Ak­
tion. Anders jedoch als noch bei der 
Bonner Kundgebung tut sich inzwi­
schen ein Bedürfnis auf, dem zu ent­
gegnen. Zu Bochum sang der unselige 
Biermann einer Versammlung von 
20000 z.B. sein Lied vom Soldaten in 
Uniform vor, das auf die Zeile endet 
,»Soldaten sind sich alle gleich ...“ 
Als nächster Redner entgegnete ihm 
ein Gefreiter der Bundeswehr, er lege 
Wert auf den Unterschied, der zwi­
schen den Soldaten der Bundeswehr 
und den Generalen der Bundeswehr 
bestünde. Er hatte die Kundgebung 
auf seiner Seite. Versucht man eine all­
gemeine Bewertung der Aktion, so er­
gibt sich: Der bürgerlichen Propagan­
da ist es nicht gelungen, den Wunsch 
nach Frieden zu einem Wunsch nach 
Abrüstung vornehmlich anderer Län­
der umzuformen. Die bürgerliche Poli­
tik hat vielmehr zunehmend mit klaren 
Forderungen gegen die Rüstungs- und 
Kriegsvorbereitungspolitik der BRD zu 
rechnen. Viele Leute verstehen, daß 
für Aggressoren der Pazifismus, den 
sie bei ihren eigenen Truppen so ab­
scheulich finden, auf Seiten nahelie­
gender Opfer eine feine Sache ist. Der 
Gefühlsdampf der Bonner Kundge­
bung lüftet sich, wahrscheinlich, weil 
immer mehr Leute sich mit den Interes­
sen befassen, die der kriegsvorbereiten­
den Politik der westdeutschen Mono­
polbourgeoisie zugrunde liegen. Das ist 
wirklich ermutigend.

Treuepflicht abgestuft
Kein Fortschritt gegen 
das Beamtenrecht

Am 28. April will das Bundeskabinett 
über einen Gesetzentwurf aus dem In­
nenministerium beraten, angeblich mit 
dem Ziel, die Verfassungstreuepflicht 
von Beamten von oben nach unten hin 
abzuschwächen, betreffs der diszipli­
narischen Ahndung außerdienstlicher 
Dienstvergehen von Beamten. Nach 
dem Entwurf sollen bei der Entschei­
dung, ob ein außerdienstliches Verhal-

Zwangseinsatz von Postbeamten in 
Hamburg im Streik der DPG für mehr 
Freizeit bei Schichtarbeit

ten im Hinblick auf die dem Beamten 
obliegenden Pflichten ein Dienstverge­
hen ist, Art und Ausmaß des Verhal­
tens sowie die dem Beamten übertrage­
nen Aufgaben zu berücksichtigen sein. 
Ein Dienstvergehen sei dann anzuneh­
men, wenn das außerdienstliche Ver­
halten auch unter Beachtung der dem 
Beamten zustehenden Grundrechte, 
insbesondere des Rechts auf freie Mei­
nungsäußerung, nicht hingenommen 
werden kann.

Zwar schon im November 1980 in 
der Regierungserklärung des Bundes­
kanzlers angekündigt, war diese Geset­
zesinitiative anscheinend zurückgestellt 
worden, bis die Entscheidung im soge­
nannten Peter-Prozeß gefallen war, 
denn die erste Instanz hatte 1980 auf 
Freispruch für Peter entschieden. 1978 
war gegen den im CDU-regierten Ba­
den-Württemberg beschäftigten Post­
beamten Peter ein Disziplinarverfah­
ren eingeleitet worden wegen Mitglied­
schaft und Aktivität in der DKP seit 
1970. Verletzung der Treuepflicht war 
zwar festgestellt worden, aber keine 
schuldhafte, da erst 1975 das Bundes­
verfassungsgericht die politische Treue­
pflicht über die Wirkung des Partei­
enprivilegs stellte. Seither ist die Mit­

gliedschaft in einer politischen Partei, 
die verfassungsfeindliche Ziele ver­
folgt, mit Entfernung aus oder Nicht­
einstellung in den öffentlichen Dienst 
zu ahnden, unabhängig davon, ob ihre 
Verfassungswidrigkeit durch Urteil des 
BVerfG festgestellt ist oder nicht. Dar­
auf stützte sich der Bundesdisziplinar- 
anwalt in der Berufung, und im Okto­
ber 1981 entschied das Bundesverwal­
tungsgericht auf Entlassung des Beam­
ten Peter, indem es die Ziele der DKP 
als verfassungsfeindlich deklarierte 
(siehe Pol. Berichte Nr. 1/82).

Im Februar 1982 will die CDU/ 
CSU-Opposition im Bundestag dann 
wissen, in wieviel Fällen aufgrund des 
,,Peter-Urteils“ mit einem Disziplinar­
verfahren zu rechnen sei, und hat ge­
gen den Gesetzentwurf ebenfalls unter 
Berufung auf das ,,Peter-Urteil“ Ver­
fassungsklage angekündigt. Sie sieht 
Beeinträchtigung im einfachen und 
mittleren Dienst genauso wie im höhe­
ren. Ein einfacher,,verfassungsfeindli­
cher“ Fernmeldebeamter könne ganze 
Anlagen insbesondere in Krisenzeiten 
außer Funktion setzen.

Am 27. April sollen die Beamtenver­
bände zu dem Entwurf gehört werden. 
Der Deutsche Beamtenbund kritisiert 
ganz ähnlich wie die CDU/CSU den 
Entwurf als verfassungswidrig. Die 
ÖTV bekräftigte erst im Dezember 
1981 ihre Ansicht, daß die Dreiteilung 
der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst nur noch historisch erklärbar 
und überholt sei und fordert ein an ein­
heitlichen Grundsätzen orientiertes 
Personalrecht, das die Tarifautonomie 
auf alle Bereiche des öffentlichen Dien­
stes ausdehnt. Es ist nicht zu erwarten, 
daß der vorgelegte Gesetzentwurf zur 
Verwirklichung dieser Forderung bei­
trägt.
Quellenhinweise: Verseh. Drucksachen der Bundesregie­
rung (Anfragen der CDU/CSU); NJW 14/82 (Bundesver- 
waltungsgerichlsurteil vom 29.10.81 - ID 50/80; ÖTV- 
Magazin 12/81

BVG-Urteil
Heuern und Feuern als
Sozialstaatsprinzip

Am 6. April hatte das Bundesverfas­
sungsgericht verkündet: Die grundge­
setzliche Rundfunkfreiheit gebietet, 
daß die „freien Mitarbeiter“ kein 
Recht auf ein unbefristetes Arbeitsver­
hältnis haben. Seit 1976 hatte dagegen 
das Bundesarbeitsgericht den Klagen 
von ständig beschäftigten „freien Mit­
arbeitern“ auf einen Arbeitsvertrag zu­
gestimmt. Diese Arbeitsgerichtsurteile 
wurden jetzt als grundgesetzwidrig 
aufgehoben. Der WDR, der über die­
sen Klageweg 400 Beschäftigten einen 
Arbeitsvertrag hatte zugestehen müs­
sen, feierte den „bedeutenden Rückge-
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winn an Programm freiheit“. Der 
WDR hatte, wie auch andere ARD- 
Anstalten und das ZDF, Beschäfti­
gungssperren gegen ,,freie Mitarbei­
ter“ verhängt.

WDR-Intendant F.-W. v. Sell veröf­
fentlichte nach dem Urteil: „Die 
Rundfunkanstalten werden künftig 
den mittlerweile ausgetrockneten 
Markt für freie Mitarbeiter wieder be­
leben.“ Eine Woche später schritt der 
WDR zur Tat und kündigte fristlos 
den Beschäftigten, deren Arbeitsge­
richtsurteile das Bundesverfassungsge­
richt jetzt aufgehoben hatte. „Heuern 
und Feuern“ griff die Rundfunk-Fern- 
seh-Film-Union, eine Abteilung der 
DGB-Gewerkschaft Kunst, mit einem 
im Betrieb verteilten Flugblatt vom 
16.4. die „Willkür des Intendanten“ 
an.

Laut Gericht gehört das schranken­
lose Auswechseln der beschäftigten 
Journalisten, Reporter, Kameramän­
ner und Cutter notwendig zur grundge­
setzlichen Rundfunkfreiheit. Der 
WDR-Intendant: „Herr des Pro­
gramms sei, wer über das Rundfunk­
personal verfügt.“ Wer dagegen das

CDU/CSU

Anfrage über „Militarisierung in der 
DDR“ soll Expansionspolitik verdecken
Nachdem am 4. April auf der Aktions­
konferenz zur Reagan-Demonstration, 
die am 10. Juni stattfinden soll, ein 
schlechter Aufruf beschlossen wurde, 
der vielen zu rechts ist, erklärten dage­
gen die Grünen, diesen Aufruf nicht 
unterstützen zu können, weil im Auf­
ruf die Solidarität mit der DDR-Frie­
densbewegung fehle. Zuvor hatte Ru­
dolf Bahro - für die Grünen - die 
DKP als Agentur der Sowjetunion be­
schimpft und die DKP als Fossil aus 
der Zeit des Kalten Krieges bezeichnet. 
Petra Kelly von den Grünen erklärte, 
die Friedensbewegung sei unfähig zu 
handeln.

Wenige Tage vor diesen Auftritten 
hat die CDU/CSU-Fraktion im Deut­
schen Bundestag eine Große Anfrage 
zur „Militarisierung in der DDR“ ein­
gebracht, dies hätte auch dem Bundes­
vorstand der Grünen bekannt sein 
können. Diese Große Anfrage ist Teil 
einer Propagandakampagne der 
CDU/CSU gegen die DDR. Bereits vor 
Monaten hat die CDU/CSU mehrere 
Anfragen und Anträge an den Bundes­
tag gerichtet: Einen Antrag über die 
„Presse- und Informationsfreiheit in 
der DDR“ und über „Wahlen zur 
Volkskammer der DDR“ und eine An­
frage über den Stand der „Koalitions­
freiheit in der DDR“. 24 Fragen richtet 

Recht auf einen Arbeitsvertrag und 
Kündigungsschutz fordert, schränkt 
nicht die Willkür des Dienstherrn ein, 
sondern handelt unsozial, laut Begrün­
dung des Bundesverfassungsgerichts, 
das allein in der Beseitigung des Rechts 
auf einen Arbeitsvertrag die „sozial ge­
rechte Ordnung“ verwirklicht sieht: 
,,... der arbeitsrechtliche Bestands­
schutz ... entfaltet eine Sperrwirkung 
und verschlechtert damit die Chancen 
derjenigen, welche sich die Mitarbeit 
im Rundfunk zur Aufgabe machen 
wollen, ... die im anderen Falle, wenn 
auch ohne feste Anstehung, Arbeit 
und Verdienst finden würden. Diese 
Auswirkung kann schwerlich im Sinne 
des Sozialstaatsprinzips liegen, das die 
Verwirklichung einer sozial gerechten 
Ordnung für alle gebietet, also gerade 
auch zur Sorge für diejenigen ver­
pflichtet, die keinen Arbeitsplatz ha­
ben.“
Die RFFU, bei der 3000 „freie Mitar­
beiter“ organisiert sind, fordert die 
Aufhebung der Beschäftigungssperren 
und „akzeptable tarifvertragliche Re­
gelungen“ mit Kündigungsschutz.
Quellenhinweis: Bundesverfassungsgericht, Urteil in dem 
Verfahren 1 BvR 848/77 u.a.

die CDU/CSU in der Großen Anfrage 
zur „Militarisierung in der DDR“ an 
die Bundesregierung. Da sich die Bun­
desregierung der reaktionären Propa­
ganda sicher nicht entziehen wird und 
zwischen den Parteien in der „deut­
schen Frage“ große Übereinstimmung 
herrscht, wird eine detaillierte Beant­
wortung der CDU/CSU noch weiteren 
Stoff für ihre Propaganda liefern. Um 
die 24 Fragen zu beantworten, wird die 
Bundesregierung sich aber nicht nur in 
die inneren Angelegenheiten der DDR 
einmischen, sondern auch noch sämtli­
che Spitzelmaterialien über die DDR 
mit einer frechen Selbstverständlich­
keit veröffentlichen, wie sie dies bereits 
öfter getan hat. Zusammenfassend 
stellt die CDU/CSU fest: „Angesichts 
dieser Situation ist es notwendig, die 
Militarisierung in der DDR zum Ge­
genstand einer politischen Diskussion 
in der Bundesrepublik Deutschland zu 
machen.“

Ob die CDU/CSU überhaupt ein 
Recht hat, sich mit Propagandakam­
pagnen in die inneren Angelegenheiten 
der DDR einzumischen, ist für sie kei­
ne Frage. Sie geht vom „Wiederverei­
nigungsgebot“ aus, mit dem die BRD 
Ansprüche auf das DDR-Staatsgebiet 
erhebt. Was die politischen Grundla­
gen der Wiedervereinigung sind, sagt 

die Verfassung der BRD in der Präam­
bel: „Es hat auch für jene Deutschen 
gehandelt, denen mitzuwirken versagt 
war. Das gesamte Deutsche Volk bleibt 
aufgefordert, in freier Selbstbestim­
mung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden.“

Die CDU/CSU weist in ihrer Propa­
ganda auf die noch weitergehenden 
Festlegungen des Urteils des Bundes­
verfassungsgerichts zum Grundlagen­
vertrag von 1973 hin:

„Aus dem Wiedervereinigungsgebot 
folgt: Kein Verfassungsorgan der Bun­
desrepublik Deutschland darf die Wie­
derherstellung der staatlichen Einheit 
als politisches Ziel aufgeben, alle Ver­
fassungsorgane sind verpflichtet, in ih­
rer Politik auf die Erreichung dieses 
Zieles hinzuwirken — das schließt die 
Forderung ein, den Wiedervereini­
gungsanspruch im Inneren wachzuhal­
ten und nach außen beharrlich zu ver­
treten - und alles zu unterlassen, was 
die Wiedervereinigung vereiteln 
würde.“

Die Wiedervereinigung auf der Ver­
fassung der BRD ist eine klare Bedro­
hung der DDR. Ob die Ansprüche auf 
„deutsche Gebiete“ sogar die Grenzen 
von 1937 einschließen, wie der Be­
schluß der Kultusminister das vorsieht, 
ist unter den bürgerlichen Parteien 
strittig. Wenn der Grundlagenvertrag 
„Gewaltverzicht“ gegenüber der DDR 
festlegt und immer wieder die „friedli­
che“ Einverleibung der DDR hervor­
gehoben wird, so ist doch die Propa­
gandastrategie der CDU offensicht­
lich: Pazifismus in den Reihen des 
Gegners zu verbreiten, um eine Einver­
leibung der DDR möglichst leicht und 
gewaltfrei durchsetzen zu können. 
Welchen Grund könnte die CDU/CSU 
anders verfolgen, die in der BRD 
Hauptkraft in der Aufrüstung der

DDR-Grenzmarkierungen werden auf 
dem Bild „nur“ erneuert
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Bundeswehr ist und seit jeher war? 
Welchen anderen Grund kann diese 
Partei verfolgen, der die Verteidigungs­
ausgaben der Bundesregierung viel zu 
gering sind und die schon immer gegen 
die Wehrdienstverweigerer größere 
Hetzkampagnen startete?

Die DDR hat 1974 ihre Verfassung 
geändert und alle Bestimmungen nach 
Wiedervereinigung aus der Zeit der 
Gründung der DDR aus der Verfas­
sung gestrichen. So hieß der Artikel 1 

Helmut Kohl (CDU) spaziert selbstbewußt auf den Straßen der DDR

der Verfassung der DDR bis 1974: 
„Die Deutsche Demokratische Repu­
blik ist ein sozialistischer Staat deut­
scher Nation.“ Jetzt heißt es in der gel­
tenden Verfassung: „Die Deutsche De­
mokratische Republik ist ein sozialisti­
scher Staat der Arbeiter und Bauern.“ 
Die DDR vertritt seitdem eine „Zwei- 
Nalioncn-Theorie“. Die Verfassung 
stellt militärische und revanchistische 
Propaganda unter Strafe und verbietet 
Eroberungskriege.

Die BRD bedroht die DDR und 
nicht umgekehrt. Daß in der DDR die 
Wehrausbildung stark betrieben wird, 
ist bekannt. Es stellt sich aber auch für 
denjenigen, der Vorbehalte gegen die 
Politik der DDR hat, die Frage, ob 
und in welchem Zusammenhang eine 
verstärkte Wehrerziehung mit der re­
vanchistischen Hetze der BRD steht. 
Oder soll sich die DDR auf einem Sil­
bertablett der Einverleibung der BRD 
hingeben? Das ist der Wunschtraum 
der westdeutschen Monopolbourgeoi­
sie. Der DDR-Staatsrat verhält sich zu 
den inneren Widersprüchen im eigenen 
Land. Da die Absicht der Einverlei­
bung offensichtlich ist, sind sowieso al­
le kritischen Äußerungen in der BRD 
gegenüber der DDR mit äußerster Vor­
sicht zu genießen.

Vor allem auf die Kirchen in der 
DDR beruft sich die CDU/CSU in ih­
rer Großen Anfrage zur ,,Militarisie­
rung in der DDR“. Zahlreiche kirchli­
che Stellen in der DDR sollen ihre Be­
sorgnis vor einer fortschreitenden Mi­
litarisierung des gesellschaftlichen Le­
bens in der DDR formuliert haben. 
Vor allem wird immer wieder die Ta­
gung der Synode des Bundes der Evan­
gelischen Kirche vom September letz­
ten Jahres zitiert. Diese ist der Schutz­

befohlene der politischen Parteien in 
der BRD; die evangelische Kirche in 
der DDR erhebt unentwegt Ansprüche 
auf Unterstützung durch die BRD. Die 
Ordnung des Bundes der Evangeli­
schen Kirchen in der DDR stellt dazu 
fest:

„Der Bund bekennt sich zu der be­
sonderen Gemeinschaft der ganzen 
evangelischen Christenheit in Deutsch­
land. In der Mitverantwortung für die­
se Gemeinschaft nimmt der Bund Auf­
gaben, die alle evangelischen Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Re­
publik und in der Bundesrepublik 
Deutschland gemeinsam betreffen, in 
partnerschaftlicher Freiheit durch sei­
ne Organe wahr.“

Der Schutz der „Christenheit 
Deutschlands“ und des „gemeinsamen 
Evangeliums“ in den beiden unter­
schiedlichen Gesellschaftsordnungen 
findet aber bereits umfangreich statt. 
„Die Kirchen in der DDR erhalten da­
für (Investitionen in Krankenhäusern 
und Heimen) und für andere Aufgaben 
beträchtliche Hilfe von den Kirchen in 
der Bundesrepublik, deren Höhe je­
doch niemals öffentlich beziffert wor­
den ist“, schreibt R. Henkys im Hand­
buch der Bundesregierung über die 
DDR. 90% der Kirchenneubauten in 

der DDR bezahlen Kirchenkassen der 
BRD-Kirchen. In einer WDR-Sendung 
am 10.11.81 über die DDR-Synode 
konnte man von Henkys erfahren, daß 
etwa 60% aller Ausgaben der Kirchen 
in der DDR die Kirchen der EKD be­
zahlen. Seit 1976 sollen mit diesen Gel­
dern u.a. 51 Krankenhäuser mit 6841 
Betten, 89 Heime für Behinderte mit 
6240 Betten, 117 Erholungs- und Frei­
zeitheime mit 3633 Betten und 326 
Kindertagesstätten mit 17256 Plätzen 
finanziert worden sein.

Seit Jahren arbeiten die Kirchen der 
DDR und der BRD eng zusammen. 
Politiker wie Erhard Eppler, der von 
sich selber behauptet, „wertkonserva- 
tiv“ zu sein, sind im Vorstand der 
EKD. Seine deutsch-nationale Predigt 
auf der Bonner Demonstration am 10. 
Oktober ist für viele unvergeßlich.

Wenn die Kräfte in der evangeli­
schen Kirche der DDR die neue Frie­
densbewegung in der DDR darstellen 
sollen, was man gelegentlich hört, 
kann man nur raten: Vorsicht - nicht 
anfassen! Diese Kräfte sind mit einer 
„Friedensbewegung“ in der BRD 
nicht vergleichbar, die in der BRD ge­
gen die Stationierung der Mittelstrek- 
kenraketen kämpft, aber auch gegen 
die aggressiven und expansionistischen 
Ziele des westdeutschen Imperialis­
mus, wieder ein „Deutschland“ in den 
Grenzen von 1937 zu errichten.

Wenn man diesen reaktionären Zie­
len entgegentreten will, wird man nicht 
umhinkommen, sich mit der Forde­
rung nach „Anerkennung der DDR“ 
auseinanderzusetzen. Wer meint, diese 
Forderung nicht unterstützen zu kön­
nen, wird reaktionären und nationalen 
Zielen der Reaktion immer wieder auf­
sitzen.
Qucllcnhinwcis: Deutscher Bundestag, Drucksachen: 
9/1047, 9/1054, 9/1057, 9/1091, 9/1236 und 9/1550; 
CDU-Bundesgeschäftsstelle: Deutschlandpolitik, Mehr 
tun für Deutschlands Einheit. Beschluß des 30. Bundes* 
Parteitages: Unser Land braucht einen neuen Anfang; 
Evangelischer Pressedienst (epd) Nr. 43/81; Politische Be­
richte Nr. 26/81; Verfassung der BRD und der DDR

DISK-Prozeß
Bastürk darf nicht auf 
die Anklage antworten

Nach siebenwöchiger Unterbrechung 
wird seit dem 14. April vor dem Kriegs­
gericht in Istanbul der Prozeß gegen 52 
Funktionäre des verbotenen türkischen 
Gewerkschaftsbundes DISK fortge­
setzt. Nachdem bis Anfang März die 
über 800 Seiten lange Anklageschrift 
verlesen worden war, hätte nun der 
DISK-Vorsitzende Abdullah Bastürk 
als erster der Angeklagten eine Prozeß­
erklärung abgeben müssen. Wie ein 
Korrespondent der „taz“ aus Istanbul 

I berichtet, hatte Bastürk eine 400seitige 
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Antwort auf die Anklage vorbereitet. 
Kaum jedoch hatte er das Wort ergrif­
fen, wurde er schon unterbrochen, und 
das Gericht untersagte ihm, seine Stel­
lungnahme abzugeben.

Ein weiteres Mal wurden die Ange­
klagten also eines grundlegenden Rech­
tes beraubt. Zu Beginn des Prozesses 
hatte das Gericht bereits entsprechend 
der neu eingeführten Kriegsprozeßord­
nung die Zahl der Verteidiger einge­
schränkt und jeden Verteidiger auf ei­
nen Mandanten begrenzt, so daß die 
gemeinschaftliche Verteidigung der 
Angeklagten unmöglich ist. Zugleich 
versucht der Militärstaatsanwalt, 
durch verschiedenste Schikanen gegen 
die Verhafteten und ihre Angehörigen 
andere, ihm genehme Verteidiger zu er­
zwingen.

Wie schon berichtet, wurde der frü­
here Haupt Verteidiger im DISK- 
Prozeß inzwischen selbst verhaftet. 
Darüber hinaus ist den Angeklagten je­
de Verteidigung erschwert durch das 
Verbot des Kriegsrechtskommandan­
ten, sich während der Verhandlung mit 
ihren Verteidigern zu beraten.

Auch versucht die Junta, die Ge­
werkschaftsfunktionäre von jeder Un­
terstützung abzuschneiden. Geld­
sammlungen für die Angeklagten etwa 
werden als „Raub“ unter Strafe ge­
stellt; die Bankkonten der Angeklagten 
wurden beschlagnahmt; jedes Hilfsan­
gebot durch den Europäischen und den 
Internationalen Gewerkschaftsbund 
hat für die Verhafteten neue Verhöre 
zur Folge. - Daß die Junta in jedem 
Falle die Verurteilung der DISK- 
Funktionäre anstrebt — der Staatsan­
walt hat bereits die Beantragung der 
Todesstrafe angekündigt -, wird 
deutlich auch an den „Instruktions­
treffen“, die Militärrichter und 
-Staatsanwälte allwöchentlich durch­
führen. Überdies sind Aussagen über 
Folterungen, die die Verhafteten vor 
dem Haftrichter zu Protokoll gaben, 
spurlos aus den Akten verschwunden.

Trotz der Folterungen, trotz der Un­
terdrückung aller ihrer Rechte und 
trotz der Bedrohung mit der Todes­
strafe sind die meisten Angeklagten, 
wie das Beispiel Bastürks zeigt, nicht 
gebrochen; sie kämpfen. In der Ver­
nehmung erklärte der DISK-Vorsitzen- 
de, daß die Gewerkschaft, der er ange­
hört, den Kampf gegen Imperialismus 
und Kapitalismus führt, und auf die 
Frage nach der Gewerkschaftssatzung, 
in der sich DISK auf den Klassen­
kampf verpflichtet - ein Anklage­
punkt -, antwortete er, daß DISK auf 
dem Boden der Verfassung wirtschaft­
lich, sozial und politisch alles Reaktio­
näre bekämpft.

Am 8. Mai finden in Duisburg und 
Köln Demonstrationen und Kundge­
bungen gegen Hinrichtungen und Fol­
ter in der Türkei und Kurdistan und 

gegen Massaker gegen das kurdische 
Volk statt.
Für Duisburg (König-Heinrich-Platz), 
11 Uhr, rufen Birkom, FIDEF und 
weitere Organisationen auf.
Für Köln (Neumarkt), 11.30 Uhr, ru­
fen Halkin Kurtulusu und andere auf.
Qucllenhinweis: die tageszcitung, 14.4. und 16.4.82

Mal w inen-Konflikt
Britische Regierung 
in Bedrängnis

Die argentinische Militärjunta läßt zur 
Zeit jeden Abend einen Fernsehkurz­
film zeigen. Zu sehen ist ein Wasser­
glas, das Tropfen für Tropfen langsam 
gefüllt wird. 1833 war das Glas leer. 
Am 2. April 1982 lief es über.

1833 besetzte Großbritannien die 
Malwinen-Inseln, die zum gerade un­
abhängig gewordenen Argentinien ge­
hörten. Seitdem verlangt Argentinien 
die Rückgabe.

Die Rückeroberung der Malwinen 
findet weite Unterstützung in Argenti­
nien. Die Guerilla-Organisation Mon- 
teneros erklärte, sie würde sich an einer 
Regierung der nationalen Einheit zur 
Verteidigung gegen Großbritannien be­
teiligen. Die Gewerkschaften sagten ih­

re Unterstützung gegen Großbritan­
nien zu, wenn gewerkschaftliche Rech­
te wiederhergestellt werden.

Es ist unwahrscheinlich, daß die 
Junta, die am 30. März eine Gewerk­
schaftsdemonstration brutal zusam­
menschlagen ließ und Tausende ermor­
deter Arbeiter und Bauern auf dem 
Gewissen hat, diese Forderung erfüllt. 
Sie ist verschuldet und in vielen Dingen 
abhängig von den Imperialisten, vor 
allem von den USA.

Nur so konnte Außenminister Haig 
Argentiniens Zustimmung zu dem 
„Kompromiß“ erreichen, der eine ge­
meinsame Verwaltung Großbritanni- 
en/Argentinien (mit Polizei), Rückzug 
der argentinischen Truppen und der 
britischen Flotte und Klärung der Sou­
veränität zu einem späteren Zeitpunkt 
vorsah.

Die britische Regierung lehnt diesen 
„Kompromiß“ ab. Sie verlangt, daß 
die britische Herrschaft über die Inseln 
wiederhergestellt wird, dann könne 
verhandelt werden. Die „Falkländer“ 
sollten „frei entscheiden“. Thatcher 
als Vorkämpfer des Selbstbestim­
mungsrechts?

Die Inseln gehören der Falkland-Is- 
land-Company, die mehrheitlich im 
Besitz des Chemiekonzerns Charington 
Coalite ist.

Die britische Sunday Times zur Lage 
der „Falkländer“: „Die meisten Fami­
lien sind Pächter bei der Falkland-Is­
land Company. Ihre Häuser sind in 
Wirklichkeit ,tied cottages‘ (etwa: Be­
triebswohnungen für Landarbeiter), 
und wenn sie zu alt sind zur Arbeit, 
müssen sie gehen, meistens nach Neu­
seeland oder England.“ (4.4.)

Nach Neuseeland deshalb, weil mehr 
als 400 Erwachsene und auf der Insel 
geborene Kinder laut dem 1981 verab­
schiedeten Staatsbürgerschaftsgesetz 
Staatsbürger zweiter Klasse sind und 
ausdrücklich sich nicht in Großbritan­
nien ansiedeln dürfen.

Die britische Flotte soll die Interes­
sen der britischen Imperialisten an der 
profitablen Ausbeutung von Boden­
schätzen in der Antarktis und im See­
gebiet zwischen den Malwinen und Ar­
gentinien wahren.

In diesen Tagen erreichen die Kriegs­
schiffe den Südatlantik. Der Kriegs­
plan sieht einen Überfall auf die kaum 
befestigte, 1000 km vor den Malwinen 
liegende Insel Süd-Georgien vor, da­
nach soll die Flotte argentinische Hä­
fen blockieren. Einen Angriff auf die 
Malwinen selbst zieht die Regierung 
nicht ernsthaft in Erwägung, eine Nie­
derlage wäre wahrscheinlich.

Die Regierung Thatcher verliert jetzt 
die Unterstützung der Oppositionspar­
teien. In der Labour-Partei fordert der 
linke Flügel: „Leistet Widerstand ge­
gen die Kriegspläne der Tories.“ (La- 
bour Herald) Die Vorsitzende der La­
bour-Partei verlangte im Parlament, 
die Flotte zu stoppen. Der Parlamenta­
rische Vorsitzende Foot kommt in Be­
drängnis, seine Unterstützung für die 
Regierung aufzugeben. Auch wenn die 
westdeutsche Presse es gern anders hät­
te: Unter den britischen Arbeitern und 
Angestellten ist der Feldzug zutiefst 
unpopulär.
Quelicnhinweis: Financial Times, Times, verseh. Ausga­
ben, Socialist Worker, 10.4., BBC-Nach rieh teil
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Europäischer Gewerkschaftsbund
Ohne gegenseitige Unterstützung können die Gewerkschaften 
die Angriffe der Kapitalisten kaum zurückweisen
Vom 19. bis 23. April führt der Euro­
päische Gewerkschaftsbund (EGB) sei­
nen IV. ordentlichen Kongreß durch. 
Neben dem Tätigkeitsbericht über die 
vergangenen drei Jahre liegt dem Kon­
greß der Entwurf einer „Allgemeinen 
Entschließung“ vor, die dem EGB er­
leichtern soll, eine Strategie zu finden, 
die Angriffe, die die verschiedenen Ka­
pitalistenklassen und Regierungen in 
Westeuropa angesichts der Krise ihrer 
Wirtschaft auf die Lohnabhängigen 
führen, zurückzuschlagen. Darüber 
hinaus muß sich der Kongreß befassen 
nicht nur mit der Ratifizierung der 
Aufnahmen, die der Exekutivausschuß 
in den vergangenen drei Jahren getätigt 
hat, sondern auch mit den Verfahrens­
grundsätzen über die Neuaufnahme 
von Gewerkschaftsbünden.

1973 beschlossen 17 Gewerkschafts­
bünde aus 15 westeuropäischen Län­
dern die Gründung des EGB. Die Bün­
de, „die alle dem Internationalen 
Bund der Freien Gewerkschaften ange­
schlossen sind und sich folglich ohne 
Vorbehalt zu den Grundsätzen des 
freien demokratischen Gewerkschafts­
wesens bekennen, beschlossen, die so­
zialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Interessen der Arbeitnehmer auf der 
Ebene Europas im allgemeinen und bei 
allen europäischen Institutionen im be­
sonderen — einschließlich der Europä­
ischen Gemeinschaften und der Euro­
päischen Freihandelszone — zu vertre­
ten und zu fördern.

Sie werden über die Erhaltung und 
Verstärkung der Demokratie in Euro­
pa wachen.

Zur Erreichung dieses Zieles erarbei­
tet der Europäische Gewerkschafts­
bund ein Grundsatzprogramm und 
koordiniert die Tätigkeit der ange­
schlossenen Organisationen durch eu­
ropäische Aktionsprogramme.“ (1)

In dieser kurzen Zeit seines Beste­
hens ist der EGB schnell gewachsen. 
Mittlerweile gehören ihm 34 Gewerk­
schaften aus 19 westeuropäischen Län­
dern an, insgesamt 43 Millionen Ge­
werkschaftsmitglieder faßt er zusam­
men. Der erste große Fortschritt kün­
digte sich an, als es im Mai 1974 ge­
lang, eine Einigung mit dem christlich 
orientierten Weltverband der Arbeit 
(WVA) zu erzielen. Die europäische 
Sektion des WVA trat geschlossen in 
den EGB ein, es folgten weitere Ge­
werkschaftsbünde. Im selben Jahr be­
schloß der Exekutivausschuß die Auf­
nahme des italienischen Gewerk­
schaftsbundes CGIL, der bis dahin 

Mitglied im Weltgewerkschaftsbund 
(WGB) gemeinsam mit Gewerkschaf­
ten sozialistischer Länder war. Der 
EGB war in der Mehrheit nicht bereit, 
gleichzeitige Mitgliedschaft im WGB 
und im EGB zuzulassen, der CGIL 
verwandelte daraufhin seine Mitglied­
schaft im WGB in eine assoziierte Mit­
gliedschaft. Die Zahl der organisierten 
Gewerkschaftsmitglieder stieg damit 
von 29 Millionen zur Zeit der Grün­
dung auf 37 Millionen Lohnabhängige 
aus 17 westeuropäischen Staaten.

Die rasche Entwicklung des Zusam­
menschlusses zeugt von den Bemühun­

Kundgebung der Stahlarbeiter in Dortmund im Herbst 1981. Große Anstrengun­
gen haben die europäischen Metallgewerkschaften darauf verwandt, die Tarif­
verhandlungen in der Stahlindustrie in allen Staaten zum gleichen Zeitpunkt 
durchzuführen. Mit dem diesjährigen Tarifabschluß hat die IG Metall den schon 
erreichten Zusammenschluß wieder durchbrochen.

gen der Arbeiterklasse in den verschie­
denen Ländern, die Konkurrenz unter­
einander einzuschränken und gemein­
sam zu handeln. Der Einigungsprozeß 
im EGB ist schwierig, es müssen Ge­
werkschaftsbünde christlicher, soziali­
stischer, kommunistischer Prägung mit 
Einheitsgewerkschaften Zusammenwir­
ken, um gemeinsame Forderungen zu 
erreichen. Die Entfaltung einer erfolg­
reichen Zusammenarbeit kann nur ge­
lingen, wenn sich alle Gewerkschafts­
bünde verpflichtet sehen, ohne Bedin­
gungen die Interessen der Lohnabhän­
gigen zu verfechten und die Kämpfe 
der Arbeiterbewegung in allen Ländern 
zu unterstützen. Die Erarbeitung eines 
Grundsatzprogramms ist bisher nicht 
abgeschlossen, der EGB hat 1976 auf 
dem III. ordentlichen Kongreß ein Ak­

tionsprogramm verabschiedet, das 
auch in den folgenden Jahren gültig 
sein soll.

Sowohl das Aktionsprogramm wie 
auch die dem Kongreß vorliegende 
„Allgemeine Entschließung“ zeugen 
von der Auseinandersetzung zwischen 
den Gewerkschaftsbünden: Auf der ei­
nen Seite enthalten beide Dokumente 
eine Fülle Forderungen, die die Interes­
sen der Lohnabhängigen in den ver­
schiedenen europäischen Staaten wi­
derspiegeln, die Willkür der Kapitali­
sten einzuschränken. Auf der anderen 
Seite ist es einigen Gewerkschaftsbün­

den gelungen, Positionen und Forde­
rungen unterzubringen, die vor allem 
die Konkurrenzfähigkeit der europäi­
schen Kapitalisten fördern sollen.

In den Kämpfen der Arbeiterklasse 
der verschiedenen Länder entscheidet 
sich, welche dieser Positionen sich 
durchsetzt, und damit entscheidet sich 
auch, ob die westeuropäischen Finanz­
bourgeoisien Erfolge erzielen in ihrem 
Bemühen, das Niveau dessen, was ei­
nem Arbeiter oder Angestellten abver­
langt werden kann, auf das niedrigst 
vorzufindende zu drücken.

Allein innerhalb der Staaten, die der 
EG 1972 angehörten, betrug der Un­
terschied zwischen den niedrigsten und 
den höchsten Arbeitsstundenkosten 
3,12 DM. Die Arbeitsstundenkosten 
für Arbeiter und Angestellte erfassen 

13



Lohn, Steuern, Versicherungsbeiträge 
einschließlich des Anteils der Kapitali­
sten. Für 1972 gibt die EG-Statistik die 
niedrigsten Kosten für Italien mit 9,19 
DM pro Stunde an, die höchsten für 
die BRD mit 12,31. Mit der Auswei­
tung der EG verschafften sich die euro­
päischen Kapitalistenklassen den Zu­
griff auf einige Niedriglohnländer, der 
Abstand zu den höchstgezahlten Löh­
nen und Versicherungsbeiträgen ver­
größerte sich. 1979 zahlten die Kapita­
listen für den Ankauf von Arbeitskraft 
je Stunde in Belgien 25,35 DM, in der 
BRD 23,09 DM, in Luxemburg 22,60 
DM, in Dänemark 21,33 DM, in 
Frankreich 18,07 DM, in Italien 13,80 
DM, in Großbritannien 11,05 DM und 
in Griechenland 7,90 DM. (Für Irland 
liegen keine Angaben vor, die Berech­
nung erfolgte auf Grund der ECU-An- 
gaben der EG-Statistik nach dem 
Wechselkurs 1979.)

Der Ausgleich solcher Lohndifferen­
zen erfordert große Geschlossenheit 
und Kampfkraft, ohne gegenseitige 
Unterstützung der verschiedenen Ge­
werkschaftsbewegungen ist dies nicht 
zu erreichen.

Die Bemühungen der Kapitalisten, 
die gegenseitige Unterstützung der Ge­
werkschaften zu verhindern, sind hef­
tig. Jede westeuropäische Regierung 
und jede Kapitalistenklasse führt in 
den derzeitigen wie in den früheren 
Lohnauseinandersetzungen die hohe 
Zahl der Arbeitslosen ins Feld, um 
Besserung ihrer Wirtschaftslage mittels 
Lohnsenkung zu begründen.

Obwohl der EGB mit 13 Milllionen 
registrierten und einigen Milionen 
nicht registrierten Arbeitslosen in 
Westeuropa rechnet, findet sich in kei­
nem seiner Dokumente ein Hinweis, 
daß die Gewerkschaftsbünde darin ei­
nen Grund sehen, Lohnverzicht zu 
üben. Im Gegenteil, für die Lohnaus­
einandersetzungen 1981/82 verpflich­
teten sich alle Mitgliedsbünde im EGB, 
einzutreten 1. für die besondere Anhe­
bung der Niedriglöhne in den einzelnen 
Staaten, 2. für die Beseitigung von 
rechtlosen Arbeitsverhältnissen wie 
Aushilfsarbeit, Leiharbeit und befri­
stete Arbeitsverträge und 3. für das ta­
riflich oder gesetzlich garantierte Recht 
der Gewerkschaften und der Vertre­
tungen der Lohnabhängigen, bei Ein­
führung neuer Technologien unterrich­
tet zu werden durch die Kapitalisten 
und Einspruchsrechte zu erhalten. Da­
bei sei insbesondere darauf zu achten, 
daß nicht ,,Beschäftigungsrückgang, 
Dequalifizierung, Schichtarbeit, repe- 
titive und monotone Arbeit“ (2) die 
Folgen solcher Änderungen der Pro­
duktion sind.

In seinem Tätigkeitsbericht trifft der 
Exekutivausschuß die Einschätzung: 
„In einigen Monaten werden wir vor 
der Aufgabe stehen, die Bilanz dieser

Ausländerbeschäftigung in der EG: Die Reaktion 
will das „Rotationssystem“ wieder einführen
Wenn sich bürgerliche Politiker über 
die Europäische Gemeinschaft aus­
lassen, dann kann man sicher sein, 
daß sie blitzgeschwind ein penetran­
tes Ammenmärchen hervorkehren 
werden: das von der angeblichen 
„Harmonisierung“ der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Lohnabhän­
gigen, der sich die Imperialisten mit 
Bildung der EG verschrieben hätten. 
Welche Ziele die Imperialisten aber 
in Wirklichkeit verfolgten und auch 
heute verfolgen, hatte Ende 1956 das 
damalige „Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit“ 
verlauten lassen. In einer Broschüre 
unter dem. Titel „Internationale 
Lohngefälle“ schrieb es:

„Es wäre ... verhängnisvoll, 
wenn nun auf europäischer Platt­
form bilaterale Mammutmonopole 
einander auf dem Arbeitsmarkt gegen­
übertreten würden, die europäische 
Einheitslöhne aushandeln. Das wäre 
das Ende einer funktionsfähigen eu­
ropäischen Wirtschaft.“ Denn: da in 
Gebieten mit niedrigem Lohnstan­
dard auch die „Leistung“ der Lohn­
abhängigen gering wäre, würde dort 
eine Massenarbeitslosigkeit ausbre­
chen. „Die Meinung, daß die Ar­
beitslosen dann von selbst in die Ge­
biete mit Arbeitermangel abwandern

„Schwerpunktbranchen“ der Aus­
beutung ausländischer Lohnabhängi­
ger in der BRD: Textilindustrie ...

würden, ist schon auf nationaler Ebe­
ne nicht richtig, weil die Menschen 
nicht so leicht von ihrer Heimat Ab­
schied nehmen. Man muß ihnen das
- durchaus ehrenwerte und soziolo­
gisch nicht einmal zu verdammende
- Recht belassen, zu niedrigerem 
Lohn in ihrem Stammland zu blei­
ben“. Nur die Kapitalisten könnten 
„Arbeitskräftewanderungen“ zuwe- 

gebringen. „Der Tariflohn der Länder 
mit höchster Arbeitsproduktivität darf 
auf der anderen Seite nicht so hoch 
festgesetzt werden, daß die Unterneh­
mer nicht mehr die Neigung haben, 
ausländische Arbeiter einzustellen. 
Deshalb empfiehlt sich ein Tariflohn, 
der sich als Mindestlohn vom Effektiv­
lohn dadurch unterscheidet, daß er 
niedriger liegt, damit in dem Spielraum 
zwischen Effektivlohn und tariflichem 
Mindestlohn die Marktgesetzlichkeiten 
spielen können und ausländische Ar­
beitnehmer den Marktlohn (relativ 
oder absolut) bis zum Tariflohn herab­
drücken können.“

Diese Interessen - Senkung des 
„Marktlohns“ in Ländern mit ver­
gleichsweise hohem Lohnstandard 
durch Rekrutierung ausländischer 
Lohnabhängiger und Kontrolle dieser 
„Wanderungszüge“ ausschließlich 
durch die Kapitalisten und die Regie­
rungen - haben sämtliche Imperiali­
sten schon vor Gründung der EWG 
verfolgt.

Die BRD etwa schloß 1951 mit 
Frankreich, 1952 mit Belgien und 1953 
mit Italien erste „Gastarbeitnehmer“- 
Abkommen. 1955, nach einem neuen 
Abkommen mit Italien, begann sie ihre 
erste große Rekrutierungsaktion. Tau­
sende süditalienischer Landarbeiter, 
die wegen der Weitergeltung faschisti­
scher Zwangsgesetze nicht in den Nor­
den des Landes ziehen konnten, wur­
den zum Ernteeinsatz in die BRD re­
krutiert. Bestimmender Grundsatz sol­
cher Abkommen war das „Rotations­
prinzip“: Die ausländischen Lohnab­
hängigen wurden für eine befristete 
Zeit angeworben, nach Erschöpfung in 
ihre Heimatgebiete zurückgejagt und 
durch frische Arbeitskräfte ersetzt.

In dieser ersten Rekrutierungsaktion 
der BRD traten die Grundzüge aller 
folgenden schon offen zutage: Keine 
Freizügigkeit für die Lohnabhängigen, 
sondern polizeilich-gesetzliche Be­
schränkung, um die Lohnabhängigen 
nach Belieben anwerben und abstoßen 
zu können. Nach der Bildung der 
EWG widersetzten sich die Kapitali­
sten jahrelang der Freizügigkeit für 
Lohnabhängige aus den Mitgliedsstaa­
ten. Vor allem aber verlegten sie sich 
auf die Anwerbung von Lohnabhängi­
gen aus „Drittländern“, deren Aufent­
haltsrecht mit ihrem Arbeitsvertrag be­
gann und auch endete.

Anfang der 60er Jahre erlebte diese 
Sorte „Geschäft“ dann einen unge­
ahnten Aufschwung. Die Arbeitskraft­
reserven - mit Ausnahme Italiens -
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8000 der 26000 Lohnabhängigen bei 
Ford-Köln waren 1981 türkischer Na­
tionalität

waren trotz beschleunigtem Bauernle­
gen weitgehend erschöpft, die Imperia­
listen, besonders die BRD, der nach 
dem Bau der Mauer auch der Zustrom 
von Arbeitskräften aus der DDR ver­
siegt war, standen vor der akuten Ge­
fahr, weitgehenden Zugeständnissen 
bei den unteren Lohngruppen, wenn 
nicht sogar deren völliger Beseitigung 
zustimmen zu müssen, wenn sie nicht 
rasch umfangreich billige Arbeitskraft 
herbeischaffen konnten. Dies gelang 
durch Zugriff auf die „Drittländer“, 
in denen die Vernichtung der kleinen 
Bauern durch Warenexporte und Kre­
ditplünderung große Bauernmassen 
für die Ausbeutung ,,freisetzte“.

Die BRD schloß ’60 Anwerbeab­
kommen mit Griechenland und Spa­
nien, ’61 mit der Türkei, ’64 mit Portu­
gal, ’69 mit Jugoslawien, ’69 mit Ma­
rokko und Tunesien. Alle Verträge be­
ruhten auf dem ,,Rotationsprinzip“.

Die Elendszüge von Lohnabhängi­
gen, die die Imperialisten so einleite­
ten, waren ungeheuerlich. Die belgi­
schen Imperialisten verzeichneten in 
den Jahren 1960 bis 1977 zusammen 
1209455 ,, Ein Wanderungen“ und
788639 ,,Auswanderungen“, die nie­
derländischen von 1964 bis 1976 
999294 ,,Ein Wanderungen“ und
654520 „Auswanderungen“. Die fran­
zösischen Imperialisten erreichten von 
1958 bis 1975 5,047 Mio. „Einwande­
rungen“. 50-80% dieser Lohnabhän­
gigen stammten aus „Drittländern“.

Die Spitzenstellung aber verzeichne­
ten die BRD-Imperialisten. Sie saugten 
von 1958 bis 1979 insgesamt 15180310 
„Einwanderer“ an und stießen 
10237157 nach vollzogener Ausbeu­
tung als „Auswanderer“ wieder ab. 
Alle EG-Staaten zusammen, ist die 
Zahl von 30 Mio. „Einwanderungen“ 
von 1958 bis 1979 eher niedrig ge­
schätzt, die „Auswanderungen“ dürf­
ten 15 bis 20 Mio. betragen haben.

Millionen Arbeiter aus „Drittlän­
dern“ wurden um ihre Gesundheit und 
Arbeitskraft gebracht, ihre Familien 
vernichtet, die Steuern und Versiche­
rungsgelder dieser Lohnabhängigen 
blieben „nebenbei“ in den Fängen der 
Imperialisten.

Terroristische Unterdrückung der 
Arbeiter und Bauern in diesen Ländern 
durch Diktaturen vom Schlage Fran­
cos, Salazars, der griechischen Militär­
junta seit 1967 und jetzt der türkischen 
Militärjunta sowie Ausnahmegesetze 
für diese Lohnabhängigen in den 
„Aufnahmeländern“ war und ist ein 
notwendiger Bestandteil dieses „Ar- 
beitskraft-Ansaug-, Ausbeutungs- und 
Abstoß-Systems“ der Imperialisten. 
Dort, wo die Arbeiter und Bauern sich 
von dieser Bedrückung befreien konn­
ten, wie in Spanien, Griechenland und 
Portugal, setzte sofort eine rasche 
Rückwanderung ein.

Die Gewerkschaften in den EG- 
Staaten wurden durch diese von den 
Imperialisten organisierten Rekrutie­
rungsströme vor gewaltige Probleme 
gestellt. Zur Verschärfung der Konkur­
renz unter den Lohnabhängigen durch 
die Bildung der EG traten Millionen 
unter Ausnahmegesetze gestellte Lohn­
abhängige aus „Drittländern“. Um 
so bedeutender ist, daß es ihnen ge­
lang, den Lohn- und Lebensstandard 
weitgehend zu verteidigen, auf jeden 
Fall aber schwere Einbrüche der Kapi­
talisten zu verhindern.

Diesen „Mißerfolg“ ihrer Auslän­
derpolitik unter Ausnutzung der ge­
stiegenen Arbeitslosigkeit jetzt zu be­
seitigen, ist denn auch das Ziel der Re­
aktion in der BRD und den anderen 
EG-Staaten. In der Bundestagsdebatte 
über die Ausländerpolitik am 4.2. legte 
die CDU/CSU ihr Konzept vor, von 
dem sie sich „Auswirkungen über die 
Jahrtausendgrenze hinaus“ verspricht: 
Verweigerung der Einbürgerung der 
ausländischen Lohnabhängigen, Aus­
weisung aller, die sich nicht ausbeuten 
lassen, Wiedereinführung des „Rotati­
onsprinzips“ , Familienzusammenfüh­
rung „in erster Linie durch Förderung 
der Rückkehr in die Heimat“, Ausbau 
des Gewaltapparates gegen die auslän­
dischen Lohnabhängigen, keine Frei­
zügigkeit für die Lohnabhängigen in 
Spanien, Portugal und der Türkei im 
Fall eines EG-Beitritts bzw. der Fort­
dauer der Assoziierung.

Die Ähnlichkeit dieser Politik mit 
dem Apartheidsystem des südafrikani­
schen Kolonialregimes und der Ver­
sklavung von Zwangsarbeitern durch 
die Faschisten ist erschreckend.

Die Reaktion versucht so, sämtliche 
von der Arbeiterbewegung erkämpften 
Mindeststandards einzureißen. Mit der 
Einführung praktisch gar nicht bezahl­
ter Zwangsarbeit für Asylanten wird 

ein neuer Standard für die Lohnsen­
kung gesetzt. Mit den Ausländerun- 
terkünften wird jeder Wohnstandard 
eingerissen, mit der Möglichkeit, 
Ausländeransammlungen razzienmä­
ßig zu überfallen, ein Maßstab für 
den offenen Terror gesetzt, der gegen 
die Arbeiterklasse „erlaubt“ ist. Die 
Beseitigung der Versicherungsan­
sprüche der ausländischen Lohnab­
hängigen ist nur der Auftakt für ent­
sprechende Angriffe auf die Versi­
cherungsrechte der westdeutschen 
Lohnabhängigen.

Die Gewerkschaftsbewegung steht 
damit vor einer schweren Aufgabe. 
Immerhin hat sie eine Fülle von For­
derungen gegen diese Ziele der Reak­
tion aufgestellt. So fordert der EGB 
u.a. das Verbot jeder zwangsweisen 
Rückführung der ausländischen 
Lohnabhängigen, die Aufhebung der 
Koppelung von Arbeitsplatz und 
Aufenthaltsberechtigung, gleiche 
Versicherungsansprüche für alle aus­
ländischen Lohnabhängigen, berufli­
che Ausbildung und Sprachkurse für 
ausländische Lohnabhängige, die die 
Kapitalisten und Regierungen zahlen 
sollen. Die Gewerkschaften täten 
aber gut daran, diese Forderungen 
durch eine entscheidende zu ergän­
zen, die etwa der amerikanische Ge­
werkschaftsbund AFL-CIO seit Jah­
ren erhebt: die Forderung nach so­
fortiger Einbürgerung aller ausländi-

... und Bergbau. 23000 der 100000 
Bergleute in der BRD sind Auslän­
der, 87% von ihnen Türken
sehen Lohnabhängigen. Nur so kann 
den Zielen der Reaktion, die die 
chauvinistischen Spaltung in „inlän­
dische“ und „ausländische“ Lohn­
abhängige beinhalten, ein wirksamer 
Riegel vorgeschoben werden.
Quellenhinweis: M. Boni, Freizügigkeit und Integra­
tion, Frankfurt/Main und Bern 1976; Bundesministeri­
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Internationale 
Lohngefälle, Bonn 1956; United Nations, Demographie 
Year Book 1977; Bundestagsprotokoll vom 4.2.82; 
Drucksachen 9/1154, 9/1288 vom 9.12.81 und 21.1.82 
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Arbeiten zu ziehen. Jeder Bund hat 
sich verpflichtet, einen Bericht über die 
von ihm erzielten Resultate bei der 
Weiterverfolgung der gemeinsam fest­
gelegten Forderungen zu verfassen.

Man darf sich jedoch nicht verheh­
len, daß der Erfolg bzw. das Scheitern 
dieses Experiments ein Gradmesser für 
die Fähigkeit der Gewerkschaftsbewe­
gung ist, konkret und in koordinierter 
Form das Schicksal der Arbeitnehmer 
verbessernd mit zu gestalt  en.“ (3)

Der DGB wird angesichts der bisher 
in der BRD getätigten Tarifabschlüsse 
nicht über Erfolge in der Durchsetzung 
der Ziele berichten können. Die Lohn­
abschlüsse, die bisher getätigt wurden 
in seinem Wirkungsbereich, sind eine 
große Belastung für die Arbeiterbewe­
gung in den europäischen Ländern.

Geht es den europäischen Gewerk­
schaftsbänden in den Lohnverhandlun­
gen darum, weitere Abspaltung der 
Niedriglöhner zu verhindern, so haben 
sie sich in anderen Bereichen zum Ziel 
gesetzt, den besten erreichten Standard 
allgemein durchzusetzen bzw. diesen 
Standard insgesamt zu heben. In den 
Fragen der Sozialversicherungen z.B. 
besteht Einigkeit darüber, daß das je­

weils beste Niveau in allen Ländern er­
reicht werden soll und auf jeden Fall 
die Entrechtung der ausländischen Ar­
beiter in den einzelnen Ländern besei­
tigt werden muß. Intensiv tätig sind 
fast alle westeuroäischen Gewerk­
schaftsbünde, um eine Verkürzung der 
Arbeitszeit durchzusetzen, und zwar 
sowohl der wöchentlichen Arbeitszeit 
wie eine Verlängerung des Jahresur­
laubs und Senkung des Rentenalters. 
Die Bestrebungen der verschiedenen 
Regierungen und Kapitalistenverbän­
de, die Teilzeitarbeit auszuweiten, 
weist der EGB entschieden zurück und 
verlangt, daß die Mitgliedsbünde ins­
besondere darauf achten sollen, daß 
bei Einführung neuer Produktions­
techniken keine Vermehrung der Teil­
zeitarbeitsplätze und der Heimarbeit 
stattfindet.

Alle Gewerkschaftsbünde im EGB 
haben sich verpflichtet, der Spaltung 
der westeuropäischen Arbeiter in ein­
heimische und ,,Wanderarbeiter“ ent­
gegenzuwirken. Der Exekutivausschuß 
im EGB wandte sich in verschiedenen 
Stellungnahmen an die Behörden der 
EG und der EFTA, in denen er die 
Maßnahmen der EG und der verschie­
denen Regierungen angreift, die aus­

ländischen Arbeiter zu völlig rechtlo­
sen Arbeitskräften zu degradieren. Der 
EGB besteht auf der Freizügigkeit in­
nerhalb Westeuropas für alle Lohnab­
hängigen und ihre Familien sowie auf 
politischen und gewerkschaftlichen 
Rechten für die ausländischen Arbeiter 
in dem Land, in dem sie gerade leben.

Alle dargestellten Forderungen des 
EGB sind Bestandteil des Programms 
zur ,,Förderung der Beschäftigung und 
des wirtschaftlichen Wiederauf­
schwungs“. Zur Bekräftigung dieser 
Forderungen führte der EGB erstmalig 
im vergangenen Jahr drei internationa­
le Kundgebungen zu den Europäischen 
Gipfelkonferenzen durch, an denen 
sich mehrere tausend Arbeiter und An­
gestellte beteiligten.

Die bisher erzielte Einigung der Ge­
werkschaftsbünde kann auf der Grund­
lage dieser Forderungen gekräftigt 
werden. Gefährliche Blößen geben sich 
die westeuropäischen Gewerkschafts­
bünde, wenn sie sich für den Konkur­
renzkampf der Kapitalistenklassen ein­
spannen lassen und deren Ruf nach 
Steigerung des Waren- und Kapitalex­
ports und Verbesserung der Konkur­
renzfähigkeit durch Senkung der Pro-

Auszüge aus Aktionsprogramm und 
Entschließung des EGB 79 — 82
Der Kongreß hält es für unbedingt 
notwendig, daß die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit zum vorrangigen 
Ziel der Arbeitsmarktpolitik und der 
Wirtschaftspolitik im allgemeinen er­
klärt wird ...

Der EGB wird sich dafür einset­
zen, daß die Bestimmungen, die den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld fest­
legen, in ganz Europa nach oben har­
monisiert werden.

Der Kongreß wird nun zu gewähr­
leisten versuchen, daß in naher Zu­
kunft eine Verkürzung der Arbeits­
zeit um 10% bei vollem Lohnaus­
gleich erfolgt ... Die Verkürzung der 
Arbeitszeit darf weder mit der Ver­
nichtung von Arbeitsplätzen erkauft 
noch durch Arbeitsintensivierung 
vereitelt werden.

Grundsätzlich stellt sich der EGB 
gegen jeden Arbeitszeitplan, der dem 
täglichen Lebensrhythmus zuwider­
läuft. Der EGB ist sich jedoch be­
wußt, daß es bei bestimmten Tätig­
keiten nicht möglich ist, die Arbeits 
zeit auf einen Teil des Tages zu be­
schränken.

Um jedem Mißbrauch in diesem 
Bereich vorzubeugen, muß für jede 
Arbeit, die außerhalb eines normalen 
Zeitplans geleistet wird, eine Geneh­
migung eingeholt werden, nachdem 
der Antragsteller den Nachweis für 

ihre Berechtigung erbracht hat und 
vorhergehende Beratungen oder Ab­
sprachen mit den Gewerkschaftsorga­
nisationen stattgefunden haben.

Die Teilzeitarbeit kann vielleicht be­
stimmt einzelne Probleme lösen, aber 
ihre allgemeine Einführung ist auszu­
schließen ... Im übrigen darf die Ar­
beitslast für eine bestimmte Zeitdauer 
keineswegs höher sein als die eines 
Vollzeitarbeitnehmers. 
Entlohnungssysteme:

Gleiche Entlohnung für Männer und 
Frauen bei gleicher und gleichwertiger 
Arbeit; ein einziges Statut für alle Ar­
beitnehmer, unabhängig von ihrer 
Qualifikation, sowohl in bezug auf 
Löhne als auch hinsichtlich sozialer 
Vergünstigungen (Beispiel: Lohnfort­
zahlung im Krankheitsfalle); überall, 
wo es zu große Verzerrung gibt, Ver­
ringerung der Unterschiede bei der 
Lohnskala durch Anhebung der nied­
rigsten Löhne; Reduzierung der Lohn­
unterschiede zwischen Branchen und 
Regionen, wobei die niedrigsten Löhne 
anzuheben sind, und Aufwertung der 
manuellen Tätigkeit bei den Arbeitern 
wie bei den Angestellten durch eine ra­
schere Anhebung der Niedriglöhne; 
Schutz der Arbeitnehmer gegen jede 
Abstufung in bezug auf Löhne und 
Qualifikation infolge des technischen 
oder organisatorischen Wandels, ms-

Der III. satzungsgemäße EGB-Kon- 
greß in München beschloß das Ak­
tionsprogramm

besondere durch eine Garantie der 
Einkommen für ältere Arbeitnehmer.

Ferner wird er sich dafür einsetzen, 
daß die Wanderarbeitnehmer nicht 
als erste, vor allem durch Entlassun­
gen großen Umfangs, der Krise zum 
Opfer fallen und daß sie in bezug auf 
Rechte und Garantien mit den inlän­
dischen Arbeitnehmern gleichgestellt 
werden. Dies beinhaltet auch das 
Stimmrecht für politische Wahlen 
auf lokaler Ebene im Gastland nach 5 
Jahren Wohnsitz.
Quellenhinweis: Aktionsprogramm, Allgemeine Ent­
schließung und Einzelentschliessungen 1979-1982, 
Brüssel 1979 
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duktionskosten unterstützen. Die All­
gemeine Entschließung enthält auch 
solche Abschnitte, und die Ankündi­
gung des Bundeskanzlers Schmidt, er 
wolle in Den Haag auf dem Kongreß 
sprechen, läßt befürchten, daß er eben 
solchen Forderungen zur Durchset­
zung verhelfen will.

Neben der Entscheidung über die 
,,Allgemeine Entschließung“ wird der 
Kongreß beraten die Grundsätze über 
die Neuaufnahme von Gewerkschafts­
bünden. Über die Aufnahme neuer 
Bünde gibt es immer wieder Auseinan­
dersetzungen im Exekutivausschuß des 
EGB. Die Aufnahme der französi­
schen CGT ist erneut mehrheitlich ab­
gelehnt worden, weil die CGT die Mit­
gliedschaft im WGB aufrechterhält. 
Die Aufnahme des größten spanischen 
Gewerkschaftsbundes CCOO ist durch 
den DGB blockiert worden mit dem 
Hinweis, wenn die CCOO aufgenom­
men würden, ginge der DGB. Die UGT 
und die STV-ELA, die spanischen Mit­
gliedsbünde, hatten gegen die Aufnah­
me kein Veto eingelegt. Das Verhalten 
des DGB gegenüber der Aufnahme der 
beiden portugiesischen Gewerkschaf­
ten UGT und Intersindical zeugt nicht 
von dem Bestreben, die Einheit der Ar­
beiterklasse in Westeuropa zu stärken. 
Hier befürwortet er lediglich die Auf­
nahme der UGT und beteiligt sich da­
mit daran, drei große und in ihren Län­
dern bedeutende Gewerkschaften vom 
EGB abzuspalten.

Über die Gründe, die den Exekutiv­
ausschuß bewogen haben, den Auf­
nahmeantrag der DISK erneut zurück­
zustellen, haben wir keine Kenntnis. 
Der Kongreß hat die Möglichkeit, die 
Aufnahme zu verlangen, das wäre eine 
Lösung, die die Unterstützungsaktio­
nen des EGB und verschiedener Ge­
werkschaftsbünde tatsächlich bekräf­
tigt und weitere wirkungsvolle Unter­
stützung möglich macht.

Die EGB-Bünde sehen die Gefahr, 
die entsteht,, wenn es der imperialisti­
schen Bourgeoisie, z.B. der westdeut­
schen, gelingen sollte, die Abspaltung 
einzelner Gewerkschaftsbünde durch­
zusetzen: ,, Diese Errungenschaften 
aufgeben, hieße, die wirtschaftsregu­
lierenden Kräfte der Vergangenheit 
wieder in ihre Rechte einzusetzen, d.h. 
Kräfte, die die Armut unter den Ar­
beitnehmern und die sie benachteili­
genden Ungerechtigkeiten verewigt 
und den Frieden und die Sicherheit in 
der Welt bedroht haben.“ (4)

(1) Europäischer Gewerkschaftsbund, Satzung, beschlos­
sen von der Gründungsversammlung Brüssel, 8. Februar 
1973, abgeändert durch die Kongresse von Kopenhagen 
(Mai 1974) und von London (April 1976); (2) Anhang zum 
Tätigkeitsbericht 1979-1981 des EGB, hier: Tarifver­
handlungen - Gemeinsame in den Tarifgesprächen in al­
len westeuropäischen Ländern zu verfechtende Forderun­
gen, Brüssel 1982; (3)Tätigkeitsbericht 1979- 1981, S. 68, 
Brüssel 1982; (4) Entwurf der Allgemeinen Entschließung 
für den Kongreß von Den Haag, Brüssel 1982; Weitere 
Quellenhinweis: W. Olle (Hrsg.), Einführung in die inter­
nationale Gewerkschaftspolitik, Bd. 1, Westberlin 1978.

Gegenseitige Unterstützung der 
europäischen Gewerkschaften
Als das italienische Reifen- und Ka­
belunternehmen Pirelli wegen zuneh­
mender Arbeitsintensivierung durch 
drei italienische Chemiegewerkschaf­
ten bestreikt wird, versuchen die Pi- 
relli-Kapitalisten, in Niederlassungen 
in Großbritannien, Belgien und der 
BRD Überstunden durchzusetzen. 
Nach Einschaltung der Internationa­
len Föderation von Chemie- und 
Facharbeiterverbänden beschließen 
die verschiedenen nationalen Ge­
werkschaften die Verweigerung der 
Überstunden.

Als britische Fordarbeiter für eine 
Angleichung ihrer Löhne'an die Löh­
ne der Chrysler-Arbeit er streiken, 
drohen die Fordkapitalisten mit Ver­
lagerung der Produktion in andere 
europäische Staaten. Der Internatio­
nale Metallgewerkschaftsbund und 
die Metallgewerkschaften in Belgien, 
den Niederlanden und der BRD ver­
weigern daraufhin jegliche Zustim­
mung zu Mehrarbeit und lehnen alle 
Streikbrecheraufträge ab.

Bei einem Streik der Fordarbeiter 
in Genk/Belgien für die Angleichung 
der Löhne und Arbeitsbedingungen 
an die bei Ford in Köln versuchen die 
Kapitalisten, Streikbrecher als Aus­
hilfskräfte zu schicken. Der Europä­
ische Metallgewerkschaftsbund, die 
IG Metall und der Ford-Betriebsrat 
in Köln setzen eine Vereinbarung mit 
der Geschäftsleitung durch, daß kei­
ne Aushilfskräfte für die Dauer des 
Streiks geschickt werden dürfen.

Durch den Einsatz gemeinsamer 
Ausschüsse vor allem auf Konzern­
ebene verbessern die europäischen 
Gewerkschaftsbünde diese Ansätze 
zu Koordination.

Gegen Entlassungen, Betriebs­
schließungen und Kurzarbeit infolge 
von Rationalisierungsmaßnahmen 
bei Dunlop Pirelli rufen erstmals 
französische, englische und italieni­
sche Gewerkschaften gemeinsam 
zum Streik auf. Die Koordination er­
folgt über den gesamteuropäischen 
Konzernausschuss. Nachdem über 
den EGB bekannt wird, daß der 
Streik von 15000 britischen Michelin- 
Arbeitem für Lohnerhöhung schei­
terte, weil es Michelin gelang, in 
Frankreich und Italien Überstunden­
arbeit durchzusetzen, treffen sich 
die Vertrauensleute aus Frankreich, 
Italien und Großbritannien, und ru­
fen eine Woche später zum gemeinsa­
men Streik auf, der erfolgreich been­
det wird.

Nach zweiwöchiger Betriebsbeset­
zung gelingt es den Ford-Beschäftig­

ten in den Niederlanden, die Be­
triebsschließung für ein halbes Jahr 
aufzuschieben. Nach Koordination 
über den EGB-Ausschuß sorgen die 
IG Metall und die britische Metallge-

Kundgebung des EGB zur Unterstüt­
zung des Aktionsprogrammes in Lu­
xemburg im Juni 1981

werkschaft CMB dafür, daß keinerlei 
Wagen oder Ersatzteile über die 
Grenze an die Ford-Einzelhändler ge­
liefert werden.

Die Koordination der europäi­
schen Gewerkschaften weiter zu ver­
bessern, ist eines der Ziele, die sich 
der EGB in seinem Aktionspro­
gramm 79-82 gesetzt hat. Dazu soll 
vor allem, neben der verstärkten Ein­
richtung von gemeinsamen Aus­
schüssen, die Arbeit des 1978 gegrün­
deten Europäischen Gewerkschafts­
instituts (EG1) dienen.

Schwerpunkte seiner Tätigkeit sind 
vier Bereiche: Forschung, Informati- 
ons- und Dokumentationsdienst, Un­
terstützung des EGB und der aner­
kannten europäischen Gewerk­
schaftsausschüsse bei der Vorberei­
tung von Stellungnahmen, Unterstüt­
zung der Mitgliedsorganisationen des 
EGB in der gewerkschaftlichen Bil­
dungsarbeit. Vorrang vor allen ande­
ren Tätigkeiten wurde dabei zunächst 
der Forschung eingeräumt. So wird 
jedes Jahr in Zusammenarbeit des 
EGI mit dem Ausschuss Tarifver­
handlungen des EGB eine Untersu­
chung zu den Tarifverhandlungen in 
Westeuropa durchgeführt als Grund­
lage für eine Orientierung auf ge­
meinsame gewerkschaftliche Forde­
rungen.

Quellenhinweis: Waschke, Supra-nationale Gewerk­
schaftspolitik; EGB-Tätigkeitsbericht 1979—1981
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Streik gegen die Zu­
mutbarkeitsregelung

Mit halbstündigem Streik pro­
testierten am 15.4. die 300 Ar­
beiter und Angestellten der 
Firma Garbe Lahmeyer in Aa­
chen gegen die neue Zumut­
barkeitsregelung, die am sel­
ben Tag in Kraft gesetzt wor­
den war. Während des Streiks 
verlangten die Arbeiter vom 
DGB ein ,,massives Vorgehen 
der Gewerkschaften“ gegen al­
le Verschlechterungen der so­
zialen Sicherung der Beschäf­
tigten. Sie verurteilten die An­
griffe der Kapitalisten auf die 
Arbeitslosen. Diese Regelung 
zwingt z.B. Facharbeiter, nach 
4 Monaten Arbeitslosigkeit an­
gelernte Tätigkeiten anzuneh­
men, andernfalls wird das Ar­
beitslosengeld entzogen.

CDU für Öffnungs­
zeiten bis 22 Uhr

Stuttgart. OB Rommel will 
sich mit Nachdruck für ein ge­
ändertes Ladenschlußrecht 
einsetzen, das an Verkehrs­
knotenpunkten verlängerte 
Öffnungszeiten zuläßt. Diese 
Stellungnahme wurde unmit­
telbar nach Bekanntwerden 
des Bundesverwaltungsgerichts­
urteils abgegeben, mit dem 
die Ausnahmeregelung der 
Stadt Stuttgart, in der „Klett- 

Aus Solidarität mit dem kämpfenden palästinensischen Volk de­
monstrierten am 17.4. in Bonn ca. 7000 Menschen, die meisten 
Palästinenser. Mit tausend kleinen Palästinafahnen und in ihren 
Parolen brachten sie die Unterstützung der PLO zum Ausdruck. 
Aufgerufen hatten der Palästinensische Arbeiter- und Studenten­
verein sc wie die Informationsstelle Palästina. In Flublättern in­
formierten sie über die Hintergründe und Ursachen der gegenwär­
tigen Aufstände im besetzten Palästina. Auf der Kundgebung 
sprach u.a. Thomas Reuther über die Lage und den Kampf der 
politischen Gefangenen in Israel. Er war dort selbst fünf Jahre in­
haftiert. PLO-Vertreter Abdallah Frangi, der die Demonstration 
anführte, ging auch auf die jüngsten Ereignisse ein: Die Schieße­
rei auf dem Tempelberg war nicht die Tat eines Wahnsinnigen, 
sondern ist gedeckt von Begins Politik. Seit Ostern befindet sich 
das palästinensische Volk erneut im Generalstreik. Truppen und 
bewaffnete Siedler schießen scharf. Mehrere Bewohner in den be­
setzten Gebieten sind von den Siedlern entführt worden.

Dortmund. Etwa 2000 Antifa­
schisten versammelten sich am 
Karfreitag am Mahnmal in der 
Bittermark im Gedenken an 
über 240 ermordete Antifa­
schisten. Nur wenige Tage vor 
dem Zusammenbruch der Hit­
ler-Diktatur, am Karfreitag 
1945, wurden deutsche Antifa­
schisten und Zwangsdeportier­
te aus mehreren europäischen 
Ländern im Dortmunder Sü­
den erschossen und in Born-' 
bentrichtern verscharrt. Der 
Hauptredner der alljährlichen 
Gedenkfeier, diesmal DGB- 
Vorsitzender Vetter, wies auch 
auf die wachsende Gefahr der 
Ausländerfeindlichkeit hin.

passage“ Ladenöffnungszei­
ten bis 22 Uhr zuzulassen, für 
nichtig erklärt wurde. Inzwi­
schen hat der Stuttgarter 
CDU-Bundestagsabgeordnete 
Roland Sauer das Anliegen sei­
nes Parteifreundes bestärkt. 
Er fordert für die Großstädte 
Öffnungszeiten bis 22 Uhr. 
Jahrelang hatte die CDU gezö­
gert, den FDP-Vorschlag nach 
,»Liberalisierung“ des Laden­
schlußgesetzes zu unterstüt­
zen. Für die HBV kündigte der 
Stuttgarter Bezirksleiter harten 
Widerstand an, wenn die Aus­
nahmeregelung als „Speerspit­
ze“ gegen das Ladenschlußge­
setz gerichtet werde.

Seeleute fordern
Heuernachzahlung

Hamburg. Am 30.3.82 hat die 
ÖTV ihr „Schiffahrtspoliti­
sches Programm“ der Presse 
bei einer Hafenrundfahrt in 
Hamburg vorgestellt. Den Re­
portern wurde auf der „Alex­
ander Star“ gezeigt, unter wel­
chen Bedingungen die auslän­
dischen Seeleute auf Billigflag­
genschiffen fahren. Zum er­
sten Mal haben ITF- und 
ÖTV-Funktionäre die doppel­
ten Verträge, die auf solchen 
Schiffen unterschrieben wer­
den müssen, gesehen. Die ITF- 
und ÖTV-Kollegen berieten 
sich mit der Mannschaft über 
eine Heuernachforderung ge­
mäß dem ITF-Vertrag. Alle, 
vom Kapitän bis zum Koch, 
unterstützen die Nachzah­
lungsforderung, insgesamt 
282000 US-Dollar. Die ITF 
legte den Dampfer an die Lei­
ne. Seit 1.4. wird die „Alexan­
der Star“ ständig von Seeleu­
ten und Hafenarbeitern be­
wacht. Die Heuer für die See­
leute soll in Hamburg sein. Es 
fehlen noch die Garantiebrie­
fe, die ihnen Straffreiheit in ih­
ren Heimatländern zusichern.

Proteste bei Bosch 
zeigten Wirkung 

Stuttgart. Die übertariflichen 
Zulagen sind von den Bosch- 
Kapitalisten für die Angestell­
ten überhaupt nicht erhöht 
worden trotz Einwendungen 
des Betriebsrates, bei den Ar­
beitern allerdings war die Er­
höhung der übertariflichen 
Zulage im Werk Stuttgart- 
Feuerbach sehr unterschied-. 
lieh. Teils wurden diese Zula­
gen um weniger als 2%, teils 
auch um 4,2% erhöht. Letztes 
Jahr hatten die Bosch-Kapita­
listen noch die einheitliche Li­

nie verfolgt, bei den Fachar­
beitern die übertariflichen Zu­
lagen nur um 2,5 statt 4,9% 
und bei den anderen Zeitlöh­
nern überhaupt nicht zu erhö­
hen. Dieses Vorgehen war auf 
geschlossenen Widerstand ge­
stoßen: Im Mai letztes Jahr 
hatten Facharbeiter aus dem 
Lichtwerk, Pumpen werk und 
dem Versuch die Arbeit nie­
dergelegt, Protestversammlun­
gen durchgeführt und die 
Werksleitung zur Rede ge­
stellt. Damaliges Ergebnis: Be­
zahlung der ausgefallenen Ar­
beitszeit, Überprüfung der 
Forderung. Im November er­
folgte dann die restliche Erhö­
hung als Erhöhung der tarifli­
chen Zulage. Das diesjährige 
Vorgehen bei Bosch zeigt: 
Nicht erhöht wurde dort, wo 
der schwächste Widerstand er­
wartet wurde, bei den nach Ta­
rif bezahlten Angestellten.

Bundeswehrverband: 
Protestversammlung

Anlaß der Protestversamm­
lung des Deutschen Bundes­
wehrverbandes am 27.4. in Kob­
lenz ist die vom Verteidi­
gungsministerium befohlene 
Verminderung der Dienstzeit 
in vielen Einheiten um 4 Stun­
den mit dem Zweck, die Zah­
lung des Dienstausgleichs für 
Dienst über 56 Wochenstun­
den zu streichen. Betroffen 
sind 40000. Zeit- und Berufs­
soldaten stehen 90 DM brutto, 
Wehrpflichtigen 54 DM netto 
zu. Der Verband fordert u.a. 
, »gesetzliche Dienstzeitrege­
lung auch für Soldaten!“ Eine 
Ausgleichsforderung hat seit 
längerem der Arbeitskreis 
Wehrpflichtige des DGB Ham­
burg gestellt: ein Tag Dienst­
befreiung für jeden Tag Dienst 
am Wochenende, einen halben 
pro Nachtdienst.
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MANAG
Kann eine Erhöhung der Effektivlöhne 
über den Tarif hinaus erreicht werden?
München. Auf der ersten Betriebsver­
sammlung in diesem Jahr im LKW- 
Werk der MAN AG berichtete der Be­
triebsrat über Auseinandersetzungen 
mit der Werksleitung um die Einhal­
tung tarifvertraglicher Bestimmungen. 
So wurden in einigen Fällen Zeitauf­
nahmen ohne Benachrichtigung des 
Betriebsrats durchgeführt und danach 
durch die Arbeitsvorbereitung ohne 
Zustimmung des Betriebsrats Vorgabe­
zeiten gekürzt. Weiter wurde berichtet, 
daß der betriebliche Lohngruppenka­
talog, der die Eingruppierungen für 
verschiedene Arbeitsplätze regelt, nicht 
immer eingehalten wird.

Einige Zahlen sind nützlich, um das 
schärfere Vorgehen der Geschäftslei­
tung bei den Löhnen und Gehältern 
einschätzen zu können. 1981 hat sich 
im Unternehmensbereich Nutzfahr­
zeugbau - das sind die Werke Mün­
chen, Penzberg und Salzgitter - der 
Durchschnittslohn/-gehalt (einschließ­
lich Urlaubs- und Weihnachtsgeld) auf 
2896 DM pro Beschäftigtem und Mo­
nat erhöht. Das sind gegenüber 1980 
mit 2731 DM rund sechs Prozent 
mehr, also lag die Erhöhung des Effek- 
tivlohns/-gehalts für den einzelnen Be­
schäftigten im Durchschnitt erheblich 
über der Tariferhöhung von 4,9 Pro­
zent. Die Gesamtlohn- und -gehalts- 
summe, also die Summe, die die MAN 
AG zum Ankauf aller Beschäftigten 
anlegen mußte, hat sich aber nur um 
etwas über 3 Prozent erhöht von 526 
Mio. DM auf 542,1 Mio. DM.

Es haben nämlich gleichzeitig erheb­
liche Umschichtungen in der Beleg­
schaft stattgefunden. Bis Oktober 1980 
hat die Anzahl der Beschäftigten im 
U nternehmensbereich Nutzfahrzeug­
bau auf 15099 zugenommen, seitdem 
ist sie wieder gesunken auf 14801. Die 
Reduzierung der Beschäftigtenzahl er­
folgte durch Einstellungsstopps vor al­
lem bei den Arbeitern, und zwar in er­
ster Linie bei den angelernten Arbei­
tern. Das ist aber nicht der einzige 
Grund, warum die Durchschnittslöhne 
um sechs Prozent höher lagen. Es fan­
den in größerem Umfang Versetzun­
gen statt. Z.B. sind im Werk Mün­
chen, wo die Einzelteilschweißerei von 
rund 200 Arbeitern auf etwa 50 abge­
baut wurde, viele Arbeiter an die Mon­
tagebänder versetzt worden, wo der 
Akkordsatz um fast zwei Prozent­
punkte höher liegt. Außerdem sind in 
vielen Bereichen die Akkordsätze er­
höht worden, wenn auch oft erst nach 

längeren Auseinandersetzungen bis hin 
zu Arbeitsniederlegungen.

Die Geschäftsleitung hat es also er­
reicht, mit einer um drei Prozent höhe­
ren Lohn- und Gehaltssumme eine um 
zehn Prozent höhere Stückzahl heraus­
zupressen und gleichzeitig bestimmten 
Teilen der Belegschaft eine über der ta­
riflichen Erhöhung liegende Steige­
rung des Effektiveinkommens zu zah­
len. Die Auseinandersetzung darum, 
wem diese Erhöhung zugute kommt, 
ob sie ausschließlich zum Schmieren 
von bestbezahlten Angestellten ver­
wendet wird, konnte nur zum Teil für 
die Belegschaft entschieden werden.

Jetzt nach dem Tarifabschluß steht 
erneut diese Auseinandersetzung an. 
Es ist zu erwarten, daß die Steigerung 
der Gesamtlohnsumme für die MAN 
AG unterhalb der Erhöhung des Tarifs 
liegt, denn weiterhin gibt es Einstel­
lungsstopp sowohl bei den Arbeitern 
als auch bei den Angestellten. Die Um­
wälzungen der Produktionsanlagen 
sind ebenfalls noch nicht abgeschlos­
sen. Im Sommer soll die neue Fahrer­
hauslackiererei in Betrieb gehen; die 
Querträgerschweißerei soll weitgehend 
auf Schweißroboter umgestellt werden; 
im Lagerbereich ist der Neubau eines 
Zentralersatzteillagers sowie eines 
Kommissionierungslagers vorgesehen.

Von Seiten des Betriebsrats gibt es 
Forderungen, mit denen sich die Aus­
einandersetzungen durchaus erfolg­
reich führen ließen. So wird verlangt, 
daß für größere Teile der Zeitlöhner, 
nämlich Kontrolleure, Magaziner und 
Transportarbeiter, Prämienlohn einge­
führt wird. Die Prämie soll nach den 
Akkordsätzen bestimmt werden aus

Vor allem beim Schweißen und Lackie­
ren werden vermehrt ,,Handling-Ro­
boter” eingesetzt. Transport und Ab­
lage von Werkstücken bzw. Steuerung 
des Werkzeugs erfolgen elektronisch.

denjenigen Abteilungen, für die die 
Zeitlöhner zuarbeiten. Die Werkslei­
tung weigert sich bislang allerdings, 
über diese Forderungen zu verhandeln, 
denn dadurch würde der Spielraum für 
willkürliche Spaltungen bei der Lei­
stungsbeurteilung eingeschränkt. 
Ebenfalls steht die Forderung nach 
Prämienlohn statt Akkord bei den Ar­
beitern an CNC-Maschinen (s. Politi­
sche Berichte 6/82).

Ein gewisser Durchbruch zur Ein­
schränkung der ständigen Stückzahl­
steigerungen ist mit der Betriebsverein­
barung zur Stückzahlbegrenzung auf 
45 LKW täglich während der Hauptur­
laubszeit gelungen (volles Tagespro­
gramm 75 LKWs). Eine Vereinbarung 
zur Begrenzung der Arbeitsintensität 
bei den Angestellten steht mit der Be­
triebsvereinbarung zur Bildschirmar­
beit noch aus. Die Geschäftsleitung 
lehnt vor allem bezahlte stündliche 
Pausen und Höhergruppierungen ab.

Problematisch ist allerdings, daß ein 
Teil der Betriebsräte die Auffassung 
äußert, daß sich diese Forderungen am 
besten durchsetzen ließen, wenn die 
MAN AG ihre Position auf dem Nutz­
fahrzeugmarkt weiter stärken könnte. 
So wurde von einem Betriebsrat be­
klagt, daß die MAN AG einen Folge­
auftrag über 3000 LKWs für den Irak 
an die rumänische Lizenzfirma von 
MAN verloren hat. Aber zeigen die Er­
fahrungen aus dem letzten Jahr nicht, 
daß die scharfe Konkurrenzsituation 
die MAN AG selbst für kleinere Ar­
beitsniederlegungen recht empfindlich 
macht?

DruPa-Jugend
Tarifvertrag für Buch­
binderauszubildende !

Hannover. Seit Jahren weigert sich die 
Buchbinderinnung, für die Auszubil­
denden im Handwerk Tarifverträge 
abzuschließen. Die DruPa-Jugend hat 
nach der letzt jährigen, gescheiterten 
Verhandlung beschlossen, dort nach­
zusetzen. In Absprache mit dem 
Hauptvorstand wurde ein Fragebogen 
erstellt, den die Berufsschulklassen 
ausfüllten. Von 19 Lehrlingen im 
Raum Hannover beteiligten sich 18:
- Die durchschnittlichen Ausbil­
dungsvergütungen betragen im ersten 
Jahr 360 DM, im zweiten 390 DM, im 
dritten 425 DM (Druckindustrie: 
501/601/771 DM).
- ,»Weihnachtsgeld“ durchschnittlich 
150 DM, sechs erhalten Urlaubsgeld, 
durchschnittlich 100 DM.
- Jahresurlaub von durchschnittlich 
20,5 Tagen bei den 14 Lehrlingen über

l 18 Jahren.
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— ,,Ausbildung“: einer hat einen Aus­
bildungsplan, alle arbeiten in der nor­
malen Produktion mit, für Aufräum­
arbeiten sind die Lehrlinge zuständig, 
zehn Lehrlinge müssen ihre Ausbil­
dungsarbeiten in der Freizeit machen.
— Zehn Lehrlinge würden den Beruf 
nicht noch einmal ergreifen.

Diese Ergebnisse waren noch nicht 
ausgewertet, als die Meister schon 
Amok liefen. Als Informant diente der 
„Ausbildungswart“ Perschau (Liefe­
rant für Buchbinderbedarf!), der in­
zwischen von seiner Funktion entho­
ben werden mußte. In allen Betrieben 
folgten Drohungen und Schikanen, 
u.a. bekamen zwei Lehrlinge Abmah­
nungen (Verrat von Betriebsgeheim­
nissen), einer mußte unterschreiben, 
nicht zu behaupten „nur Bilderrahmen 
zvsammengekloppt“ zu haben, allen 
wurde mit Kürzung des Urlaubs auf 18 
Werktage-gedroht. Ein Berufsschulleh­
rer mußte nach Anfrage der Innung ei­
ne dienstliche Erklärung an den Schul­

Wyhl-Urteil

CDU-Landesregierung will 
KKW-Bau beginnen
Freiburg. Nachdem am 31. März das 
Oberverwaltungsgericht Baden-Würt­
temberg in Mannheim mit seinem Ur­
teil im Berufungsverfahren den Bau 
des KKW Wyhl genehmigt hatte, de­
monstrierten in verschiedenen Orten 
mehrere Tausend gegen dieses Urteil. 
Am 4. April nahmen ca. 30000 Men­
schen an einer Kundgebung der Ba­
disch-Elsässischen Bürgerinitiativen 
vor dem Bauplatz in Wyhl teil, auf der 
das Ziel, den Bau des KKW zu verhin­
dern, bekräftigt wurde.

In seinem Urteil hatte das Mannhei­
mer Verwaltungsgericht die Bauaufla­
gen weiter reduziert. Der in der ersten 
Instanz verlangte Berstschutz für den 
Reaktorkern wird nicht mehr verlangt. 
Die offensichtlichen Verfahrensfehler 
waren dem Gericht keine Rüge wert. 
Im Gegenteil, die Teilnahme eines 
Richters an einem Seminar von KKW- 
Hersteller-Unternehmen wurde be­
grüßt als Bildungsmaßnahme. Gutach­
ten, die Späth in der „Offenburger 
Vereinbarung“ noch zugestanden hat­
te (z.B. Gesamtmeteorologisches Gut­
achten), holte das Gericht nicht mehr 
ein. Weiter wurde die Revision nur für 
die Einzelkläger zugelassen, nicht für 
die Gemeinden.

Die Badisch-Elsässischen Bürgerini­
tiativen haben eine gemeinsame Erklä­
rung gegen das Urteil und den geplan­
ten Bau verabschiedet, in der es u.a. 
heißt:

„4. ... Dieser Prozeß hat nicht der 
Wahrheitsfindung gedient, sondern 

leiter zu der Fragebogenaktion abge­
ben.

7 Die Jugendgruppe machte die Er­
gebnisse auf einem Flugblatt bekannt 

. und forderte Tarifverträge und Verbes­
serungen der Ausbildung. Zwei Lehr­
linge organisierten sich in der IG Dru- 
Pa, die Mehrheit ist aber nicht drin. 
Auf Druck der Lehrlinge boten sich In- 
nungs- und Kammervertreter (FDP- 
Bürgermeister Fitjer) als Vermittler zu 
den Meistern an. Jeder sollte persön­
lich seine Klagen einreichen. Bei einem 
Gespräch zwischen Innung und Hand­
werkskammer einerseits und Hand- 
werksvertretem und DruPa anderer­
seits mußten schlechte Ausbildungsbe­
dingungen eingestanden werden; man 
konnte sich jedoch nicht gegen die 
Meister durchsetzen. Für Tarifverträge 
erklärten sie sich für nicht zuständig. 
Die IG DruPa verlangt Verbesserung 
der Ausbildung bis Mitte April, sonst 
werden die Verhältnisse in örtlicher 
Presse und NDR angeprangert.

den Interessen der Atomindustrie. Wir 
haben versucht, auch vor Gericht un­
ser Grundrecht auf Leben und Ge­
sundheit einzuklagen: In Mannheim 
hat man unsere Klage vom Tisch ge­
wischt.

5. Nicht wir haben die Amtsautorität 
der Regierung in Frage gestellt, son­
dern die Ministerpräsidenten des Lan­
des Baden-Württemberg.

Der erste hat sich dem Gelächter 
preisgegeben, als er für 1980 die große 
Dunkelheit prophezeite; er hat noch 
manches prophezeit, so z.B. auch, daß 

Atomstrom Arbeitsplätze sichere, ob­
wohl er selber wußte, daß die Industrie 
mit Hilfe des Atomstroms Arbeitsplät­
ze wegrationalisieren will.

Der zweite hat heute noch, nach 
Harrisburg, die Stirn, den Bau eines 
Atomkrafwerkes zu vergleichen mit 
dem Bau eines schwäbischen Einfami­
lienhauses, jetzt droht er uns, in Süd­
baden als Eroberer einzumarschieren

6. Die Regierung in Stuttgart behaup­
tet, Südbaden sei noch unbelastet von 
Atomkraftwerken. Sie ist also offen­
kundig blind. Denn unser Lebensraum 
hört nicht an den Landesgrenzen auf. 
Wir leben seit fünf Jahren im Schatten 
von Fessenheim. Kaiseraugst bedroht 
uns genauso wie Wyhl. Deutsche, 
schweizerische und französische Be­
treiber machen überall in unserer Re­
gion nationalistische Propaganda, um 
dann ein AKW hinter das andere an 
den Oberrhein zu setzen. Eine Regie­
rung, die unsere regionalen Interessen 
für dieses nationalistische Wettrennen 
opfert, ist nicht mehr kompetent für 
unsere südbadische Heimat. 
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Wir beharren auf der Forderung, 
daß der Gefahrenherd in Fessenheim 
stillgelegt wird. Und wir, also Badener 
und Elsässer gemeinsam, würden 
selbstverständlich ein Atomkraftwerk 
in Marckolsheim verhindern, auch 
wenn uns dann die Stuttgarter Regie­
rung wieder im Stich läßt wie am 20. 
September 1974, als wir den Bauplatz 
für das Blei werk besetzen mußten.

7. Sollte die Regierung den Bau des 
Atomkraftwerkes in Wyhl mit Gewalt 
erzwingen wollen, sollte sie also den 
Landfrieden am Kaiserstuhl brechen, 
betrachten wir die einmarschierenden 
Truppen als Besatzungsarmee.“

Ministerpräsident Späth hat schon 
angekündigt, daß die Landesregierung 
mit dem Baubeginn nicht auf das Revi­
sionsurteil warten werde. Es dürften



zwei Gründe sein, die die CDU-Lan­
desregierung jetzt zur Eile treiben.

Die westdeutsche Finanzbourgeoisie 
verlangt dringend nach Verwirklichung 
des Energieprogramms, wovon der 
KKW-Bau ein Teil ist, als Vorausset­
zung für ihre imperialistische Expan­
sion. In der Ende letzten Jahres publi­
zierten 3. Fortschreibung des Energie­
programms der Bundesregierung, der 
drei Gutachten energiewirtschaftlicher 
Institute zugrunde liegen, wird das Ziel 
eines „international wettbewerbsfähi­
gen Strompreisniveaus“ hervorgeho­
ben. In diesem Sinne hat auch der Vor­
sitzende der Revisionsinstanz beim 
Bundesverwaltungsgericht zur Be­
schleunigung des KKW-Baus den Re­
gierungen empfohlen, die Gerichte 
stärker durch Rechtsverordnungen zu 
binden.

Kurz nach dem Wyhl-Urteil hat die 
Landesregierung weiter bekannt gege­
ben, daß sie in nächster Zeit den Uran­
abbau in Menzenschwand im Schwarz­
wald konzessionieren werde.

Gelingt es aber Späth, sich in Wyhl 
durchzusetzen und damit wesentliche 
Ziele der Reaktion zu erreichen, 
schlägt das positiv für die erstrebte Re­
gierungsübernahme in Bonn zu Buch. 
Quellenhinweis: Bundestagsdrucksache 9/983; 3. Erklä­
rung der Badisch-Elsässischen Bürgerinitiativen

Disziplinarverfahren
Remmers macht Nazi 
wieder zum Schulleiter

Die Disziplinarkammer beim Verwal­
tungsgericht Braunschweig hat ent­
schieden, daß der seit Ende 1978 vom 
Dienst suspendierte Oberstudiendirek­
tor des Grotefend-Gymnasiums in 
Hannoversch-Münden, Karl Heinz 
Kausch, nicht erkennbar gegen die 
„Freiheitlich-demokratische Grund­
ordnung“ verstoßen habe, sondern 
sich lediglich einen Verstoß gegen das 
Mäßigungs- und Zurückhaltungsgebot 
für Beamte geleistet habe. Deshalb sei 
er auch nicht aus dem Amt zu entfer­
nen, sondern lediglich mit einer 
zehnprozentigen Gehaltskürzung auf 
die Dauer eines Jahres zu „bestrafen“.

Gleich drei Tage nach der mündli­
chen Urteilsverkündung setzte Kultus­
minister Remmers Kausch wieder als 
Schulleiter an derselben Schule ein!

Kausch ist Mitarbeiter des „Freiwil­
ligen“, der Verbandszeituung der ehe­
maligen Waffen-SS. Er schrieb das 
Vorwort für ein Buch, in dem Hitler 
als „Führer“ und „Großer Feldherr“ 
verherrlicht wird. Lehrer verteilten 
Broschüren wie „Grundgedanken der 
nationalsozialistischen Weltanschau­
ung“ und „Kleiner Abriß der Rassen­
kunde“. Eine faschistische Pfadfinder­

gruppe wurde aufgebaut, zwei Mitglie­
der landeten bei der „Wehrsportgrup­
pe Hoffmann“. Schulungen, insbeson­
dere „Deutschlandkunde“ über die 
Ostgebiete, wurden durchgeführt. Eine 
Ausstellung über antifaschistischen 
Widerstand in Niedersachsen wurde 
von Kausch verhindert.

Zu staatlichen Stellen und zur CDU 
hatte und hat Kausch die besten Bezie­
hungen. Erst viereinhalb Monate nach

Kenntnis des Vorgangs und gegen den 
Widerstand der CDU suspendierte 
Kultusminister Remmers Kausch und 
zwei andere Lehrer. Heftige Proteste 
von Schülern, Eltern, DGB, SPD, 
DKP und KBW zwangen ihn dazu.

Kauschs Aktivitäten passen durch­
aus in die gegenwärtigen Pläne der 
westdeutschen Monopolbourgeoisie: 
Die Revidierung des „Hitler-Bildes“ 
und die Pflege des „Deutschtums“ im 
Osten dienen der Mobilmachung für 
einen neuen Waffengang, die Pflege 
der „Rassenkunde“ läßt sich bequem 
auf Türken konzentrieren. So eint ihn 
z.B. mit dem Göttinger CDU-MdB H. 
H. Klein („die rote Basis in Münden 
treibt Rufmord“) die gemeinsame Mit­
gliedschaft im „Verein für deutsche 
Kulturbeziehungen im Ausland“ 
(VDA), dessen zweiter Landesvorsit­
zender Kausch ist. Originalton VDA: 
„Für die Deutschen ist die Geschichte 
nicht zu Ende. Im Osten reifen große 
Aufgaben einer Gestaltung zu! Jalta 
und Potsdam bedeuten keine Ewig­
keit.“

Heftige Proteste hat es gegen das Ur­
teil und die Entscheidung Remmers sei­
tens des DGB, DKP, SPD usw. gege­
ben. Remmers zeigt sich aber unbeein­
druckt. Die sofortige Entfernung 
Kauschs aus dem Schuldienst muß zur 
Wiedereröffnung der Schule nach den 
Osterferien durchgesetzt werden!
Quellen: Rechts um zum Abitur, Steidl-Verlag, Göttingen 
1979, 10 DM; Flugblätter des Arbeitskreises Antifaschis­
mus Göttingen.

HBVKiel
Lebhafte Debatte 
über die Aufgaben

In dieser Hinsicht aufschlußreich 
war die ord. Delegiertenkonferenz der 
Ortsverwaltung Kiel am 27.3. Nach 
dem Rechenschaftsbericht des alten 
Vorstandes wuchs der Ortsverband 
von 2847 (31.12.79) zwar um 7,7% auf 
2950 Mitglieder (31.12.81), begannen 
acht Fachgruppen (FG) in Einzel-, 
Groß-, Buchhandel, bei Banken, Ver­
sicherungen, Ersatzkassen, Woh­
nungswirtschaft und Wirtschaftsdien­
sten zunächst mit schwungvoller Ar­
beit. Andererseits lag der Mitgliederzu­
wachs unter dem HBV-Durchschnitt in 
Nordwest von 12,1%, hatte jede FG 
während der überlangen „Sommer­
pause“ von Juni 81 bis Januar 82 wäh­
rend der „Haushaltsoperation 82“ und 
dem Beginn der Tarifkämpfe 82 
schwer stagniert. Umso hartnäckiger 
das Bemühen, mit Anträgen die weite­
re Arbeit festzulegen.

Angenommen wurde der Antrag der 
FG Großhandel, insbesondere die 
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung 
in der Türkei zu unterstützen. Im 
DGB-Maiausschuß setzte die HBV we­
nig später durch, daß neben dem künf­
tigen DGB-Vorsitzenden Breit ein tür­
kischer Kollege am 1. Mai als Haupt­
redner spricht. Angenommen wurden 
die Anträge aus dem Großhandel, das 
Beschäftigungsprogramm der Regie­
rung abzulehnen und neuen Haushalts­
operationen mit Demonstrationen zu 
begegnen. Nach Kampfabstimmung 
angenommen wurde ferner ein Antrag 
der FG Wirtschaftsdienste als Arbeits­
auftrag an den neuen Ortsvorstand, 
eine Veranstaltung mit Parteien, 
„Neue Heimat“ und anderen gemein­
nützigen Wohnungsbaugesellschaften 
über Miethöhe, Standard und Neubau 
von Sozialwohnungen auf innerstädti­
schen Grundstücken durchzuführen. 
Die Delegiertenkonferenz sprach sich 
dabei gegen weitere Flächensanierun­
gen am Kieler Hauptbahnhof und ge­
gen Räumung dreier besetzter Häuser 
dort aus. Angenommen wurden Anträ­
ge der FG Wirtschaftsdienste für eine 
Veranstaltung nach dem 1. Mai über 
den Einsatz öffentlicher Mittel im 
Energiesektor, Wohnungsbau, Ge- 
sundheits- und Bildungswesen entspre­
chend dem DGB-Grundsatzpro- 
gramm. 18 Unterschriften von 53 Dele­
gierten fanden Initiativanträge der FG 
Banken auf Tarifseminare vor der Ta­
rifrunde 83 unter Einbeziehung der So­
zial- und Steuerabzüge. Ihre Behand­
lung mußte jedoch wegen der Kürze 
der Zeit vertagt werden.
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Blühendes Geschäft 
mit Leih-Schwestern
München. Leiharbeitsfirmen haben 
die Marktlücke Krankenhaus er­
faßt. Im Augenblick läuft das Ge­
schäft vorwiegend mit importierten 
englischen Krankenschwestern, die 
mit minimalen Sprachkenntnissen 
auf unbesetzte Planstellen gesetzt 
werden. In München wurden 30 
englische Leasing-Schwestern in 
verschiedenen Krankenhäusern 
„zur Probe“ eingesetzt. Inzwi­
schen ist bekannt geworden, daß im 
Klinikum Großhadern auch deut­
sche Leihschwestern auf Stationen 
mit chronischem Personalmangel 
fortlaufend eingesetzt werden.

Nach einer Untersuchung der 
ÖTV haben Leiharbeitnehmer in 
der Regel schlechtere, oft über­
haupt nicht tarifvertraglich abgesi­
cherte Arbeitsbedingungen. 13. 
Monatsgehalt, Urlaubsgeld und be­
triebliche Sozialleistungen werden 
häufig nicht gewährt, alle Zulagen 
sind freiwillig. Das Recht auf ge­
werkschaftliche Betätigung wäh­
rend der Arbeitszeit wird dem Leih­
arbeitnehmer genommen. Durch 
den dreimonatigen Wechsel muß 
das Pflegepersonal auf den Statio­
nen ständig neue Leute einarbeiten, 
die ohnehin schon hohe Zahl der 
nicht in vollem Umfang verant­
wortlichen Pflegekräfte nimmt zu.

Letzt endlich machen die Leih fir­
men enorme Profite. So verlangt 
z.B. die Firma ADIA für eine Kran­
kenschwester zwischen 28,50 und 
30,50 DM pro Stunde. Bei 152 
Stunden im Monat ä 30 DM zuzüg­
lich 13% Mehrwertsteuer muß das 
Krankenhaus 5152,80 DM an die 
Leihfirma zahlen. Zum Vergleich 
der höchstmögliche Bruttoverdienst 
einer Krankenschwester mit KR 12, 
Stufe 10 (Pflegedienstleitung) be­
trägt mit Ortszuschlag (ledig), Stel­
lenzulage und Sparzulage 4138,43 
DM.

Die ÖTV fordert das gesetzliche 
Verbot der Leiharbeit im Kranken­
haus. Auch Berufsverbände wie die 
Bundesvereinigung der Arbeitsge­
meinschaft Leitender Krankenpfle­
gepersonen rufen zum Widerstand 
gegen den zunehmenden Einsatz 
von Leihpersonal auf: „Das Über­
lassungsverfahren birgt die Gefahr 
in sich, (daß) durch . .. kurzfristige 
Einsätze der teilweise katastrophale 
Personalmangel verschleiert wird, 
was zur Folge hat, daß weder das 
Pflegepersonal eine spürbare Entla­
stung erfährt, noch der Patient die 
nötige Zuwendung erhält.“

Gesamthafenbetrieb Hamburg

Voller Lohnausgleich für Kurzarbeit 
kann durchgesetzt werden
Hamburg. Auf der Betriebsversamm­
lung im März wurde vom Vertreter der 
Geschäftsleitung die Absicht bekannt­
gegeben, für den Gesamthafenbetrieb 
(GHB) ab 1.4.82 Kurzarbeit anzumel­
den. Als Grund wurde „Beschäfti­
gungseinbruch im Hamburger Hafen“ 
angegeben.

Der GHB hat über 1350 Hafenarbei­
ter. Für fast alle im Hafen anfallenden 
Arbeiten sind ausgebildete Arbeiter 
vorhanden, die an die jeweiligen Ha­
feneinzelbetriebe vermittelt werden, je 
nach Arbeitsanfall. Kann der GHB 
nicht vermitteln, so ist durch Tarif der 
Lohn der 1. Schicht der jeweiligen Be- 
rufsgruppe garantiert. Dieses Garan­
tielohnabkommen wurde am 1.1.1972 
von der ÖTV durchgesetzt. Es be­
schränkte das „Abfeiern von Schich-

Durch Rationalisierung wird der Arbeitskräftebedarf im Hafen geringer trotz 
steigender Zahlen der umgeschlagenen Tonnage. Links: Laden von Paletten. 
Rechts: Ein Trailer wird mit bis zu 40 t Ladung aufs Schiff gezogen.

ten von einer Lohnwoche zur näch­
sten“ (Jahresbericht GHB 1967) auf 
die Betriebe, in denen Betriebsräte ei­
ner Aushöhlung des Garantielohnab­
kommens zugestimmt haben.

Beim GHB jedenfalls darf keine 
Doppelschicht auf den Garantielohn 
angerechnet werden. Wer zur Vermitt­
lung in der Einteilungsstelle erscheint 
und nicht vermittelt werden kann, er­
hält den Garantielohn.

Der Garantielohn wird aus einem 
Fond bezahlt, in den alle Hafenkapita­
listen entsprechend ihrer umgeschlage­
nen Tonnage einzahlen müssen. Sollte 
das eingezahlte Geld nicht ausreichen, 
so kann der GHB sich das Geld durch 
Umlage von den Hafeneinzelbetrieben 
holen.

Daß die Kapitalisten den Garantie­
lohn zahlen, ist das Eingeständnis, daß 
sie auf das Bereithalten einer so großen 
Anzahl von Hafenarbeitern angewie­
sen sind, um den Umschlag auch in 
Spitzenzeiten abzusichern. Daß sie den 
gleichen Effekt nicht durch Überstun­
denschinderei auf der einen Seite und 
Abfeiern auf der anderen Seite erzielen 
können, liegt an der Kampfkraft der 
Hafenarbeiter und den Bedingungen 
für den Kampf im Hafen.

Dem Antrag auf Kurzarbeit beim 
GHB hat der Betriebsrat zugestimmt. 
Er hat dies getan, weil die Geschäftslei­
tung bereit war, durch eine Betriebsver­
einbarung für alle Kollegen vollen 
Lohnausgleich zu sichern, und weil der 
Vorstand des GHB für alle Hafenein­
zelbetriebe einen Einstellungsstopp

verfügte und diese aufforderte, die 
Doppelschichten einzuschränken.

Diese Vereinbarung wurde bei der 
Kurzarbeit 1975 bereits durchgesetzt. 
Jetzt wurde von Seiten des Betriebsra­
tes daran keinerlei Abstriche geduldet. 
Der Vertreter der Geschäftsleitung hat­
te dies auf der Betriebsversammlung 
gleich gar nicht versucht, etwa unter 
dem Hinweis auf Sicherheit der Ar­
beitsplätze etc.

Das liegt aber sicher auch an der Be­
sonderheit des Gesamthafenbetriebs. 
Der GHB wurde geschaffen auf der 
Grundlage eines am 3.8.1950 vom 
Bundestag beschlossenen Gesetzes: 
Gesetz über die Schaffung eines beson­
deren Arbeitgebers für Hafenarbeiter 
(Gesamthafenbetrieb):
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§/; (1) Durch schriftliche Vereinba­
rung von zuständigen Arbeitgeberver­
bänden und Gewerkschaften oder von 
einzelnen Arbeitgebern und Gewerk­
schaften kann von den Betrieben eines 
Hafens, in denen Hafenarbeit geleistet 
wird, zur Schaffung stetiger Arbeits­
verhältnisse für Hafenarbeiter ein be­
sonderer Arbeitgeber (Gesamthafenbe­
trieb) gebildet werden. Eine erwerbs­
wirtschaftliche Tätigkeit des Gesamt­
hafenbetriebs ist ausgeschlossen.

(2) Der Gesamthafenbetrieb umfaßt 
auch Betriebe, deren Unternehmer we­
der Mitglied des Arbeitgeberverbandes 
sind noch selbst die Vereinbarung des 
Absatzes 1 abgeschlossen haben ...

§2; (1) Der Gesamthafenbetrieb be­
stimmt nach Maßgabe der geltenden 
Gesetze seine Rechtsform, seine Auf­
gaben, seine Organe und seine Ge­
schäftsführung, insbesondere auch die 
Grundsätze für die Erhebung, Verwal­
tung und Verwendung von Beiträgen 
und Umlagen; er hat dabei den Begriff 
der Hafenarbeit im Sinne des § 1 Abs. 1 
bindend festzusetzen ...

Die nach § 1 nötige Vereinbarung ist 
zustandegekommen. Der Vorstand des 
GHB setzt sich zusammen aus drei 
Vertretern der Gewerkschaft ÖTV, 
drei Vertretern des Unternehmensver­
bandes Hafen Hamburg und einem 
Vorsitzenden der Behörde für Wirt­
schaft und Verkehr.

Auf der Grundlage der Satzung des 
GHB, die vom Vorstand beschlossen 
wird, sind die oben berichteten Eingrif­
fe in die Rechte des einzelnen Hafen­
kapitalisten möglich: Verfügung des 
Einstellungsstopps und Einschränkung 
der Mehrarbeit. In § 11 der Satzung des 
GHB heißt es: „Der Vorstand kann im 
Interesse der Beschäftigung der Ge­
samthafenarbeiter das Ausmaß der 
Mehrarbeit in den Hafeneinzelbetrie­
ben begrenzen.“

Die Gesamthafenarbeiter erhalten 
nur Tariflohn. Es besteht für die ein­
zelnen Hafenkapitalisten eine schlechte 
Möglichkeit, die Gesamthafenarbeiter 
zu Arbeitsleistungen zu zwingen, die 
nicht tariflich vorgeschrieben sind. Die 
Existenz des GHB ist von daher für das 
Einhalten des Tarifs, der Unfallverhü­
tungsvorschriften, für den Kampf ge­
gen Antreiberei sowie zur strikten Ein­
haltung des Garantielohnabkommens 
wichtig.

Einzelne Hafenkapitalisten haben 
schon versucht, den GHB aufzulösen 
oder zumindest auszutreten. Durch § 1 
(2) ist jedoch Zwangsmitgliedschaft 
der Hafeneinzelbetriebe gesetzlich vor­
gesehen, und der Vorstand legt bin­
dend fest, was unter den Begriff „Ha­
fenarbeit“ fällt. So wird der freien 
Entfaltung der Konkurrenz im Hafen 
Grenzen gesetzt und es ist nicht mög­
lich, daß an einem Punkt Löhne und 
Arbeitsbedingungen unter Tarif ge­
drückt werden können.

Stadt Essen
Gedenken an Ph. Müller 
soll verhindert werden

Essen. Am 11. Mai dieses Jahres jährt 
sich der 30. Todestag des Drehers Phi­
lipp Müller. 1952 wurde der 21jährige, 
Mitglied der FDJ und nach deren Ver­
bot 1951 der KPD, bei der „Friedens­
karawane“ in Essen von Polizeitrup­
pen erschossen. Auf die von der 
„Kämpfenden Jugend“, einer Zeit­
schrift des Bundes Deutscher Pfadfin­
der im Bund Demokratischer Jugend 
(BDP/BDJ), geplante Durchführung 
einer Gedenkveranstaltung am 11. Mai 
hat die heutige SPD-Stadtverwaltung 
in der Tradition der CDU-Stadtverwal­
tungen der 50er Jahre geantwortet: Sie 
verweigert die Freigabe des vom 
BDP/BDJ bereits angemieteten und 
bezahlten städtischen Saalbaus.

Adenauers Wiederaufrüstungspoli­
tik war 1952 in eine entscheidende Pha­
se getreten. Entsprechend wurde die 
„Friedenskarawane“ am 11. Mai kurz-

Trauerfeier für Ph. Müller, 1952 

fristig von der Stadt verboten. Essen 
war praktisch in polizeilichen Belage­
rungszustand versetzt. Dennoch ver­
suchten rund 30000 Jugendliche aus 
der ganzen BRD, eine Demonstration 
zu formieren. Immer wieder erschollen 
Sprechchöre gegen den von Adenauer 
geplanten Deutschlandvertrag und für 
den Abschluß eines Friedens Vertrages. 
Polizeioffiziere erteilten schließlich 
Schießbefehl. Nach Augenzeugenbe­
richten wurde Philipp Müller ohne je­
den konkreten Grund aus 50 bis 60 
Meter Entfernung von hinten von einer 
Polizeikugel getroffen, als er vor Poli­
zeiketten flüchtete. Verletzt wurden 
der Sozialdemokrat Bernhard Schwar­
ze und der parteilose Gewerkschafter 
Albert Bretthauer.

Bei der geplanten Gedenkveranstal­
tung soll erstmals in der BRD das 
Chorwerk „Der Herrnburger Bericht“

Ostermarschkundgebung, Essen 1982

von Bertold Brecht und Paul Dessau 
aufgeführt werden, ein Stück, das vom 
Kampf der FDJ handelt. Die Begrün­
dung der Stadt Essen für das Verbot 
der Veranstaltung im Saalbau: Der 
BDP/BDJ sei „eine verfassungsfeind­
liche Organisation, deren politisches 
Ziel die Wiederzulassung der KPD ist“ 
(Städt. Beigeordneter Friedrich), im 
übrigen sei Philipp Müller ein gewalt­
tätiger Demonstrant gewesen, der le­
diglich in Notwehr von der Polizei er­
schossen wurde. Ist diese Begründung 
schon in ihrer Willkür eine Anmaßung 
- ausdrücklich nennt die Stadt noch 
nicht einmal Quellen -, so wird nur zu 
deutlich, worum es geht: Die Tradition 
des Kampfes gegen die Aufrüstung der 
BRD und gegen den NATO-Eintritt 
soll unterdrückt werden, es könnte 
sonst heute zu gefährlich werden.

Mehrere Organisationen und zahl­
reiche Einzelpersonen haben gegen das 
Verbot des Saalbaus protestiert. Der 
BDP/BDJ hat rechtliche Schritte ange­
kündigt, und die „Kämpfende 
Jugend“ hat erklärt: Die Veranstal­
tung findet auf jeden Fall statt, und 
zwar am 11. Mai in Essen.

Hauskrankenpflege
ÖTV kritisiert Kon­
zept des CDU-Senats

Westberlin. 30 Sozialstationen will der 
Westberliner Senat noch in diesem 
Jahr einrichten. Der Beschluß des Ab­
geordnetenhauses „über häusliche 
Krankenpflege im Rahmen sozialer 
Dienste (Sozialstationen)“ ist seit Mo­
natsmitte in Kraft. In der Begründung 
heißt es: „Durch den Ausbau der häus­
lichen Krankenpflege soll die kranken­
pflegerische Betreuung von chronisch 
Kranken sichergestellt werden. Zu­
gleich trägt sie dazu bei, den teuren sta­
tionären Sektor finanziell zu entla­
sten.“ Die Hauskrankenpflege soll al­
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so Ersatz sein für die rund 1000 Betten- 
und fast 2000 Stellenstreichungen in 
den städtischen Krankenhäusern.

Die Sozialstationen sollen neben der 
Hauspflege noch erledigen: hauswirt­
schaftliche Dienste, stationäre und 
fahrbare Mittagstische, Familienpfle­
ge, Hilfen für Behinderte, Begegnung, 
nachbarschaftliche bzw. ehrenamtliche 
Hilfen, Beratung. Und das mit ganzen 
100 Pflegekräften! Schon die Stations­
ausstattung ist ein Hohn. Schreib­
tisch, Stuhl, Schrank und Medikamen­
tenfach, Lampe und Anschluß eines 
Telefons dürfen nicht mehr als 2000 
DM kosten. Für die laufenden Kosten 
stehen jeder Station 3600 DM im Jahr 
zur Verfügung. Die medizinische Aus­
stattung von zwei Pflegehilfsmittelde­
pots beinhaltet „je Depot 4 Lifter, 4 
Krankenpflegebetten mit Matratze, 2 
Rollstühle, 2 Nachtstühle, 1 Paar Vier­
fußgehstöcke, 2 Rollatoren, 2 Bett­
tische.“ Bis 1985 will der Senat 14,6 
Mio. DM in dieses Projekt stecken. 
250 Mio.DM sparen die Kassen durch 
den Krankenhausabbau.

Die Gewerkschaft ÖTV kritisiert 
dieses Konzept des CDU-Senats. Eine 
von ihr in Auftrag gegebene Untersu­
chung ergab, daß in Westberlin über 
90000 ambulant pflegebedürftige Men­
schen leben; davon werden derzeit nur 
rund 19000 durch die Wohlfahrtsver­
bände versorgt. Die 30 Sozialstationen 
seien völlig unzureichend, dazu die 
Einzugsbereiche mit 65000 Einwoh­
nern pro Station (BRD:20000 - 40000) 
viel zu groß.

Die ÖTV fordert zudem mehr und 
qualifiziertes Personal, weil die Sozial­
stationen „nicht mehr und nicht weni­
ger als ambulante Krankenpflege­
stationen“ seien und damit ein Teil der 
medizinischen Versorgung - eine Er­
gänzung, aber kein Ersatz für Kran­
kenhausversorgung.

Schülerbewegung
Aktionen beim
Juniorenländerspiel

Stuttgart. Am 2.März gab auf Weisung 
des Kultusministeriums das Oberschul­
amt Stuttgart eine „sehr eilige“ Emp­
fehlung an alle Schulen im Großraum 
Stuttgart heraus, den Schülern, die am 
23.3. das Juniorenländerspiel BRD - 
Frankreich besuchen wollten, die „er­
forderliche Unterrichtsbefreiung zu ge­
währen“. Karten gab’s von der Schul­
behörde für 1 DM. Es wurde bekannt, 
daß Mayer-Vorfelder (Kultusminister 
und VfB-Präsident) vor vollem Hause 
eine Rede halten wollte.

Allein für die Stadt Stuttgart war der 
Ausfall von 15530 Unterrichtsstunden 

einkalkuliert bezogen auf 4447 Klassen 
an den öffentlichen Haupt-, Real-, Ge­
samt-, Beruflichen Schulen und Gym­
nasien bei einem durchschnittlichen 
Wegfall von 3,5 Stunden pro Klasse; 
entsprechend 43 700 Stunden im Groß­
raum Stuttgart bei 12480 Klassen.

Die Folge war große Empörung un­
ter den Lehrern; nicht wenige Schullei­
ter boykottierten die Empfehlung. 
Hatte nicht Mayer-Vorfelder auf dem 
CDU-Landesparteitag am 4.7.81 in 
Donaueschingen darüber hergezogen, 
daß durch Lehrerpersonalversammlun­
gen jährlich Hunderttausende von 
Schulstunden ausfielen und kurz dar­
auf als Schikane verordnet, daß vor

den Oster- und Weihnachtsferien bis 
zur letzten Stunde zu unterrichten sei?

Die Schüler machten von der Mög­
lichkeit, sich für 1 DM schulfrei zu 
kaufen, reichlich Gebrauch. Vielfach 
brach der Unterricht nach der großen 
Pause zusammen. Im Neckarstadion 
hinderte ein fünfminütiges Pfeifkon­
zert den Kultusminister daran, vor 
65000 Schülern eine Rede zu halten; er 
reduzierte auf einige Sätze zur deutsch­
französischen Freundschaft. Entspre­
chend der Absprache auf der Regional­
tagung der LSV im OSA-Bezirk Stutt­
gart vom 21.3. wurden in der Südost­
kurve große Transparente aufge­
spannt: Gesetzliche Anerkennung der 
LSV! MV: Singen fürs Vaterland und 
nun: Schreien fürs Vaterland. Wir for­
dern: Rücknahme der Streichungen! 
IHM gefällt’s: Wir dürfen her - bei 
Friedens-Demos geht’s nicht mehr! 
Wieviel Stunden sind’s denn? Statt 
Fußball KULTUR in die Schule! Die 
SMVen des Burggymnasiums Schorn­
dorf und der Technischen Oberschule 
Stuttgart verteilten 10000 Flugblätter, 
in denen die Politik des MKS aufs 
Korn genommen wurde. Im Anschluß 
an das Fußballspiel fand eine Demon­
stration mit ca. 300 Schülern statt.

Nordrhein- Westfalen
Schwiers Neuordnung 
der Hochschulen

Am 29.3., noch in den Semesterferien, 
legte Wissenschaftsminister Schwier 
sein Neuordnungskonzept für die 
Hochschulen in NRW vor. Danach 
sollen zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
neben der Schließung ganzer Lehrer­
studiengänge für die Primär- und Se­
kundarstufe I sowie einzelner Fächer in 
allen Lehrerstudiengängen und der 
Einführung des Numerus Clausus auch 
die Ausbildungskapazitäten für Studien­
anfänger in folgenden Fächern mit 
Diplom- oder Magisterabschluß redu­
ziert werden: Anglistik, Mathematik, 
Physik, Sozialarbeit und -pädagogik 
um je 30%, Germanistik und Ge­
schichte um 25%, Soziologie/Politik- 
wissenschaften um 15% und Wirt­
schaftswissenschaften um 10%. Aus­
gespart von Schließung und Kürzung 
sind allein die Ingenieurwissenschaften 
- mit geringen Ausnahmen — und 
Medizin.

Was mit den von diesen Maßnah­
men - die, so Schwier, „soweit nicht 
die Arbeitsmarktlage anders gebietet, 
... berücksichtigen, daß bis Ende der 
80er Jahre die geburtenstarken Jahr­
gänge in den Hochschulbereich kom­
men ...“ - betroffenen rund
1400-1600 Stellen geschehen soll, ist 
noch nicht geregelt. Schwier schreibt 
von Verlagerung freier Stellen, Umset­
zungen in die Kliniken Aachen und 
Münster, davon, daß in künftigen 
Haushaltsverhandlungen keine Stellen­
zugänge mehr gewährt werden, von 
Stellenkürzungen bei wissenschaftli­
chen und Überprüfung und Neubemes­
sung bei nichtwissenschaftlichen Be­
schäftigten, auch in den Verwaltungen, 
Bibliotheken usw. In einem Erlaß vom 
2.4. weitet er die bereits bestehende 
halbjährige Stellenbesetzungssperre 
aus: Auch wenn ein Fach nur an einer 
Universität geschlossen werden soll, 
sind die freien und freiwerdenden Stel­
len dieses Faches in allen Hochschulen 
bis zu einem Beschluß über ihre weitere 
Verwendung zu sperren. Darüberhin- 
aus sind die bislang geltenden Ausnah­
men bei der Besetzungssperre zum Teil 
aufgehoben.

Die Arbeitsgemeinschaft der Perso­
nalräte der Studentenwerke, die Lan- 
desastenkonferenz, die Landesschüler­
vertretung, Lehramtsanwärter und 
GEW-Gliederungen werden am 26.5. 
eine Demonstration in Düsseldorf ge­
gen die Haushaltskürzungen im Sozial­
und Bildungsbereich und gegen das 
Neuordnungskonzept von Schwier 
durchführen. Die ÖTV im Bezirk 
NRW I hat in einem Beschluß ihre Un­
terstützung zugesagt.
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Einzelhandel/Lohnkampf

Schwierige Ausgangslage - Lohnsenkung soll durch 
„variable Arbeitszeit“ betrieben werden
Der Lohn- und Gehaltstarif für den 
bayerischen Einzelhandel läuft am 
30.4. aus. Gefordert werden 7%, 100 
DM mindestens. Schwierig ist die Lage 
einmal durch den Metallabschluß von 
4,2%, an dem sich die Kapitalisten al­
lemal orientieren werden. Vor allem 
aber durch das bereits durchgesetzte 
niedrige Lohnniveau im Einzelhandel, 
das durch die immer größer werdende 
Zahl der ungelernten Arbeitskräfte 
und der Teilzeitkräfte weiter nach un­
ten gedrückt wird. Der Durchschnitts­
lohn für Verkäufer und Arbeiter im 
Einzelhandel liegt weit unter dem der 
Industrie, Löhne über 2000 DM brutto 
werden nur an Fachverkäufer in be­
stimmten Branchen, wie Elektrohan­
del, gezahlt. Die vollbeschäftigten Ver­
käuferinnen verdienen in der Masse 
zwischen 1200 und 1800 brutto, Teil­
zeitkräfte zwischen 390 DM und 1000 
DM. Die harte Konkurrenz der Einzel­
handelskapitalisten untereinander, ver­
schärft durch den Umsatzrückgang 
aufgrund der gesunkenen Reallöhne, 
führt zu weiterer Rationalisierung und 
Entlassungen. Der Druck auf das 
durchgesetzte Lohnniveau soll durch 
weiteren Zugriff auf die billige und 
entrechtete Teilzeitarbeit verschärft 
werden. Vorangetrieben und unter­
stützt wird dies vor allem durch die 
CDU/CSU-Reaktion, die in verschie­
denen Bundesländern mittels Steuer­
geldern Teilzeitmodelle erprobt. Ziel 
ist es, das von den Gewerkschaften er­
kämpfte Lohnniveau zu brechen und 
durch Spaltung mittels ,,variabler Ar­
beitszeitsysteme“ erkämpfte Arbeits­
zeiten, Schutzbedingungen etc. zu be­
seitigen.

Die vielfältigen Möglichkeiten, bei 
einem entsprechend hohen Anteil von 
Teilzeitbeschäftigten die Arbeit zu in­
tensivieren, durchgesetzte Schutzbe­
stimmungen und innerbetriebliche Lei­
stungen (Pausenregelung, Weihnachts­
geld, Urlaubsgeld etc.) zu unterlaufen 
und die Belegschaften zu spalten, sind 
bereits heute im Einzelhandel gut zu 
sehen. Der Anteil der Teilzeitbeschäf­
tigten macht über l/3 aus, mehr als in 
der Industrie. Ihr Zuwachs verlief pa­
rallel zur Rationalisierung, die durch 
Einführung neuer Techniken (Compu­
terkassen, Zentrallager) eine Dequalifi- 
zierung für den Großteil der Arbeit 
brachte, die im Verkauf verrichtet wer­
den muß. Für Warenauffüllen oder 
kassieren sind Anlernzeiten von 1—2 
Tagen üblich, die Zahl der Verkaufs­
hilfen steigt gegenüber der Zahl der

Verkäuferinnen oder Einzelhandels­
kaufleute. Der niedrige Lohnstandard 
im Einzelhandel wurde durch alle For­
men von Aushilfs- und Teilzeitarbeit 
weiter gesenkt, der nach wie vor gerin­
ge gewerkschaftliche Organisations­
grad und die Zersplitterung der Bran­
che machte ihre Einführung in den ent­
rechtetsten Formen (Kapovaz, Netto­
kräfte, s.S. 27) möglich. Was die Ein­
zelhandelskapitalisten an allen Formen 
,»variabler Arbeitszeit“ darüber hinaus 
reizt, ist der unterschiedlich hohe Ar­
beitsanfall im Verkauf, abhängig vom 
Kundenstrom, der eine Intensivierung 
der Arbeit mittels akkordähnlicher Sy­
steme wie in der Industrie erschwert. 
Dazu kommt der Zwang für eine stän­
dig steigende Zahl von Schülern, Stu­
denten, Frauen mit kleinen Kindern, 
Rentnern etc., Arbeit zu Hungerlöh­
nen zwischen 390 und 1000 DM/Mo­
nat anzunehmen.

Besonders ausgefeilte Systeme der 
„variablen Arbeitszeit“ für ganze Be­
legschaften sind der neueste Schritt, 
um die Gewinne zu erhöhen. Im fol­
genden stellen wir zwei ähnliche Syste­
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me dieser Art vor, das des Kaufhauses 
Beck in München (850 Beschäftigte) 
und das der Firma Leffers AG in Biele­
feld, einem Textilkaufhaus mit 5 Nie­
derlassungen (703 Beschäftigte).

„,Wenn ich keine Lust mehr habe- 
zum arbeiten, geh’ ich halt heim*, sagt 
eine Verkäuferin bei Beck, ohne die 
Angst, deshalb ins Gebet genommen 
zu werden. Firmenmanager Rückl: 
,Wir wollen entstreßte und tolerante 
Mitarbeiter/“ So priesen die Abend­
zeitung und der Spiegel im Sommer 
1980 das System bei Beck an. Jeder 
Mitarbeiter hat ein sogenanntes Zeit­
konto, die Arbeitszeit wird mit dem 
Abteilungsleiter ausgehandelt. Um zu 
kontrollieren, daß die vereinbarten Ar­
beitszeiten eingehalten werden, muß 
jeder Beck-Mitarbeiter bei Beginn und 
Ende einer Arbeitsphase ein Compu­
ter-Terminal bedienen. „Die heimliche 
Zigarette auf der Toilette“, freut sich 
Rückl, „gibts bei uns nicht mehr.“ Be­
zahlte Pausen sind damit auch abge­
schafft. Der Kapitalist kann den Perso­
nalstand besser an die Kundenströme 
anpassen und muß zudem keine Über-
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Einzelhandel Bayern: Über 50% der Unternehmen 
bleiben unter 250000 DM Jahresumsatz
Die am 31. März 1979 registrierten 
Einzelhandeluntemehmen mit
Hauptsitz in Bayern beschäftigten 
insgesamt 375000 Personen und er­
zielten 1978 einen Umsatz von 55,4 
Milliarden DM. Im Vergleich zur 
vorausgegangenen Erhebung des Sta­
tistischen Landesamtes Bayern von 
1968 ist die Zahl der Unternehmen 
um 10 Prozent gesunken, die Be­
schäftigtenzahl ist um 25 Prozent

Einzelhandel Bayern
Verteilung der Arbeitsstätten nach Betriebsgrößen

»•:»>»»«*

»>»•«•>♦>»

4% 
umhmmm 
MMMMMH 
MUMM? MM 
tUtlttll it>» 

MMMMt «>«** 
HMMtMMtt» 
mmmmmmim 
HMHtHiuti• 
HMHM’»«»»»>

4 1.16 ' 1'64 ' . 256 j i 024

3«¥o

l<7o

2%

1

Quelle: „Arbeitsstälici» des Einzelhandels in Bayern - Ergebnisse der Handels-und Gaststättenzählung 1979“, Heft
394 der Beitrage zur Statistik Bayern, hcransgegeben vom Bayerischen Statistischen Landesaint

und der Nominalumsatz um 158 Pro­
zent gestiegen. Rund 55 Prozent aller 
Einzelhandelsunternehmen beschäftig­
ten nur ein bis zwei Personen, und 53 
Prozent erzielten einen Jahresumsatz 
von unter 250000 DM.

Die Beschäftigung von Teilzeitkräf­
ten nahm in dem Zeitraum von 1968 
bis 1979 um 31 Prozent zu, wogegen 
die der Vollzeitkräfte nur um 5 Prozent 
stieg. Die Konzentration der Unterneh-

Einzelhandel Bayern
Verteilung der Beschäftigten nach Betriebsgrößen

5%

4%

3% »»»»
>>»>*«< 

»»»•»»»><<

(tttttuttui 
hmhimmmm

>t*t> >M>ntt«*<M

MIHiMMMMMtH*«
2vo •.» «mhjmmmm»*»»»»«

«>>»♦>>»>»•»»>>>>tt>•«»«« 
'MM«I MX IHI >«»******»*

■ : UPHHtlltHtltHUttHItt«

, H!MHHMHM>tHMIMtt»«>M*M«
'mtHintttuttniHriuitiHittim 

‘■:«••>>»»»♦>( iHHHHHinniitiuitnnt 
HHBBnHUHnitimitHHtitntttnnHttit 
»»»• IHltttHttltH *»*«*»« t**M»*»t**« *»*»**««****» 
HümuttHtittitiHnnHinttintHnttutniHt 

MM- UntlltlHtlUnttHltlinnUHttUHtHHHt 
HnnrintHtiUHtniHnttttttHtmittttttitiii) 
; HMHIHUttlttltHttttllHtltttlKHtlittttltlttt ***»**»«*< 

tMMMMttt«
lj.......... 4|....... ~16~,........64"....... 256 1 Ö24 

men wird in folgenden Zahlen deut­
lich: Während sich 1979 gegenüber 
1968 die Zahl der Arbeitnehmer - 
das heißt aller Personen, die in einem 
vertraglichen Gehalts-, Lohn- oder 
Ausbildungsverhältnis stehen und de­
ren Bezüge steuerrechtlich als Ein­
künfte aus nichtselbständiger Arbeit 
gelten — um 23 Prozent erhöhte, hat 
sich die Zahl der tätigen Inhaber und 
tätigen Mitinhaber einschließlich der 
unbezahlten mithelfenden Familien­
angehörigen um 15 Prozent verrin­
gert.

In 38000 Arbeitsstätten des Einzel­
handels sind ein bis zwei Personen 
beschäftigt. - In 70244 Arbeitsstät­
ten sind bis höchstens 49 Personen 
beschäftigt, in 585 Arbeitsstätten 50 
bis 1000. Nur acht Arbeitsstätten ha­
ben mehr als 1000 Beschäftigte.

Diese Struktur des Einzelhandels 
macht die ganze Schwierigkeit für die 
Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen in diesem Bereich 
aus. Die Einzelhandelskapitale kon­
zentrieren sich zwar mehr und mehr 
und sind kapitalmäßig miteinander 
verknüpft. Die Gewerkschaft steht 
aber vor dem Problem, daß Lohner­
höhungen und Verbesserungen bei 
den Arbeitsbedingungen, die in gro­
ßen Kaufhäusern durchgesetzt wer­
den können, von kleinen Einzelhan­
delsunternehmen mit ein bis zwei Be­
schäftigten und Jahresumsatz unter 
250000 DM - vor allem in Bezug 
auf die Arbeitszeit - nicht verkraf­
tet werden können.

Stundenzuschläge zahlen. Anscheinend 
liegt die Zeiteinteilung allein in der 
Verantwortung der Verkäuferin, was 
- noch krasser als bei Gleitzeitord­
nungen - die Fronten verwischt. Zeit­
defizite müssen zu Jahresende abge­
baut sein. Kürzlich hat Beck Personal 
abgebaut. Teilzeitbeschäftigte, die 
Samstags nicht arbeiten wollten, wur­
den entlassen, angedroht wurden Ab­
bau von Weihnachtsgeld und 13. Mo­
natsgehalt, wenn sich die Beschäftigten 
nicht „entgegenkommend“ zeigten. In 
der Betriebsvereinbarung der Firma 
Leffers ist zur Teilzeitarbeit festgehal­
ten: ,,4. Umsatzschwankungen und 
Umsatzspitzen, die saisonal oder aus 
sonstigen Gründen bedingt sind, kön­
nen besser bewältigt werden. Das ver­
bessert unsere Arbeitsproduktivität, si­
chert die Existenz unseres Unterneh­
mens und damit die Arbeitsplätze.“ 
Eine klare Sprache, die sich in allen 
Punkten der Vereinbarung bestätigt. 
Da heißt es u.a.: „Die tägliche, wö­
chentliche oder monatliche Arbeitszeit 
ist variabel. Sie wird in Abstimmung 
mit dem Abteilungsleiter festgelegt“, 
der auch für die Einhaltung verant­
wortlich ist. Sonderregelungen gelten
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für Weihnachts- und Schlußverkauf. 
Überstunden werden so nicht mehr ge­
zahlt, Teilzeitbeschäftigte können 
dann bis zu 9 Stunden täglich zur Ar­
beit gezwungen werden. Arbeit auf 
Abruf für alle - dasist das Ziel, und es 
steht zu befürchten, daß diese Arbeits­
zeitsysteme rasch um sich greifen, denn 
sie erfordern von den Kapitalisten kei­
ne großen Investitionen, nur genaue 
Messungen des Kundenstroms, können 
aber die Lohnkosten beträchtlich sen­
ken. In den Kaufhauskonzernen laufen 
schon seit Jahren Modellversuche, und 
den kleinen und mittleren Unterneh­
men empfiehlt ein Dr. Immier aus 
München in der Broschüre „Die um­
satzangepaßte variable Arbeitszeit als 
Personalkostenbremse im Einzelhan­
del“ das System als Überlebenschance 
in der Krise.

In den Lohnkämpfen der letzten 
Jahre ist es der HBV im Einzelhandel 
in Bayern gelungen, mit durchgesetz­
ten Mindestbeträgen (so 1980 100 DM) 
dem weiteren Drücken der unteren 
Lohngruppen einen Riegel vorzuschie­
ben. Gegen Einschränkungen der Teil­
zeitarbeit (Forderung: maximal 30% 

der Belegschaften), wie zum Mantelta­
rif 1981 gefordert, wehrten sich die Ka­
pitalisten erfolgreich. Umso dringen­
der ist es, im diesjährigen Tarifkampl 
einen Mindestbetrag durchzusetzen 
Die Struktur der Forderung ist dazt 
geeignet. Auch wenn es schwierig seir 
wird, im Ergebnis mehr als 4,2% Volu 
men herauszuholen, ist die Struktui 
des Abschlusses wesentlich, wie unsei 
Schaubild zeigt (wir haben den Ertrag 
bei 4,2% und 4,2% plus 80 DM aufge 
tragen).

Eine Durchsetzung variabler Ar 
beitszeitsysteme hätte nicht nur Aus 
Wirkungen auf das jetzt schon viel zi 
niedrige Lohnniveau im Einzelhandel 
Die Reaktion erhofft sich darüber eil 
Zerschlagen des bereits Durchgesetz 
ten, ob es sich um Arbeitszeitregelun 
gen oder innerbetriebliche und tarifli 
ehe Leistungen handelt.

Das Verhindern eines weiteren Sin 
kens der niedrigen Löhne ist aber ein« 
wesentliche Voraussetzung, um dei 
Angriff auf die Beschäftigten und di< 
Gewerkschaftsbewegung mittels vari 
abler Arbeitszeitsysteme abwehren zi 
können.



Stichwort

Ende der 60er Jahre werden im Einzelhandel die ersten Personal­
einsatzpläne (PEP) aufgrund von Untersuchungen über Vertei­
lung und Entwicklung der Umsätze erstellt: Teilzeitarbeit und 
Aushilfen werden erstmals in großem Umfang eingesetzt. Aber 
erst ab Mitte der 70er Jahre gelingt es den Einzelhandelkapitali­
sten mit Hilfe der elektronischen Datenkassen, die Kundenfre­
quenz und Umsatzzeiten zu erfassen, die ,,umsatz-angepaßte va­
riable Arbeitszeit“ exakt festzulegen und Teilzeitarbeitsplätze 
durchzusetzen, für die Tarifrecht und von der Arbeiterbewegung 
erkämpfte Schutzgesetze nicht mehr gelten.

Die herkömmliche Form der 
Teilzeitarbeit, die am meisten 
verbreitet ist, ist die Teilzeitar­
beit mit arbeitsvertraglich ge­
nau festgelegter Arbeitszeitla­
ge und Arbeitszeitlänge. Die 
Arbeitsverträge sind unbefri­
stet und beinhalten eine genau 
festgelegte Stundenzahl. Kapa­
zitätsorientierte variable Ar­
beitszeit („KAPOVAZ“). Die­
ses Teilzeitarbeitssystem funk­
tioniert so: Mit dem Arbeit­
nehmer werden im allgemeinen 
Arbeitsverträge abgeschlossen, 
die lediglich die jährlich oder 
monatlich zu leistenden Ar­
beitsstunden und das für diese 
Arbeitszeit vereinbarte Gehalt 
festlegen. An welchen Tagen, 
zu welcher Zeit der Arbeitneh­
mer arbeiten soll, seine Arbeit 
vom Unternehmer ,»ge­
braucht“ wird, erfährt er 
kurzfristig per Telefon. Be­
zahlt wird nur die geleistete 
Arbeit, nicht aber die ständige 
„Arbeitsbereitschaft“!

Entwicklung der Beschäftigten im Einzelhandel
1970 = 100; Steigerung Abnahme in Prozent

Betiiebslorinen Vollzeit- Teilzeit
beschäftigte beschäftigte

1970 1980
Warenhäuser 100 91,8
Versandhandel 100 85,8
Konsumgenoss. u.
Verbraucherorg. 100 78,0
Filialunternehmen
(5 u. mehr Ver-
k auJss teilen) 100 137,6
lächeinzelhandel
(1-4 Verkaufssl.) 100 83,0
Gesamt 100 90,6

Quelle: Tarifskandal im Einzelhandel. Hrsg. HBV-Landesbezirkslenung Bayern, September 1981

Teilzeitbeschäftigte Frauen in % der erwerbstätigen Frauen

1977 1978 1979 1980

Gesamtwirtschaft
bis zu 20 Stunden 12,8 12,7 13,5 13,4
21-39 Stunden 13,7 13,2 13,2 12,3
Gesamt 26,5 25,9 26,7 25,7

Hande!
bis zu 20 Stunden 14,0 13,9 15,3 14,6
21 - 39 Stunden 19,0 18,3 18,1 18,4
Gesamt 33,0 32,2 33,4 33,0

Einzelhandel
bis zu 20 Stunden 14,0 13,8 15,3 14,7
21 - 39 Stunden 19,6 18,7 18,6 19,0
Gesamt 33,6 32,5 33,9 33,7

Quelle: HBV, Abteilung Frauen „Teilzeitarbeit, für Frauen besonders geeignet?•*, Juli 1981

Teilzeitarbeit

Die Arbeitsverträge für Aus­
hilfen sind im Gegensatz zu 
den Vollzeit- und Teilzeitar­
beitsverträgen auf eine be­
stimmte Dauer befristet (in der 
Regel: 1 - 3 Monate). Die Ar­
beitszeiten der Aushilfen wer­
den, entsprechend dem Ar­
beitsanfall im Unternehmen 
von wenigen Stunden bis zur 
Höchstgrenze der tariflichen 
Arbeitszeit vereinbart (ca. 10 
- 160 Stunden im Monat). 
Mit Ablauf des Vertrages en­
det das Arbeitsverhältnis, oh­
ne daß es einer Kündigung be­
darf. In der Vergangenheit ha­
ben die Unternehmer häufig 
Aushilfsarbeitsverhältnisse an­
einandergereiht, somit recht­
lich nicht zulässige Kettenar­
beitsverträge mit den betroffe­
nen Arbeitnehmern verein­
bart. Jetzt versuchen sie durch 
„Pausen“ zwischen den jewei­
ligen Beschäftigungsverhält­
nissen von einem bis mehreren 
Monaten einem festen, unbe­

% 1970 1980 °7o

- 8,2 100 130,5 + 30,5
-14,2 100 122,9 + 22,9

-22,0 100 125,7 + 25,7

+ 37,6 100 226,1 + 126,1

-17,0 100 103,1 + 3,1
- 9,4 100 122,9 + 22,9

fristeten Arbeitsverhältnis aus 
dem Weg zu gehen. Im allge­
meinen verfügen die Unterneh­
men über einen festen Stamm 
von Aushilfen, die quasi im 
„rollierenden Einsatz“ immer 
wieder beschäftigt werden.

EDV-unterstützte Personalein­
satzplanung. Der Einsatz elek­
tronischer Datenkassen, EDV­
unterstützter Warenwirt­
schaftssysteme im Einzelhan­
del ermöglichen genaue und 
schnelle Erfassungen von z.B. 
Umsatzvolumen, Umschlag­
häufigkeit, Umsatz pro qm/Fi- 
liale/Abteilung, Kundenfre­
quenzen, Zeitpunkt von Ar­
beitsanfällen/Arbeitsvolumen. 
Die erfaßten Daten können 
auf Monat/Jahr hochgerech­
net werden und erlauben Zu­
kunftsprognosen. Aufgrund 
dieser Daten ist es möglich, 
entsprechend dem erwarteten 
Arbeitsanfall den dafür not­
wendigen Personaleinsatz pro 
Betrieb und Abteilung exakt 
auf Stunden, Tage und auch 
Wochen im voraus zu planen. 
Im Unterschied zu „KAPO­
VAZ“ erfolgt nach diesem Sy­
stem der Personaleinsatz nicht 
auf telefonischen Abruf, son­
dern dem Arbeitnehmer wird 
sein individueller Einsatz eini­
ge Wochen vorher mitgeteilt.

Job-sharing (Teilung des Ar­
beitsplatzes). Zwei oder meh­
rere Arbeitskräfte teilen sich 
einen Arbeitsplatz und über­
nehmen dann gemeinsam die 
Verantwortung dafür, daß der 
Arbeitsplatz sowohl ständig 
besetzt ist, als auch die Aufga­
ben laufend erfüllt werden.

Rechtliche Behandlung der 
Teilzeitarbeit. Versicherungs­
frei (Kranken- und Rentenver­
sicherung) sind Beschäftigte, 
deren Arbeitsentgeld die sog. 
„Geringfügigkeitsgrenze“ von 
390 DM pro Monat und 15 Ar­
beitsstunden pro Woche nicht 
überschreitet. Der gesetzliche 
Lohnfortzahlungsanspruch bei 
Krankheit besteht nicht bei ei­
ner Arbeitszeit bis 10 Std. wö­
chentlich bzw. bis 45 Std. mo­
natlich. Die Arbeitslosenversi­
cherung erfaßt nicht Beschäf­
tigte, die bis zu 20 Std. wö­
chentlich arbeiten. Für Teil­
zeitarbeiten (Aushilfen) mit 
befristetem Arbeitsvertrag (bis 
3 Monate) gilt im allgemeinen:
- Kein Anspruch auf bezahl­
ten Urlaub
- Kein Kündingsschutz
- Kein Anspruch auf tarifver­
tragliche Rechte (Überstun­
denzuschläge, Erschwerniszu­
lagen, Bezahlung der Arbeits­
kleidung u. der gl.)

Gewerkschaftliche Forderun­
gen zur Teilzeitarbeit

HBV-Gewerkschaftstag 1980, 
Antrag 180, Teilzeitarbeit:
,,- Gleiche sozialversich- 
rungs- und tarifrechtliche Stel­
lung der Teilzeitarbeitskräfte 
mit den Vollzeitarbeitskräften, 
wobei die Arbeitgeber auch die 
Arbeitnehmeranteile zur So­
zialversicherung zu tragen ha­
ben, wenn das Monatseinkom­
men 10 Prozent der jeweiligen 
Beitragsbemessungsgrundlage 
nicht erreicht,
- Begrenzung des Arbeitsum­
fangs entsprechend der verrin­
gerten Arbeitszeit, Überwa­
chung durch die Arbeitneh­
mervertretung,
- keine Umwandlung von 
Voll- in Teilzeitarbeitsplätze,
- Übernahme aller Arbeits­
kräfte auf Abruf in Arbeitsver- 
hältnisse mit fester Arbeitszeit,
- Verkürzung der Arbeitszeit 
für Männer und Frauen bei 
vollem Lohnausgleich,
- Schaffung von genügend 
Kinderhorten, Kindertages­
stätten und Gesamtschulen, 
Verbesserung der Altenbetreu­
ung ...“

HBV-Gewerkschaftstag 1980, 
Antrag 179, Kapazitätsorien­
tierte variable Arbeitszeit (KA­
POVAZ):
... Teilzeitbeschäftigte sind 
ausschließlich innerhalb der 
Ladenöffnungszeiten (zu ein­
malig festgesetzter Zeit) zu be­
schäftigen. Eine Beschäftigung 
unter 4 Stunden an den einzel­
nen Wochentagen ist unzuläs­
sig. Eine Verschiebung, Varia­
tion, Kombination der einma­
lig festgesetzten Arbeitszeiten 
bei Teilzeitbeschäftigten ist 
unzulässig. Die Sozialversiche- 
rungs- und Arbeitslosenversi­
cherungspflicht müssen in al­
len Fällen gewahrt bleiben. 
Der Einsatz von Stundenpau­
schalkräften ist unzulässig ... 
Es darf keine Betriebsverein­
barung in anders lautendem 
Sinn abgeschlossen werden.

D GB-Bundesfrauen ko nfe- 
renz, 1981: „1. ... daß eine 
Förderung von Teilzeitarbeits­
plätzen insbesondere durch 
Steuer mittel oder direkte Mit­
tel der Bundesanstalt für Ar­
beit unterbleibt ... 3. Die im 
Lohnfortzahlungsgesetz fest­
gelegte Voraussetzung von 
mindestens 10 Stunden wö­
chentlicher Arbeitszeit ist zu 
streichen ... 5. Gewerkschaf­
ten müssen sicher stellen, daß 
Teilzeitbeschäftigte unabhän­
gig von ihrer Wochenarbeits­
zeit nicht von tarifvertragli­
chen Leistungen ausgeschlos­
sen sind ...“
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Internationale Nachrichten

Franz. Regierung gibt 
den Kapitalisten nach

Die Senkung der Gewerbesteu­
er um jeweils 10% in diesem 
und im kommenden Jahr hat 
die französische Regierung den 
Kapitalisten angekündigt, ins­
gesamt sollen sie so 2,8 Mrd. 
DM weniger zahlen. Um einen 
Ausgleich des entstehenden Fi­
nanzierungsdefizits im Staats­
haushalt zu erreichen, will die 
Regierung die Mehrwertsteuer 
erhöhen. Wirtschaftsminister 
Delors versicherte zusätzlich, 
daß die Beiträge der Kapitali­
sten für die Sozialversicherun­
gen bis zum 1. Juli 1983 nicht 
erhöht werden. Verkürzungen 
der Arbeitszeit sollen bis zum 
Jahr 1984 nicht mehr durch 
staatliche Verordnungen, son­
dern nur tarifvertraglich 
durchgesetzt werden. Auf An­
griffe der Gewerkschaften er­
klärte der Wirtschaftsminister, 
diese hätten in den vergange­
nen Monaten keine eigenen 
Aktionen durchgeführt und 
nur noch auf die Maßnahmen 
der Regierung gewartet. Die 
CGT wies diesen Angriff zu­
rück und forderte ihre Mitglie­
der auf, auch in Zukunft in 
den Betrieben ihre Interessen 
zu vertreten, die Maßnahmen 
seien ein Geschenk an die Ka­
pitalisten. Diese zeigten sich

USA: Transportgesellschaften gegen Tarifvertrag
Kurz nachdem die amerikani­
sche T ransportarbeitergewerk- 
schaft ITU einen Tarifvertrag 
abgeschlossen hat, versuchen 
einige Kapitalisten die Bestim­
mungen des Vertrags zu durch­
brechen. Von der letzten Wo­
che an sollten nach dem für 37 
Monate geltenden Vertrag 
3,9% pro Stunde mehr gezahlt 
werden. Gleichzeitig mußte die 
ITU einer Senkung der Zah­

Kim II Sung 
wiedergewählt

Am 5.April 1982 wurde Kim II 
Sung, Generalsekretär der 
Partei der Arbeit Koreas, vom 
siebten Volkskongreß erneut 
zum Präsidenten der Demo­
kratischen Volksrepublik Ko­
rea gewählt. Gleichzeitig wur­
den die Mitglieder und der Se­
kretär des Zentralen Volksko­
mitees gewählt. Der Kongreß 
veröffentlichte weiter eine Li­
ste der Mitglieder des Verwal­
tungsrates der DVRK. Das 
Zentralkomitee der Partei der 
Arbeit Koreas hatte am 3. 
April die Vorschläge beraten 
und gebilligt. Am 14.4. hielt 
Kim 11 Sung eine Rede, die an 
die Vollversammlung des ZK 

erfreut und wiesen das Ansin­
nen der Regierung, als Gegen­
gabe Arbeitsplätze bereitzu­
stellen, mit dem Hinweis auf 
die andauernde Krise ihrer 
Wirtschaft zurück.

Spanien: Streik - 
Regierung soll zahlen

Im vergangenen Jahr hatte die 
Regierung Sotelo der Provinz­
regierung Asturien Investi­
tionsbeihilfen für den Aufbau 
einer Anlage zur Veredelung 
von Eisenerz zugesagt. Die 

lungen der Transportkapitali­
sten für Sozialleistungen zu­
stimmen. Einige der Trans­
portgesellschaften scherten 
aus dem Vertrag aus und ver­
suchten Lohnsenkungen 
durchzusetzen, die die Löhne 
noch unter das Niveau 
drücken sollten, daß vor der 
Erhöhung erreicht war.

Ein Teil der Transportgesell­
schaften will mit dem Hinweis

und an den Obersten Volks­
kongreß gerichtet war. Er be­
kräftigte, daß die Regierung 
das ganze koreanische Volk 
mobilisieren werde, um die 
von dem sechsten Parteitag 
ausgearbeiteten ökonomischen 
Ziele zu erreichen. Landwirt­

Anlage wird gebaut von der 
westdeutschen Metallgesell­
schaft AG sowie einigen spani­
schen und kuweitischen Ban­
ken. Als die Regierung jetzt ih­
re Subventionen zurückzog, 
begannen mehrere hundert 
Bergarbeiter Aktionen, sie er­
warten vom Bau der Anlage ei­
ne Abnahme der Arbeitslosig­
keit in der Region. Für den 15. 
April riefen alle Gewerkschaf­
ten der Region zu einem Gene­
ralstreik auf, an dem sich über 
100000 Arbeiter beteiligten.

auf die schlechte Wirtschafts­
lage erneute Verhandlungen 
und weitere Senkung der Löh­
ne und der Zahlungen für So­
zialleistungen durchsetzen. Als 
die ITU daraufhin eine der 
kleinen Transportgesellschaf­
ten bestreikte, konnte sie so­
wohl die Anwendung des ver­
einbarten Vertrages durchset­
zen als auch erreichen, daß das 
Unternehmen nur noch Ge­
werkschaftsmitglieder beschäf­
tigt und folglich allen Arbei­
tern den vertraglich gesicher­
ten Lohn zahlen muß. Nach der 
Androhung von weiteren 
Kampfmaßnahmen haben 
jetzt verschiedene Gesellschaf­
ten die Einhaltung des Vertra­
ges zugesagt.

Die ITU hofft, die scharfe 
Konkurrenz unter den ver­
schiedenen Gesellschaften aus­
nutzen zu können, auch wenn 
die Kampfbedingungen
schwierig sind. In Chicago ver­
fügte ein Gericht die sofortige 
Beendigung eines Streiks von 
12000 Beschäftigten einer Ei­
senbahngesellschaft, die gegen 
Schichtregelungen und für 
Einhaltung des Vertrages 
streikten.

schäft, Fischerei und Leichtin­
dustrie sollen kräftig ent­
wickelt werden sowie die Elek­
troindustrie, die chemische 
und metallurgische Produk­
tion gehoben werden. Er er­
klärte weiter, daß Partei und 
Regierung an dem Prinzip der 
Wiedervereinigung Koreas in 
Unabhängigkeit festhalten. 
Das größte Hindernis dabei 
seien die in Südkorea statio­
nierten US-Truppen. Der 
Rückzug dieser Truppen aus 
Südkorea sei daher notwendig 
für die Beendigung der Einmi­
schung in die inneren Angele­
genheiten Koreas. Am selben 
Tag feierten mehr als 20000 
Menschen im Gymnasium der 
Hauptstadt Pjöngjang den 70. 
Geburtstag Kim 11 Sungs.

Italien: Zweitägi­
ger Zeitungsstreik

Die Druckarbeiter und Jour­
nalisten der italienischen Zei­
tungen haben am Freitag und 
Samstag vor Ostern gestreikt. 
Die Fernsehjournalisten mach­
ten, aus Solidarität nur Kurz­
nachrichten. Die Kapitalisten 
weigern sich, über dun neuen 
Tarifvertrag zu verhandeln, 
wenn die Gewerkschaften 
nicht auf Schutzforderungen 
zur ,,neuen Technik“ verzich­
ten. Unter anderem ist eine 
neue Eingruppierung — nach 
Arbeitsbereichen statt nach 
einzelnen Arbeitsplätzen - ge­
fordert. Die Gewerkschaft for­
dert eine Erhöhung des Grund­
lohns um je nach Lohngruppe 
50000 bis 175000 " Liiu 
(95-332 DM) auf drei Jahre 
zusätzlich zu den Inflationszu­
schlägen und Erhöhung der 
Produktivitätsprämie um 
30%. Die Journalisten haben 
eigene Forderungen aufge­
stellt. Am 16.4. streikten auch 
die Veriagsdrjickarbeiter, um 
die Aufnahme^Von Tarifver­
handlungen zu erzwingen.

Brasilien: Gewerk- 
schaftsprozess

Im Berufungsverfahren gegen 
den Gewerkschaftsführer Luis 
Ignacio da Silva und zehn wei­
tere Angeklagte beschloß der 
Oberste Militärgerichtshof, 
das Verfahren an Zivilgerichte 
zu übergeben. Er erklärte sich 
für nicht zuständig, nachdem 
schon mehrere Militärgerichte 
den Fall abgeurteilt haben. 
Der IMB hat aufgerufen, das 
Verfahren gegen die Gewerk­
schafter zu beobachten und bei 
Verurteilungen Aktionen 
durchzuführen.



Polnische Arbeiter in der BRD
VR Polen
Umschuldung mit den westlichen Banken 
für 1981 vereinbart, Tilgung 1982 offen
Am 6. April 1982 wurde nach mehrfa­
chen Verschiebungen das Umschul­
dungsabkommen der rund 500 westli­
chen Gläubigerbanken mit der VR Po­
len unterzeichnet. Geregelt sind damit 
vorerst nur die Tilgungsverpflichtun­
gen aus dem Jahre 1981. 95% der rund 
2,4 Mrd. Dollar werden für vier Jahre 
ausgesetzt und müssen dann in sieben 
gleichen Halbjahresraten gezahlt wer­
den. Die restlichen 5% werden schon 
dieses Jahr in drei Raten fällig. Was 
mit der 1982 fälligen weit größeren Til­
gungssumme über 6-7 Mrd. Dollar 
Tilgung und 3-4 Mrd. Dollar allein an 
Zinsen geschehen soll, ist völlig offen. 
Zwar wurde in das Kommunique auf­
genommen, daß die ,,Verhandlungen 
über die Kapitalfälligkeiten 1982 zwi­
schen Polen und den westlichen Ban­
ken so schnell wie möglich beginnen“ 
sollen, aber die Banken werden nach 
der bisherigen Erfahrung nicht han­
deln, bevor die Regierungen, die Kredi­
te vergeben und garantiert haben, wei­
tere Abkommen geschlossen haben. 
Die Mitgliedstaaten der NATO jedoch 
haben erklärt, sie würden keine weite­
ren Verhandlungen aufnehmen, solan­
ge das Kriegsrecht in der VR Polen 
nicht aufgehoben ist. Trotz der Weige­
rung der Regierungen der EG-Staaten, 
sich direkt an den Sanktionen zu betei­
ligen, die die USA gegen die VR Polen 
und gegen die UdSSR verhängt hatten, 
bedeutet dies eine starke Unsicherheit 
für die polnische Führung, die, nach­

Anteil des Handels mit dem RGW in Prozent des Gesamthandels

1970 1973 1976 1979 1980
Imp Exp Imp Exp Imp Exp Imp Exp Imp Exp

BRD............. . 5,8 3,8 4,2 5,5 4,6 6,1 5,0 5,1 4,5 4,9
Italien.......... . 5,6 5,4 5,3 4,5 5,7 5,3 4,8 5,8 3,6 3,5
Frankreich .. • 2,4 3,6 2,7 3,6 3,1 4,9 3,0 4,2 2,6 4,5
Großbr.......... . 2,8 3,1 2,3 2,5 3,3 2,5 2,8 2,3 2,5 2,4
USA............. . 0,6 1,0 0,7 2,6 0,7 3,1 0,6 3,3 0,6 1,7
Quelle: OECD Foreign Trade Statistics, Series C, nach: Europa-Archiv 4/82

dem sie sich von westlichen Krediten 
abhängig gemacht hat, sich dermaßen 
durch falsche Planung in die Tilgungs­
lasten verstrickt hat, daß sie neue Kre­
dite seit dem letzten Jahr für Tilgung 
und Abdeckung von Nahrungsmittel­
importen verwenden muß.

Daß die Bankkapitalisten der EG- 
Länder, vorrangig der BRD, eher ge­
neigt sind, weitere Kredite zu geben, 
als die Banken der USA, die öfters da­
mit drohten, auf Begleichung der Fäl­
ligkeiten zu dringen und damit eine 
Kettenreaktion in Gang zu setzen, er­
klärt sich aus ihren unterschiedlichen 
Exportinteressen. Während die USA, 
wie aus der nebenstehenden Tabelle 
hervorgeht, nicht nur einen weit gerin­
geren Prozentsatz ihres Außenhandels 
mit den RGW-Ländern abwickeln als 
die EG-Länder und vor allem die 
BRD, ist auch die Art der exportierten 
Waren ganz verschieden. Die USA ex­
portieren hauptsächlich Getreide. 
Durch ihren Lieferstopp an die VR Po­
len konnte sie daher deren Lebensmit­
tel- und Futtermittelversorgung beein­
trächtigen, aber die US-eigenen Kapi­
talisten waren wenig berührt. Anders 
in der BRD, deren industrielle Kapita­
listen hauptsächlich hochwertige Ma­
schinen und Anlagen exportieren. Dies 
ist auch der Grund, warum sowohl der 
Bundestag am 18.12.81 als auch das 
Europaparlament am 17.12.81 sich 
nicht zur Androhung solcher Sanktio­
nen entschließen mochten, wie sie die 

USA im Alleingang durchführten. US- 
Präsident Reagan erklärte am 
23.12.81: „Ich habe angeordnet, daß 
amerikanische Hilfe, einschließlich der 
Lieferung von Grundnahrungsmitteln, 
angeboten werden soll, um den Öster­
reichern bei der Versorgung der 
Flüchtlinge zu helfen.“ Damit wurden 
selbst „private humanitäre Kanäle“ 
eingesetzt, um die Flüchtlingsströme, 
die der polnischen Volkswirtschaft 
zahlreiche Arbeitskräfte entziehen, zu 
fördern. Am 29.12. verkündete Rea­
gan Sofortmaßnahmen gegenüber der 
UdSSR: u.a. Suspendierung der Flüge 
der sowjetischen Luftfahrtgesellschaft, 
keine Erneuerung von Abkommen 
über Energie, Wissenschaft und Tech­
nologie. Die westeuropäischen Länder 
erklärten sich lediglich bereit, diese 
Maßnahmen nicht zu unterlaufen.

Auf der Sondertagung des NATO- 
Rats auf Ministerebene am 11.1.82 in 
Brüssel gelang es den USA zwar, die 
größten imperialistischen Konkurren­
ten zur Zustimmung zu einer ganzen 
Latte von Androhungen zu gewinnen. 
Sehr erfreulich und für die Lockerung 
des Drucks auf die VR Polen nützlich 
war jedoch, daß von der griechischen 
Delegation zu allen Punkten, in denen 
ökonomischer Druck gegenüber der 
VR Polen bzw. der UdSSR geplant 
wurde, Vorbehalte eingelegt wurden, 
so gegen die Offenhaltung der Ent­
scheidung über künftige kommerzielle 
Kredite für andere Güter als Lebens­
mittel (Punkt 13), Vorkehrungen jedes 
Bündnispartners hinsichtlich Einfuh­
ren aus der UdSSR, Schiffahrts- und 
Luftverkehrsabkommen, Bedingungen 
für Ausfuhrkredite (Punkt 14).
Quellenhinwcis: Süddeutsche Zeitung. 7.4.82; Europa- 
Archiv 4/1982 und 6/1982

VR China
Mehr ideologische Er 
Ziehung der Bauern

Nach Angaben des Statistischen Amtes 
der VR China hat sich der Lebensstan­
dard der Landbevölkerung seit 1978 
wesentlich verbessert: Jeder Landbe­
wohner gab 1981 117,4 Yuan (ca. 150 
DM) für Konsumgüter aus (die Pro­
duktion für den Eigenbedarf unbe­
rücksichtigt), 84,9% mehr als 1978. Im 
Vergleich dazu gab jeder Stadtbewoh­
ner 457,9 Yuan aus, 25,6% mehr als 
1978. Unklar ist, wieweit die Daten um 
die Inflation von ca. 20% bereinigt 
sind. Regional aufgeschlüsselte Daten 
sind nicht veröffentlicht. Doch es ist si­
cher, daß die Bauern in stadtnahen Ge­
bieten besonders von der neuen Land­
wirtschaftspolitik profitiert haben und 
das regionale Gefälle sich vergrößert 
hat.
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Die chinesische Presse führt die 
Fortschritte auf die 1979 vorgenomme­
ne Erhöhung der Ankaufpreise für 
Agrarprodukte um 20-50% und auf 
die Einschränkung der Kollektivwirt­
schaft zugunsten eines Verantwortlich- 
keitssystems zurück, das inzwischen in 
90% aller Produktionsgruppen (= Zu­
sammenschluß von 10-20 Familien ei­
nes Dorfes, Dorf = Produktionsbriga­
de) praktiziert wird. Eine Hauptform 
des Systems ist die Zuteilung von Kol­
lektivland an einzelne Familien mit der 
vertraglichen Verpflichtung, eine be­
stimmte Frucht anzubauen und eine 
bestimmte Erntemenge an den Staat zu 
verkaufen. Überschüsse können die 
Bauern vermarkten, für Vertragsbruch 
müssen sie aufkommen.

Nach einem Bericht des Provinzpar­
teisekretärs von Anhui (östlich von 
Shanghai) führt dieses System, das 
auch die faktische Auflösung der 
Volkskommunen beinhaltet, aber zu 
neuen Schwierigkeiten, v.a. infolge der 
Auswirkungen der Marktpreise. So 
ging die Getreideanbaufläche zurück, 
weil für andere Produkte höhere Preise 
erzielt werden. Außerdem vermarkten 
die Bauern das Getreide lieber, als es 
an den Staat zu verkaufen, der weniger 
zahlt. Der hohe Marktpreis für Getrei­
de führte zudem zu Futtermittelknapp­
heit und beeinträchtigte die Schweine 

. mast.
Zwar bestätigte eine Landwirt- 

schaftskonferenz der KP Chinas jetzt 
den gegenwärtigen Kurs der Verbin­
dung ,,von Planwirtschaft und Markt­
regulierung“, sah sich aber genötigt, 
den Vorrang des Staatsplans und das 
Gemeineigentum an Grund und Boden 
zu betonen. Es ist verboten, Land zu 
verpachten oder zu verkaufen. Verstärk­
te ideologische Erziehung soll verhin­
dern, daß die Bauern sich einfach nach 
den Marktgesetzen richten.
QuelL i'hr u ?i< Xinhua News, 30.3 und 6.4.; Beijing- 
RundM.<.au 12 82

Seerecht
BRD maßgeblich 
an Erpressung beteiligt

Nach dem Willen der 3. UN-Seerechts- 
konferenz sollten auf der bis zum 30.4. 
laufenden 11. Sitzungsperiode alle Ent­
scheidungen getroffen und die Unter­
zeichnung der neuen Seerechtskonven­
tion im Herbst abschließend vorberei­
tet werden. Ob dieses Ziel erreicht 
wird, ist knapp vor Toresschluß immer 
noch offen. Der FDP-Abgeordnete 
Funke wollte im Februar, als der Bun­
destag die Haltung der BRD gegenüber 
dem vorliegenden Vertragsentwurf be­
kräftigte, schon wissen: „Die 11. Ses­
sion ... wird sicherlich nicht die letzte 
sein können.“ Auf deutsch: die BRD

Ein Tiefsee-Fernsehschlitten wird vom 
BRD-Forschungsschiff Valdivia zu 
Wasser gelassen

will, im Verein mit den USA, Frank­
reich und Großbritannien, jedes nicht 
genehme Ergebnis torpedieren.

Schon im letzten Jahr hatte dieses 
saubere Bündnis die übrigen Konfe­
renzteilnehmer vor die Alternative ge­
stellt, daß die Konferenz entweder den 
Forderungen nach grundlegenden Än­
derungen nachkomme oder aber man 
die Konferenz platzen lasse und einen 
eigenen Vertrag abschließe. Alle ge­
nannten Mächte haben längst eigene 
Tiefseebergbaugesetze verabschiedet 
und inzwischen auch Verhandlungen 
über die gegenseitige Anerkennung ih­
rer selbsterteilten Lizenzen für den 
Tiefseebergbau abgeschlossen. - Die 
Änderungsanmaßungen der BRD for­
mulierte CDU-MdB Kittelmann in der 
Bundestagsdebatte:

,,... daß wir erstens ein Nein sagen 
zu den bisher in der Konvention vorge­
sehenen Entscheidungsmechanismen, 
die dazu führen, daß vor allem Länder, 
die keinen Tiefseebergbau betreiben 
wollen oder können, die absolute Kon­
trolle über diesen ausüben.“ Eingeengt 
sehen sich die westdeutschen Imperiali­
sten, die nur über verhältnismäßig klei­
ne Küsten verfügen — „Wir haben bei 
der Verteilung des Meeres ganz 
schlecht abgeschnitten“ -, durch die 
Errichtung von exklusiven 200-Meilen- 
Wirtschaftszonen, die ihnen den frei­
en Zugang zu fremden Küsten verweh­
ren. Eingeengt sehen sie sich aber vor 
allem durch die UN-Meeresbodenberg- 
baubehörde, die den Tiefseebergbau 
kontrollieren und Raubbau an den 
großen Rohstoffvorkommen in der 
Tiefsee verhindern soll. Zu diesem 
Zweck soll abbauberechtigt in erster 
Linie ein behördeneigenes Unterneh­
men sein.

„Zweitens. Wir sagen ein Nein zu 
vorgesehenen Produktionsbeschrän­
kungen ...“ Das Recht der Behörde, 
die Produktion zu begrenzen, hatten 
die rohstoffproduzierenden Länder 

der Dritten Welt durchgesetzt, um sich 
vor noch größerem Druck auf die Roh­
stoffpreise zu schützen. Daß es den Im­
perialisten jedoch nicht zuletzt darum 
geht, diesen Druck zu steigern, brachte 
wiederum FDP-Funke zum Ausdruck: 
„Wir sind der Auffassung, daß man 
nicht einen Naturschutzpark für die 
bisherigen Produzenten errichten soll­
te.“ Drittens ist die BRD strikt dage­
gen, daß die Vergabe von Lizenzen für 
den Tiefseebergbau an Technologie­
transfer an das behördeneigene Unter­
nehmen gebunden wird. Sie fürchten 
um ihren Konkurrenzvorsprung, der 
ihnen gegenwärtig noch ermöglicht, 
die Reichtümer des Meeres, dieses „ge­
meinsame Erbe der Menschheit“, auf 
eigene Rechnung auszubeuten.
Quellenhinweis: Presse- und Intormationsami der Bun­
desregierung, Aktuelle Beiträge zur Wirtschaft*- und Fi­
nanzpolitik. 29.3.82; Bundestagsproiokoll v. 11.2.82; 
Xinhua, 13.4.82

Belgien
Kann die Regierung 
triumphieren?

Woche für Woche veröffentlicht die 
Zeitung des sozialistischen Gewerk­
schaftsbundes ABVV/FGTB die je­
weils neuesten Maßnahmen, die die 
belgische Regierung kraft ihrer Son­
dervollmachten beschließt und die 
weitgehend zum 1.4. in Kraft getreten 
sind: die Erhöhung der Beiträge der 
Arbeiter und Angestellten zur Renten­
versicherung bei gleichzeitiger Kürzung 
der Renten; die Kürzung des Arbeitslo­
sengeldes, um durchschnittlich 4% für 
Alleinstehende und solche Lohnabhän­
gigen, die als „Familienoberhaupt“ 
geführt werden, um 10-15% für die 
anderen, v.a. also verheiratete Frauen; 
die Kürzung des Kindergeldes und die 
Einführung einer monatlichen Sonder­
abgabe für Kinderlose; die Erhöhung 
des Eigenbeitrags für Arztbesuche ... 
Spürbar ist inzwischen auch die Aus­
setzung der Lohnindexierung: Mehr als 
die Hälfte der Lohnabhängigen hätte 
laut Tarifvertrag im März oder April 
eine Lohnerhöhung in Höhe der mo­
natlichen oder vierteljährlichen Infla­
tion erhalten müssen und hat sie nicht 
erhalten. Um mindestens 5% werden 
die Löhne und Gehälter durch diese 
Zwangsmaßnahme allein in diesem 
Jahr fallen, mit einem realen Verlust 
von 10% rechnen die Gewerkschaften 
für 1983. Und der verhängte Preis­
stopp? Täglich wird die Liste der 
„Ausnahmeregelungen“ höher, nur ei­
ne Woche nach Verhängung des 
„Preisstopps“ erhöhte die Regierung 
selbst die Post- und Telefongebühren.

Die Niederlage der Arbeiterbewe­
gung, die sich doch so machtvoll gegen 
die Sondervollmachtgesetze aufge­
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bäumt hatte, scheint unabwendbar. 
Für den 26. März hatte der ABVV/ 
FGTB zum zweiten Mal zum General­
streik aufgerufen, der nach allen Be­
richten noch besser befolgt wurde als 
der erste am 8. Februar. Am 27.3. hat­
te der Christliche Gewerkschaftsbund 
zu einer Demonstration aufgerufen, 
30000 beteiligten sich, 120000 hatte 
der ACV erwartet. 30000 bis 40000 be­
teiligten sich vier Tage später an einer 
Demonstration, mit der die Lehrerge­
werkschaft ACOD gegen die Kürzun­
gen im Schulwesen mobilisierte. Seit­
her ist die Kampftätigkeit wie abgeris­
sen. In vielen Betrieben herrscht Ver­
bitterung. Verbitterung vor allem über 
die Führung der christlichen Gewerk­
schaften, die sich immer noch und 
schroffer denn je weigert, mit dem 
ABVV/FGTB in Aktionseinheit zu ge­
hen. Sehr viele ACV-Mitglieder hatten 
sich an den Streiks und Demonstratio­
nen beteiligt, viele hatten die Aktions­
einheit gefordert, sich aber nicht 
durchsetzen können. Schädlich haben 
sich dabei ganz gewiß auch Tendenzen 
im ABVV/FGTB ausgewirkt, die In­
teressen der wallonischen gegen die der 
Hämischen Lohnabhängigen auszu­
spielen. Wieder einmal hat sich die 
Spaltung der Gewerkschaftsbewegung 
als verhängnisvoll für die einheitlichen 
Interessen der Arbeiterklasse erwiesen.
Qucllenhinweis: de wcrker. Zeitung des ABVV, 3. und 
10.4.; Konkrcet, Zeitung der PVDÄ Belgiens.

Bolivien
Zähe Kämpfe der Arbei­
ter gegen Militärjunta

Zum zweiten Mal in diesem Monat 
streikten die bolivianischen Arbeiter 
und Angestellten im ganzen Land am 
14.4. Sie folgten dem Aufruf des ver­
botenen Gewerkschaftsbundes COB, 
der auch den Generalstreik vom 29. 
März bis zum 1. April organisiert hatte.

Anlaß für beide Streiks war der An­
griff bewaffneter Einheiten der Polizei 
und des Militärs auf eine Versammlung 
von 10000 Bergarbeitern in Cocha- 
bamba am 26. März, bei dem sechs 
Teilnehmer getötet wurden, zahlreiche 
andere verletzt wurden und mehrere 
Gewerkschaftsmitglieder verhaftet 
wurden.

Die Bergarbeiter forderten in ihrer 
Versammlung die sofortige Auszah­
lung der Löhne durch die halbstaatli­
che Minengesellschaft. Seit Ende Fe­
bruar hatte keine Auszahlung stattge­
funden, und die Inflation hatte in kur­
zer Zeit die Lebenshaltungskosten der 
Arbeiter und Bauern um mehr als das 
Doppelte steigen lassen.

Seit dem Militärputsch im Juli 1980 
sind die Gewerkschaften und politische 
Parteien verboten. Dem COB gelang es 

allerdings, seine Organisation auf­
rechtzuerhalten und in den vergange­
nen Monaten zu stärken. Er arbeitet 
für die Durchsetzung eines. Pro­
gramms, das er im Herbst vergangenen 
Jahres veröffentlichte. Mit dem Gene­
ralstreik Ende März bekräftigten die 
bolivianischen Arbeiter und Angestell­
ten ihre Forderungen nach Freilassung 
der verhafteten Gewerkschafter, Auf­
hebung des Streikverbots, Wiederher­
stellung des Demonstrationsrechts und 
Rücktritt der Militärjunta. Der COB 
verlangt die Bildung einer nationalen 
Übergangsregierung, die die Durch­
führung allgemeiner Wahlen vorberei­
ten soll.

Anfang Februar hatte die Junta ver­
sucht, ihre Finanzlage zu verbessern 
durch eine Reihe von Wirtschaftsmaß­
nahmen. Die Abwertung der Wäh­
rung, die Verstaatlichung der Berg­
werksgesellschaften und der wiederholt 
verhängte Lohnstopp sollten die 
Staatseinnahmen erhöhen, damit die 
Schuldentilgung gegen die imperialisti­
schen Gläubiger wahrgenommen wer­
den konnte. Über 70% der Devisenein­
nahmen des Landes erzielt die bolivia­
nische Regierung durch den Export 
von Metallerzen, vorwiegend Zinn, Sil­
ber und Zink. Über ein Drittel der De­
viseneinnahmen ist nötig, um die Kre­
ditbedingungen der imperialistischen 
Gläubiger erfüllen zu können. Die

bestand in der rasanten Steigerung der 
Inflation im Inneren des Landes.

Auf den Generalstreik zu Beginn des 
Monats antwortete die Regierung mit 
der Verhaftung des Gewerkschaftsvor­
standes und der Verhängung des Aus­
nahmezustandes. Allerdings sahen sich 
die Militärs gezwungen, durch eine 
Umbildung der Regierung Zivilisten 
ins Kabinett aufzunehmen. Der COB 
rief erneut zum Streik auf und forderte 
die Freilassung der Verhafteten.
Qucllenhinweis: Xinhua v. 19.2.82 und 30.3.82; Handels­
blatt v. 8.4.82; UZ v. 19.4.82

Algerien
Kongreß des Gewerk­
schaftsbundes UGTA

„Die Konflikte in der Arbeitswelt sind 
zahlreich“, schrieb die algerische Zei­
tung „El Moudjahid“ vor dem 6. Kon­
greß des Gewerkschaftsbundes UGTA 
Anfang April: „Ihre Ursachen reichen 
von Mängeln im Gesundheits- und 
Verkehrswesen, im Wohnungsbau und 
Schulwesen ... über alle möglichen 
Schikanen der Behörden bis zum Miß­
brauch von Entscheidungsbefugnis­
sen.“ 40% der sich in der letzten Zeit 
häufenden Streiks seien allein auf ver­
spätete Lohnzahlung zurückzuführen. 
Die UGTA hatte die Streiks meist nicht 
unterstützt, und auf dem Kongreß be­
klagten Delegierte, allzu häufig sei die 
Gewerkschaft in die Rolle einer „Feu­
erwehr“ gedrängt worden.

Der forcierte Aufbau einer moder­
nen staatlichen Großindustrie - inzwi­
schen arbeitet jeder vierte Erwerbstäti­
ge in der Industrie - hat Probleme bei 
der Versorgung mit Lebensmitteln, 
Wohnraum und öffentlichen Einrich­
tungen mit sich gebracht. Die „Soziali­
stische Betriebsführung“, die Arbeiter­
selbstverwaltung in den Staatsbetrie­
ben, steht oft nur auf dem Papier. 
Wiederholt forderten Delegierte 
Schutz der gewählten Gewerkschafts­
funktionäre vor Maßregelungen. Auf 
der anderen Seite versucht die Han­
delsbourgeoisie, die Krise des bisheri­
gen Aufbaukonzepts - hohe Aus­
landsschulden, sinkende Öleinnah­
men, stagnierende Agrarproduktion - 
zur Stärkung ihrer wirtschaftlichen 
Position auszunutzen.

Die Beschlüsse des Kongresses lassen 
erkennen, daß die Gewerkschafter auf 
eine selbständigere Interessenvertre­
tung drängen. Zwar soll das Bündnis 
der nationalrevolutionären Klassen in 
der regierenden FLN, der fast alle De­
legierten angehören, nicht aufs Spiel 
gesetzt werden. Ausdrücklich unter­
stützte der Kongreß den „Sanierungs“- 
kurs der Regierung: Entwicklung von 
Landwirtschaft und Kleinindustrie zur 
Sicherung der Selbstversorgung, Aus­
bau des staatlichen Handels, Woh­
nungsbau, Beseitigung bürokratischer 
Auswüchse. Gleichzeitig fordert die 
UGTA Sicherung der Kaufkraft der 
Löhne, Gewährleistung der gewerk­
schaftlichen Rechte, Verwirklichung 
der Arbeiterselbstverwaltung. In der 
Debatte über den Rechenschaftsbe­
richt wurde kritisiert, daß die bisherige 
Leitung dringenden sozialen Fragen 
zuwenig Beachtung geschenkt habe. 
Der bisherige Generalsekretär wurde 
nicht wieder gewählt, sein Nachfolger 
wurde Tayeb Belakhdar.
Quellenhinweis: El Moudjahid vom 5. bis 14.4.82
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US-Justiz
Strafrechtsreform geplant als Grundlage 
einer verschärften Strafverfolgung
,,Unser Rechtssystem muß geändert 
werden, das im Übermaß die Rechte 
der Verbrecher schützt, während es die 
Gesellschaft und die unschuldigen Op­
fer der Verbrechen ohne Gerechtigkeit 
läßt“, plädierte US-Präsident Reagan 
vor dem Kongreß (Januar 82) für den 
Ausbau des Justizapparates und für 
verschärfte rechtliche Unterdrückungs­
mittel. Von 1970 bis 1980 sind die 
Straftaten „gegen das Eigentum“ und 
„Gewaltverbrechen“ um 59% gestie­
gen. Diese Zunahme ist ein deutlicher 
Ausdruck der wachsenden Verelen­
dung großer Teile der Volksmassen in 
den USA und der Rebellion gegen die­
se Lage. Die arbeitenden Volksmassen 
unter der Knute zu halten, darum geht 
es der US-Bourgeoisie. Die Reagan-Re­
gierung hat noch Größeres vor, was die 
Verelendung der Massen angeht, denn 
die Gelder für den Kriegskurs müssen 
bereitgestellt werden.

/

Kundgebung der Schauspielergewerkschaft, die sich wie der AFL-CIO für den 
,,Gleiche Rechte Zusatz“ (ERA) zu der Verfassung einsetzt. Der Zusatz soll glei­
che Rechte für Frauen und Männer sichern.

Um Zustimmung für den Ausbau 
des Polizei- und Justizapparates zu ge­
winnen, verbreitet die Reagan-Regie­
rung ihre reaktionären Behauptungen 
über die Gründe der wachsenden Kri­
minalität. Reagan vor der Internatio­
nalen Vereinigung der Polizeipräsiden­
ten: „Wir dürfen niemals vergessen, 
der Dschungel ist immer da und bereit, 
uns zu verschlingen. Nur unsere tief 
moralischen Werte und unsere starken 
sozialen Einrichtungen können diesen 
Dschungel zurückhalten und die dunk­
leren Impulse der menschlichen Natur 
zurückdrängen.“ Der Dschungel der 

menschlichen Natur ist offenbar so 
tief, daß er die wirklichen Gründe der 
Kriminalität verschlungen hat. In sei­
nem Bemühen, die tatsächlichen Grün­
de zuzudecken, versteigt sich Dschun­
gelkrieger Reagan zu d°r Behauptung: 

„Zu derselben Zeit, in der die Krimi­
nalitätsrate beständig gestiegen ist, hat 
unsere Nation einen beispiellosen Fort­
schritt gemacht bei der Erhöhung des 
Lebensstandards und der Verbesserung 
der Lebensqualität. Es ist augenschein­
lich, daß Wohlstand das Verbrechen 
nicht abnehmen läßt, so wie es auf der 
Hand liegt, daß Entbehrung und Not 
nicht notwendigerweise das Verbre­
chen wachsen läßt. Die Wahrheit ist, 
daß die heutigen Verbrecher meistens 
keine verzweifelten Leute sind, die 
Brot für ihre Familien suchen; Verbre­
chen ist der Weg, den sie zu leben ge­
wählt haben.“ Daß die Reichen in den 
USA reicher geworden sind, ist wahr.

Ansonsten spricht hier der Präsident, 
der u.a. für 21 Millionen Personen in 
Familien mit Niedrigeinkommen gera­
de die lebensnotwendigen Lebensmit­
telgutscheine weitgehend gestrichen 
hat.

Als Weg, „den Krieg gegen das Ver­
brechen zu gewinnen“, schlägt Reagan 
„eine Änderung des Herzens“ vor und 
die Anerkennung bestimmter Wahr­
heiten, wie „schnelle Vergeltung“, 
,,Individuen sind verantwortlich für 
ihre Handlungen“, „die private Wirt­
schaft muß gestärkt werden“.

Derzeit sind 22% der Jugendlichen 
arbeitslos, bei den Schwarzen Jugend­
lichen sind es über 40%. Die Bereit­
schaft, die Lohnsklaverei und die dar­
auf beruhende bürgerliche Ordnung als 
„tief moralischen Wert“ anzuerken­
nen, nimmt ab. Die US-Bourgeoisie 
rüstet zur verstärkten Unterdrückung 
der armen Volksmassen und der natio­
nalen Minderheiten.

907 Gefängnisse waren Mitte 1981 
im Bau oder in der Planung, mit insge­
samt 199238 Plätzen. In den US-Bun- 
des- und Staatengefängnissen waren 
am 1.1.1980 zusammen 314000 inhaf­
tiert (Bund: 26000, Staaten: 288000). 
Nimmt man als Vergleich die Bundes­
republik, wo die Bourgeoisie 1979 ins­
gesamt 41975 inhaftiert hatte (Stichtag 
31.3.79), so ist die Zahl der Inhaftier­
ten bezogen auf die jeweilige Bevölke­
rung in den USA doppelt so hoch. Die 
Zahl der wegen einer Straftat Arre- 
stierten betrug 1979 in den USA 9,488 
Mio., das ist eine Rate pro 100000 Ein­
wohner von 4639 Arrestierten. In der 
BRD lag die Zahl der Tatverdächtigen 
je 100000 strafmündiger Einwohner 
bei 2419.

Obwohl der Anteil der Jugendlichen 
zwischen 13 und 21 Jahren an der US- 
Gesamtbevölkerung bei 18% liegt, sind 
40% der Arrestierten unter 21 Jahre. 
22,5% der Arrestierten in den USA 
waren bis 18 Jahre alt. In der BRD wa­
ren 1979 16,4% der Tatverdächtigen 
unter 18 Jahre alt. Wenn man die Zah­
len der inhaftierten Schwarzen verglei­
chend untersucht, wird deutlich, daß 
Reagans angeblicher „selbstgewählter 
Lebensweg“ der Kriminellen das Mit­
tel der scharfen Unterdrückung insbe­
sondere der nationalen Minderheiten 
in den USA ist. 1980 betrug der Bevöl­
kerungsanteil der Schwarzen 11,7%. 
Der Anteil der arrestierten Schwarzen 
betrug dagegen 24,7%. Der Anteil der 
inhaftierten Schwarzen war 1976 
46,4% an allen Inhaftierten und stieg 
1979 auf 47,8%.

Die Inhaftierungsrate der Weißen 
und der Schwarzen pro 100000 Ein­
wohner: 

Weiße Schwarze
1973 46,3 368
1979 65,1 544,1

„Amerika ist zu milde mit den Ver-
brechern“ hat der Vorsitzende des 
Obersten Bundesgerichtshofes ganz im 
Sinne der Reagan-Regierung festge­
stellt. Als „Grundlage einer wirksamen 
Anstrengung des Bundes“ betreibt die 
Reagan-Regierung die Änderung des 
Bundesstrafrechts und des Strafverfah­
rens. Bestimmte Gesetze behindern 
nach Ansicht der Reagan-Regierung 
den gezielten Zugriff des Justizappara­
tes. In beiden Häusern des Kongresses 
liegen Gesetzesvorlagen vor. Die Vor­
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läge im Senat enthält die Veränderun­
gen der Konservativen und der Rea­
gan-Regierung.

Bisher hat die Regierung kein Recht, 
gegen ein Urteil Berufung einzulegen. 
Das soll geändert werden. Die Regie­
rung soll das Recht erhalten, gegen alle 
Urteile, die unterhalb der Bestimmung 
,,Verbrechen“ oder „Vergehen der 
Klasse A“ liegen, in Berufung zu ge­
hen. Der Angeklagte hat dann das 
Recht auf Berufung bei allen darüber 
liegenden Entscheidungen. Bisher hat­
te er ein Recht auf ein endgültiges Ur­
teil des Gerichts, vor dem er angeklagt 
war. Bei Nicht-Kapitalverbrechen hat 
der Angeklagte bisher das Recht, auf 
Kaution freigelassen zu werden, wenn 
seine Anwesenheit bei dem Hauptver­
fahren gesichert erscheint. Mit der Be­
gründung, „die Sicherheit der Gemein­
schaft ist gefährdet“, soll jetzt jeder 
Richter ermächtigt werden, den Ange­
klagten in Haft zu halten. Die Armen 
konnten die Kaution bisher auch schon 
nicht zahlen. Die Regelung richtet sich 
deutlich gegen Vertreter von Organisa­
tionen, z.B. inhaftierte Streikposten 
von Gewerkschaften.

Die Strafen sollen verlängert werden. 
Eine bisher übliche Freilassung auf Be-

Ausbildung der US-Polizei an Schuß­
waffen wird intensiviert

Währung soll nicht mehr zugelassen 
werden. Die Haftstrafe, die bisher 
meist als Maximumzeit festgelegt wur­
de, soll zeitlich festgelegt werden. Die 
in dem Urteil ausgesprochene Zeitstra­
fe wird gleich der Haftdauer sein mi­
nus einer angerechneten Zeit der „gu­
ten Führung“. Die Haftzeit war bisher 

nicht festgelegt für bestimmte Strafta­
ten, das soll durch einheitliche Richtli­
nien beseitigt werden.

Das Strafrecht soll bei Verbrechen, 
„die die Regierungstätigkeit betref­
fen“, ausgeweitet werden. Ein Verbre­
chen begeht bisher, „wer mit Gewalt“ 
eine Regierungstätigkeit behindert 
oder beeinträchtigt. Die neue Straftats­
bestimmung lautet nur noch „physi­
sche Einmischung oder Hinderung“. 
Jede mündliche falsche Aussage gegen 
die Verfolgungsbehörden, die bewußt 
gemacht wird, soll als Falschaussage 
bestraft werden. Bestimmte Straftaten 
gegen Energieanlagen werden jetzt zu 
Verbrechen erklärt, die durch Bundes­
recht verfolgt werden. „Verbrechen 
wegen Obszönität“ sollen nun auf 
Grund der Normen des jeweiligen Di­
striktes verurteilt werden. Dies ist nur 
ein Teil der geplanten Verschärfung 
des Strafrechtes. Die Amerikanische 
Bürgerrechtsunion und der Gewerk­
schaftsbund AFL-CIO haben sich ge­
gen diese Änderungen ausgesprochen. 
Quellenhinweis: USA-Departement of Justice, FBI Uni­
form Crime Report 1979; The World Almanac 1982; The 
Journal of Criminal Law and Criminology, 1981, Vol. 72, 
No. 2 und 3; Weekly Compilation of Presidential Docu- 
ments, 5.10.81; Crime and Delinquency, April und Juli 
1981; US News an World Report, 22.2.82; Congressional 
Quarterly Weekly Report, 27.2.82.

Jugendstrafvollzug in den USA: 
brutale Unterwerfung zum Lohnsklaven

Die US-Finanzbourgeoisie hält gegen 
Jugendliche aus den besitzlosen Klas­
sen, vor allem den unterdrückten Na­
tionen der USA, einen infamen Ge­
waltapparat bereit, um ihr Aufbegeh­
ren gegen die elende Lage und hoff­
nungslose Zukunft, die die US- 
Finanzbourgeoisie für sie vorsieht, 
mit brutaler Gewalt zu unterdrücken. 
Alljährlich kann man die Tätigkeit 
dieses Gewaltapparates in den „Uni­
form Crime Reports“, den „Zusam­
mengefaßten Berichten über Verbre­
chen“ der US-Bundespolizei FBI stu­
dieren. Gewaltsame Unterwerfung 
der, in welcher Form auch immer, ge­
gen die kapitalistischen Verhältnisse 
revoltierenden Jugendlichen unter 
die Lohnsklaverei ist der Zweck die­
ses Apparates. Wessen Unterwerfung 
hoffnungslos erscheint, dem droht 
die psychische und physische Ver­
nichtung in den Haftanstalten, wenn 
er nicht auf offener Straße von den 
Polizeikräften erschossen wird.

Mehr als 3,7 Mio. Jugendliche un­
ter 21 Jahren wurden 1979 nach An­
gaben des bislang letzten dieser FBI- 
Berichte von der Polizei verhaftet. 
271624 davon wurden unter dem 
Vorwand des „unordentlichen Be­
nehmens“ eingesperrt, 169187 wegen 
„Vandalismus“, 190847 wegen Fah­

rens unter Alkoholeinfluß, 286508 we­
gen anderer Verstöße gegen die Alko­
holgesetze, 251213 wegen Drogenmiß­
brauchs. Knapp 960000 saßen wegen 
Einbruch oder anderen Diebstahlsde­
likten hinter Gittern. Von den über 2,1 
Mio. eingesperrten Jugendlichen unter 
18 Jahren waren 21,4% schwarze Ju­
gendliche. Bei einzelnen Anklagen wie 
Glücksspiel, Raub oder Prostitution 
stieg der Anteil der verhafteten schwar­
zen Jugendlichen bis auf 74% aller 
festgenommenen Jugendlichen, wäh­
rend ihr Anteil an der gesamten ju­
gendlichen Bevölkerung in den USA 
nur knapp über 12% ausmacht.

Die Jugendlichen, die als „unverbes­
serliche“ „career criminals“ eingestuft 
werden, werden spätestens mit 18 Jah­
ren gleich in Zuchthäuser und reguläre 
Gefängnisse gesperrt. Fast die Hälfte 
aber kommt in spezielle „Jugendstraf­
anstalten“, die meisten davon in so­
genannte „detention centers“, 
Zwangslagern, die in umfunktionierten 
Gefängnissen, ehemaligen Armeela­
gern, bei Forstverwaltungen, in Moo­
ren oder auf Farmland errichtet wur­
den. Die US-Finanzbourgeoisie hat ein 
ganzes Netz solcher verschiedenartiger 
„Heime“ und „Lager“ eingerichtet, 
die von den Gemeinden und Einzel­
staaten, oft sogar gleich von privaten 

Kapitalisten betrieben werden. Allein 
die US-Bundesregierung bezuschußt 
in diesem Jahr nach eigenen Angaben 
415 gemeindliche oder einzelstaatli­
che Jugendstrafanstalten und 83 pri­
vate Strafheime, Forst-, Farm- und 
andere Arbeitslager.

Daneben existieren für kurze Ge­
fängnisstrafen bis 90 Tage, in Einzel­
fällen auch bis 120 Tage, sogenannte 
„Halfway houses“. Auch diese Half- 
way houses arbeiten oft privat, mit 
Lizenz und Zuschüssen der Bundes­
regierung und der Gemeinden oder 
Einzelstaaten. Ein großer Teil dieser 
Heime ist in den Händen der „Heils­
armee“ oder anderer „privater Hilfs­
organisationen“ wie der „Freiwilli­
gen von Amerika“.

Brutale Trennung der verhafteten 
Jugendlichen von ihren Familien und 
Freunden ist ein weiterer wesentlicher 
Bestandteil dieses staatlichen Zwangs­
apparates. Rechnet man die Jugendli­
chen in Zuchthäusern, Gefängnissen, 
„detention centers“ und den anderen 
Heimen und Arbeitslagern zusam­
men, so waren 1981 nach Angaben 
des Justizministeriums gerade 22% 
der verurteilten Jugendlichen in einer 
Anstalt desselben Bundesstaates ein­
gesperrt, in dem sie vor ihrer Verhaf­
tung auch ihren Wohnsitz hatten.
Quellenhinweis: Federal Bureau of Investigation (FBI). 
Uniform Crime Report 1979; 96. Congress, House of 
Representatives, 1. Session, Hearings before a Subcom- 
mittee of the Committee on Approbiations, Part 6: De­
partment of Justice, S. 1318L, S. 14561'. 1981.
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Aus Kultur und Wissenschaft

„Die Kadetten von Bunker Hill”
Kein militaristischer Film, aber eine verlogene Kritik 
an Militarismus und reaktionären Verführern
,,Nicht das, worin wir die Kin­
der und Jugendlichen unter­
richten, sondern wie wir auf sie 
wirken, ist entscheidend.“ So 
kommentiert der Produzent 
des US-Films „Die Kadetten 
von Bunker Hill“, Jaffe, seine 
kritische Absicht - kritisch 
gegenüber der hurra-patrioti­
schen Sammlung in den USA, 
die u.a. Reagan an die Regie­
rung brachte.

Ort der Handlung ist die tra­
ditionsreiche Kadettenanstalt 
Bunker Hill, eine Militäraka­
demie für Kinder und Heran­
wachsende, in der diese nebst 
einer Schul- auch eine militäri­
sche Ausbildung erhalten, d.h. 
die herrschende Klasse ihren 
Offiziersnachwuchs von Kin­
desbeinen an heranzüchtet. 
Kommandeur dieser Anstalt ist 
General Bache, einer, der die 
Traditionen seines „stolzen 
männlichen Berufes“ an die 
junge Generation weiterrei­
chen will „wie die Flamme des 
Olymp“ und auf Vaterland, 
Pflicht und vor allem „Ehre, 
einbruchsichere, stoßfeste, 
idiotensichere, hundertprozen­
tige Ehre“ hält. Damit nun das 
Verhängnis, das sich mit dieser 
Charakterisierung des alten 
Generals schon andeutet, sei­
nen Lauf nehmen kann, muß 
der Produzent seine Geschich­
te allerdings so richtig an den 
Haaren herbeiziehen.

Der Treuhänderausschuß 
der Anstalt beschließt, diese 
aufzulösen und das Gelände 
als Bauland für Eigentumshäu­
ser zu nutzen, weil dies profi­
tabler sei. Daß der Zweck einer 
Stiftung nur schwer und jeden­

falls schon gar nicht ohne lang­
wierige Vorbereitung und mit 
einfachem Federstrich geän­
dert werden kann, scheint da­
bei nicht zu interessieren. Ge­
neral Bache verschwindet, 
nachdem er bei der Semester­
abschlußfeier einen demon­
strierenden Jugendlichen der 
Stadt versehentlich erschossen 
hatte, von der Bildfläche - er 
erliegt nach seiner Verhaftung 
einem Herzinfarkt. „Niemals 
war der alte General Bache mit 
Waffengewalt gegen die politi­
schen Autoritäten, so sehr er 
sie auch verabscheute, vorge­
gangen“, so der Regisseur des 
Films. „Er hätte dies auch nie­
mals seinen Kadetten befohlen 
oder auch nur nahegelegt.“ 
Genau dies aber tun die jungen 
Kadetten, wie sie glauben, im 
Sinne ihres Kommandeurs: Sie 
organisieren unter der Füh­
rung ihres 17jährigen Kadet­
tenmajors Moreland die mili­
tärische Verteidigung der An­
stalt, zunächst gegen den Treu­
händerausschuß, dann gegen 
die Polizei und schließlich ge­
gen die mit Panzern und 
schweren Waffen anrückende 
Nationalgarde.

Irgendwelche erwachsenen 
Lehr- oder Offizierspersonen 
sind in der Anstalt aus uner­
findlichen Gründen nicht vor­
handen, stören also auch 
nicht.

Noch unwahrscheinlicher 
mutet an, daß die Kadetten, 
die jüngsten sind zwölf, nach 
innen zwar eine straffe militä­
rische Disziplin zu halten ver­
mögen, trotz des gewaltigen 

Drucks, dem Befehl des Natio­
nalgarde-Kommandeurs, die 
Waffen nieder zulegen, aber 
den Gehorsam verweigern, da­
mit das oberste Gebot ihrer 
militärischen Erziehung bre­
chen. Als schließlich ein 
Zwölfjähriger erschossen wird, 
beginnt Moreland zu ahnen, 
was er in seinem blinden Glau­
ben an General Bache und des­
sen Prinzipien angerichtet hat. 
Er will aufgeben, kommt aber 
um, als ein anderer Kadetten­
offizier blindwütig das Feuer 
auf die Nationalgarde eröff­
net.

Die Moral? Sie ist trotz der 
kritischen Absichten ähnlich 
verlogen wie die Geschichte 
selbst. Sicher, die jungen Ka­
detten werden als völlig verbil­
det, verführt durch einen alten 
General mit seinen militaristi­
schen Tugenden dargestellt, 
ähnlich verbildet und verführt 
wie die Hitlerjugend, die in 
den letzten Kriegswochen noch 
in die Schlacht geworfen wur­
de. Doch gerade in diesem 
Vergleich wird das Verlogene 
deutlich. Die Hitlerjungen 
wurden befohlen, angetrieben, 
gezwungen von verbrecheri­
schen Führern - die jungen 
Kadetten geraten „außer Kon­
trolle“, und zwar erst und nur 
deshalb, weil General Bache 
verschwunden ist. Sein Gegen­
spieler, der Kommandeur der 
Nationalgarde, wird unverse­
hens zum positiven Helden des 
Films, der seine Sympathie mit 
den jungen Kadetten nicht ver­
bergen kann, aber ganz macht­
los ist.

Versicherungskrimi: 
„Asphalthyänen“

Der westdeutsche Autor des 
Kriminalromans wird vom 
Verlag angekündigt als Presse­
sprecher einer Münchener Ver­
sicherungsgruppe. Schauplatz 
des Romans ist München, die 
Hauptfigur bildet der Presse­
sprecher einer Versicherungs­
gruppe, der sich zeitweilig als 
Amateurdetektiv betätigt. Er 
findet eines Nachts einen er­
schlagenen Rentner vor seinem 
Auto und läßt sich trotz War­
nungen der Polizei nicht davon 
abhalten, auf eigene Faust zu 
recherchieren. Da seine Arbeit 
nicht so zeitraubend ist, daß er 
sie nicht in der Hälfte der Ar­
beitszeit erledigen kann, und 
er zudem ein Glückspilz voller 
Ideen ist, gelingt es ihm, We­
sentliches zur Aufklärung des 
Mordes beizutragen. Der 
Rentner ist ermordet worden 
von einer Gruppe von Versi­
cherungsbetrügern: dem Besit­
zer einer Autoreparaturwerk­
statt, einem angesehenen 
Rechtsanwalt für Verkehrsfra­
gen und dem bekanntesten und 
schärfsten Staatsanwalt für 
Verkehrsdelikte. Im Verlauf 
der Geschichte ermordet der 
Staatsanwalt noch seine Kom­
plizen und versucht die Flucht. 
Die ganze Geschichte nutzt 
Frank geschickt, um den Aus­
bau des Polizeiapparats zu 
propagieren, der der Angele­
genheit so hilflos gegenüber­
steht, weil die Ermittlungen so 
umständlich, die Zahl der Po­
lizisten zu gering und die Poli­
zei so nervös ist. Den Staatsan­
walt ereilt zum Schluß die ge­
rechte Strafe: Er kommt beim 
Fluchtversuch in den Propel­
lern eines Flugzeugs um. De­
tektiv und Polizei sind die Sor­
ge um eine erfolgreiche Ankla­
ge los.
Peter Frank, Asphalthyänen, Knaur-Krimi 
5,80 DM.

Adelsschwulst für 
Jugendliche ab 10 

Ausflüge in die Vergangenheit 
direkt mitzuerleben, das ist ein 
auch Jugendschriftsteller seit 
langem faszinierendes Thema. 
Denn die Verwicklung der 
Zeitreisenden, mit denen sich 
der Leser vom Wunsch her 
leicht identifizieren kann, in 
wichtige geschichtliche Situa­
tionen bringt mit der Frage, 
wie die Zeit tatsächlich war, 
zugleich die Anforderung an 
den Leser, zu entscheiden, wie 
er handeln würde.

Aber mit dem Verbot für die 
jugendlichen Zeitreisenden, in 
die Geschichte einzugreifen, 
hat die Verfasserin Johanna
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von Koczian ein Mittel der 
Spannung und des Interesses 
ausgeschlossen. Über die Zei­
ten, in die die Jungen mit der 
Zeitmaschine reisen, erfährt 
der Leser nicht mehr, als in 
trockenen Schulbüchern zu 
finden ist.

Über die Zeit reise zu Jeanne 
d’Arc ist die Erzählung da­
durch sicher nicht lebendiger 
und informativer, daß die dy­
nastische Erbfolge des engli­
schen und französischen Kö­
nigshauses, aus dem Brock­
haus abgeschrieben, von dem 
einen Jungen als Begründung 
für den Hundertjährigen Krieg 
vorgetragen wird.

Vorwiegend besuchen die 
Jungen Adlige. Der Graf 
Saint-Germain, den die Jun­
gen im 18. Jahrhundert besu­
chen, hat denn auch „edle 
durchgeistigte Züge“, ist „un­
endlich wissend“ und beein­
druckt seine jugendlichen Ver­
ehrer mit „alles bezwingender 
Herzlichkeit“.

Der Graf kann aus Metallen 
Gold her stellen. Daher hat er 
seinen großen Reichtum. Wa­
rum der Graf seine Erkenntnis­
se nicht veröffentlicht habe?

Bei der Beantwortung dieser 
Frage verbreitet die Erzählerin 
mystischen Unsinn über den 
Gang wissenschaftlicher Er­
kenntnisse. Es habe durch „al­
le Jahrhunderte immer wieder 
sogenannte Eingeweihte gege­
ben, die ihr Wissen für sich be­
hielten“. Und der eine Junge 
bekräftigt: „Es wäre nicht aus­
zudenken, was geschehen wür­
de, wenn jeder einfach Gold 
machen und Edelsteine herstel­
len könnte.“ Und: „Wer weiß 
schon vorher, was für die 
Menschheit gut oder schlecht 
ist?“ Daß die adligen Feudal­
herren entmachtet worden 
sind, ist sicher gut.
J. v. Koczian, Der geheimnisvolle Graf. Hey­
ne Jugendtaschenbuch Nr. 241, 6,80 DM.

Roar: Ein 
Privatzoo

Der US-amerikanische Film­
produzent Noel Marshall, der 
Millionen durch den Film 
„Der Exorzist“ einnahm, und 
die Schauspielerin Tippi Hed- 
ren (Hitchcock, „Die Vögel“) 
besitzen in Kalifornien eine 40 
Hektar große Ranch. Bereits 
vor Jahren wurde das Grund­
stück bei Los Angeles einge­
zäunt und wurden Löwen, Ti­
ger, Leoparden, Panther und 
Pumas aus der ganzen Welt 
zusammengekauft. Dieser Pri­
vatzoo kostet wöchentlich al­
leine 15000 DM nur für Futter 
und noch viele tausend für 
Pflege, tierärztliche Betreuung 
und vieles mehr. Diese Art

Freizeitgestaltung soll sich vor 
Jahren nach Dreharbeiten in 
Afrika und dem Kennenlernen 
des Naturschutzes ergeben ha­
ben. Bereits damals gab es Plä­
ne für einen Film über und mit 
Raubkatzen.

Der im Moment laufende 
Film „Roar, Ein Abenteuer“ 
ist nicht nur ein Film mit den 
Tieren des Privatzoos der 
Schauspieler Marshall und 
Hedren, sondern zusätzlich ei­
ne Familiengeschichte, in den 
Personen dargestellt durch die 
beiden Schauspieler und deren 
Kinder. Der Filmbesucher 
zahlt also mit seinem Eintritt 
nicht nur den zukünftigen 
Reichtum solcher Leute, son­
dern, verpackt in einem Film, 
deren bisherige Freizeitgestal­
tung. Hat dies schon mit- 
Geschmacklosigkeit nichts 
mehr zu tun, ist der Film zu­
dem schlecht, langweilig und 
nicht zu empfehlen. Ob der 
Film ein Tierfilm, Horrorfilm, 
Ulk, Komödie oder ein Kin­
derfilm sein soll, ist nicht zu 
sagen - im großen und gan­
zen ein Unsinn:

Ein Tierpfleger lebt in Afri­
ka mit vielen Raubkatzen zu­
sammen. Er freundet sich mit 
den Tieren an und errichtet ei­
nen geschützten Lebensraum 
für die Tiere. Der Tierpfleger, 
den Noel Marshall selber 
spielt, wird von den Raubkat­
zen als Herdenmitglied aner­
kannt. Der Tierpfleger will da­
mit beweisen, daß Menschen 
und Tiere friedlich in einer Ge­
meinschaft Zusammenleben. 
Dieses friedliche Leben wird 
durch einen zugelaufenen Lö­
wen gestört, der mit dem Leit­
löwen einen Machtkampf be­
ginnt. Die Tiere geraten in Un­
ruhe und vertreiben eine Kom­
mission von Wildhütem, die 
sich das Forschungsprojekt 
ansehen wollte.

Gleichzeitig trifft die Fami­
lie des Tierforschers ein. 
Durch ein Mißverständnis ver­
passen sich der Tierforscher 
und die Familie, so daß die auf 
der Farm ankommt und mit 
den vielen hektischen Tieren 
konfrontiert wird. Der Schutz 
des Tierpflegers bleibt aus. 
Spielend verfolgen die Raub­
tiere die Familie bis ins Haus, 
greifen sie an und verwüsten 
die Inneneinrichtung. Unab­
hängig davon beginnen einige 
Wildhüter die Jagd auf die 
Raubtiere, um die kostbaren 
Felle zu bekommen. Doch 
schlußendlich trifft der Tier­
forscher ein. Die Wildhüter 
werden durch einen Löwen ge­
tötet, finden ein gerechtes En­
de, und die Familie kann fried­
lich mit den Raubkatzen Zu­
sammenleben.

Theater
Augusto Boal: „Theater 
der Unterdrückten“
Als sich in Brasilien Ende der 50er, Anfang der 60er Jahre unter 
der Führung von Francisco Juliao die Bauern im Nordosten zu 
Ligas Camponesas zusammenschlossen und die revolutionäre Be­
wegung mit der Gründung von Arbeiter- und Bauemgewerk- 
schaften einen Aufschwung nahm, schossen auch Tausende von 
Centres Populäres de Cultura (CPCs, Volkskulturzentren) aus 
dem Boden. Einer ihrer Programmpunkte war die Alphabetisie­
rung der Landbevölkerung und Slumbewohner der Großstädte.

Die ersten Versuche, ein brasilianisches Volkstheater zu ent­
wickeln, waren eng verbunden mit dem Namen Augusto Boal und 
der Gruppe des Teatro de Arena de Sao Paolo, das Boal 1956 ge­
gründet und bis 1971 geleitet hatte. Um die Arbeiter zu erreichen, 
spielte das Teatro de Arena auch in den Stadtrandgebieten von 
Sao Paolo. Die Nucleos — Kemgruppen aus Schauspielern des 
Arena, Mitarbeitern der CPCs und Laien — schrieben und spiel­
ten auch im Hinterland und im Nordosten gemeinsam mit Arbei­
tern und Bauern Agitations- und Propagandastücke. Boal: „Die 
Ziele des Propagandatheaters waren klar und eindeutig: Man 
wollte dem Volk ein Ereignis erklären, und dabei war niemals Zeit 
zu verlieren. So galt es z.B. den Zuschauer zu ermutigen, ... sich 
an einem Streik zu beteiligen oder in einer bestimmten Angelegen­
heit der Polizei Widerstand zu leisten.“

Nach deip Putsch rechtsgerichteter Militärs 1964 wurden politi­
sche Propaganda und Realismus in Film und Theater von der 
Zensur verfolgt. Neue Formen des Theaters wurden entwickelt. 
Von den CPCs und Teatro de Arena wurde „didaktisches Thea­
ter“ versucht, in dem es um theoretische und praktische Aufklä­
rungsarbeit ging, wie z.B. über den Klassencharakter der Justiz. 
Dabei konnte das klassische Theater, Shakespeare, Lope de Ve­
ga, Aristophanes, Goldoni, Machiavelli, konnten aber auch zeit­
genössische Autoren wie Brecht und Peter Weiss hilfreich sein.

Nach dem zweiten Militärputsch 1968 wurde es nahezu unmög­
lich, Volkstheater vor einem größeren Publikum zu spielen. Boal: 
„Wollten wir unsere Volkstheaterarbeit fortsetzen, mußten wir 
neue Wege und Formen finden.“ Mit der Gruppe Nucleo do Tea­
tro Arena de Sao Paolo entwickelte er das „Zeitungstheater“. 
Dabei ging es darum, mittels verschiedener Techniken einen Zei­
tungstext zu bearbeiten. Z.B. „Rhythmisches Lesen: im Samba-, 
Tango-, Walzer- oder Marschrhythmus vorgetragen, erhalten Re­
den von Politikern plötzlich eine andere Bedeutung“; oder „Pan­
tomimisches Lesen: ein Schauspieler verliest die Rede eines Wirt­
schaftsministers über den Emst der Lage und sitzt dabei an einem 
reich gedeckten Tisch“ etc.

Unter den Bedingungen der Militärdiktatur mußten die Schau­
spieler Formen finden, mit denen sie sich unter den Massen bewe­
gen und diese mobilisieren konnten, wobei sie zugleich vor Spit­
zeln und Geheimpolizei sicher sein mußten. Boal: Es ging darum, 
„die Mauer zwischen Publikum und Theater niederzureißen“. 
Nach seiner Verhaftung 1971 und seiner durch internationale 
Proteste erreichten Freilassung entwickelte Boal in Argentinien 
das „Unsichtbare Theater“. Eine einfache Variante dieser Form 
besteht darin, z.B. im Reisebus, im Zug, in Cafes etc. „heikle 
Themen ins Gespräch zu bringen, um eine Diskussion auszulösen 
und Denkanstöße zu geben.“ Da die politische Wirkung dieser 
Spielform von der Wahl des Gesprächsstoffs und einer geschick­
ten Gesprächsführung abhängt, mußten auch hier die Szenen von 
den Schauspielern detailiert vorbereitet und geplant werden.

1973 beteiligte sich Boal, während eines längeren Aufenthalts 
in Peru, an dem von der peruanischen Revolutionsregierung be­
gonnenen Alphabetisierungsprojekt ALFIN. Dabei ging es nicht 
nur um die Alphabetisierung in der jeweiligen Muttersprache und 
in Spanisch, sondern auch in allen anderen Sprachen: Theater, 
Marionettentheater, Fotografie, Film, Zeitung. Um den Arbei­
tern und Bauern beizubringen, „wie man mit den komplexen 
Ausdrucksmitteln des Theaters umgeht“, entwickelte Boal eigene 
Theatertechniken: das „Statuentheater“ und das „Forumthea­
ter“. Dabei ging er davon aus, „daß Theater eine Sprache ist, die 
von jedem verwendet werden kann, unabhängig davon, ob er 
künstlerische Fähigkeiten besitzt oder nicht.“ Zunächst sollten 
sich die Teilnehmer durch einfache gymnastische Übungen „ihrer 

35



körperlichen Vermögen ebenso wie der Deformationen, denen ihr 
Körper durch die ihnen auferlegte Arbeit ausgesetzt ist“, bewußt 
werden. In weiteren Übungen und Spielen sollte dann gelernt wer­
den, den Körper als Ausdrucksmittel zu gebrauchen, z.B. durch 
die Darstellung von Berufen. Darauf aufbauend wurden dann die 
Zuschauer bzw. Teilnehmer durch ,,simultane Dramaturgie“, 
,,Statuen- und Forumtheater“ Schritt für Schritt in die Erarbei­
tung, Gestaltung und Darstellung von Szenen eingeführt.

Boal hat später auch in den USA und Europa diese Techniken 
praktiziert. Als konkrete Form unter den Bedingungen brutalster 
Unterdrückung und politischer Verfolgung entwickelt, vermochte 
das,,Unsichtbare Theater“ in Europa aber nicht die konkrete Po­
litik der herrschenden Klassen anzugreifen, bestenfalls konnte es 
ein paar Kleinbürger in ihren Vorurteilen aufscheuchen. Auch hat 
Boal schließlich die unter den Bedingungen einer faschistischen 
Militärdiktatur oder zu dem bestimmten Zweck der Alphabetisie­
rung entwickelte Forderung nach Aufhebung der Trennung von 
Theater und Zuschauer als Selbstzweck formuliert und dabei 
mehr und mehr auch bewußt auf aufklärerisches Theater verzich­
tet. Dennoch enthält das Buch ,,Theater der Unterdrückten“ eine 
Reihe von nützlichen Anregungen für die Theaterarbeit hier.
Qucllenhinweis: Augusto Boal, Theater der Unterdrückten, edition suhrkamp 987. 9.- DM.

Bürgerschaftswahlen
GRÜNE Hamburg und Alterna­
tive Liste kandidieren gemeinsam
Zu den Bürgerschaftswahlen in Hamburg am 6. Juni kandidieren 
die GRÜNEN Hamburg gemeinsam mit der Alternativen Liste als 
GAL (Grün-Alternative-Liste). Unter dem Druck einer drohen­
den Gegenkandidatur der Alternativen Liste, d.h. sinkender 
Hoffnungen auf Parlamentssitze, haben die GRÜNEN Hamburg 
ollen nationalistische Positionen und Forderungen nach „alter­
nativer Verteidigung“ wegslecken müssen.

Noch im Oktober 1981 haben die GRÜNEN Hamburg auf dem 
kommunalpolitischen Kongreß folgende „Friedenspolitische 
Überlegungen“ vertreten:
,,Die Grünen begreifen sich als Teil dieser breiten Bewegung, die sich einig ist, daß 

| die nationalen Interessen nicht der amerikanischen Außenpolitik unterzuordnen
sind, ebenso wie in der Erkenntnis, daß sich staatliche Souveränität nicht dadurch 
beweist, daß man auf sie verzichtet.“
Der SPD wird vorgeworfen, sie betreibe „Verzicht auf eine eigenständige Sicherheits­
politik zugunsten einer bedingungslosen Unterordnung unter die amerikanische Mi­
litär- und Außenpolitik“.

Kurzerhand folgern sie sodann, daß die „nationalen“ Interes­
sen eigentlich „europäische“ sind. Immerhin streben die west­
deutschen Imperialisten in Europa nach der Vormachtstellung 
und sind dabei schon weit gekommen. Die Sorge um die physi­
sche Existenz einer solchen europäischen Großmacht läßt auch in 
den Reihen westdeutscher Imperialisten Vorstellungen von „al­
ternativer“ statt atomarer Kriegsvorbereitung aufblühen und fin­
det Eingang in die „Friedenspolitischen Überlegungen“ der 
GRÜNEN Hamburg:
„Eine die europäischen Interessen nicht ignorierende Sicherheitspolitik kann heute 
nur außeihalb der NATO ihren Ausgangspunkt nehmen. Ob damit das Problem von 
Krieg und F rieden langfristig einer Lösung zugeführt würde, darf wohl vorerst noch 
mit Recht bezweifelt werden, die aktuelle Kriegsgefahr würde allerdings erheblich 
verringert. Und dies ist lebensnotwendig für eine dringend zu führende Diskussion 
über Formen alternativer Verteidigung“.
„Der der/eitige Stand der Diskussion läßt jedoch nicht absehen, welches Modell al­
ternativer Verteidigung den konkreten Ausgangsbedingungen der bundesrepublika­
nischen Situation am besten Rechnung trägt.“

Im Programm der GAL sind im Gegensatz dazu eine ganze Rei­
he von Forderungen aufgestellt, die sich direkt gegen die Kriegs­
vorbereitungen der westdeutschen Imperialisten richten: 
„ - Die Vernichtung aller bakteriologischen und chemischen Waffen, - den Abzug 
aller fremden Truppen von fremden Territorien, - ein generelles Verbot von Rü­
stungsexport, - die schrittweise Umstellung von Rüstungsproduktion auf Friedens­
produktion ...“

„Wir fordern deswegen unmißverständlich und bedingungslos, daß es keine Statio­
nierung von Pershing Ib, Pershing II und Cruise Missiles in der Bundesrepublik ge­
ben darf - unabhängig von den Ergebnissen der Genfer Verhandlungen ... Es ist 
offenkundig, daß damit auf ein Scheitern der Verhandlungen in Genf zugesteuert 
wird, um dem gegnerischen Block auf diese Weise die Verantwortung für die eigene 
Aufrüstung anlasten zu können ...“.
„Um wirksam zu sein, müssen sich die Schritte einseitiger Abrüstung in folgende 
grundsätzliche Richtung bewegen:
- Austritt der Bundesrepublik aus der NATO. Da dies angesichts des derzeitigen 
politischen Kräfteverhältnisses nicht unmittelbar verwirklichbar erscheint, verlangen 

wir zumindest, daß ein Prozeß der Herauslösung der BRD aus der NATO in Angriff 
genommen wird: Unmittelbar sollten dafür das Bundesgebiet für jedes NATO-Ma- 
növer gesperrt, die im Ausland stationierten oder in Manöver operierenden Einhei­
ten der Bundeswehr vollständig zurückgezogen und gleichzeitig ein Rückzug der in 
der Bundesrepublik stationierten fremden NATO-Verbände eingeleitet werden - 
unter Mitnahme ihres gesamten Militärgerätes, insbesondere der hier lagernden rund 
7000 amerikanischen Atomsprengköpfe.
- Entmilitarisierung der Bundesrepublik: schrittweise Verringerung der Truppen­
stärke der Bundeswehr mit der Perspektive einer tatsächlich den Namen verdienen­
den „Nulloption“, d.h. Abschaffung der Bundeswehr. Beim Abbau der Bundes­
wehr und des dazu gehörenden Rüstungshaushaltes muß in den Bereichen schwer­
punktmäßig begonnen werden, die für eine mögliche Angriffskriegsführung einsetz­
bar sind ... Von vornherein ist jeglicher, im Rahmen der Notstandsgesetze erfolgen­
der Einsatz von Bundeswehr-Verbänden gegen die eigene Bevölkerung zu unterbin­
den.
- Die Maßnahmen einseitiger Abrüstung sind politisch mit der sofortigen völker­
rechtlichen Anerkennung der DDR und ihrer Grenzen sowie der Anerkennung der 
Grenzen der VR Polen zu verbinden.
- Friedenspolitik heißt für uns nicht zuletzt: uneingeschränktes Eintreten für das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker und Solidarität mit den Befreiungsbewegungen 
... F’ Salvador ... und die Türkei ... sind für uns heute zwei Beispiele, wo wir uns 
zu internationaler Solidarität mit den Opfern von Militärdiktaturen aufgerufen füh­
len, zu uneingeschränkter Solidarität mit einem Kampf für Freiheit, Demokratie und 
Unabhängigkeit, der sich nicht nur gegen die Mörderregime im eigenen Land richtet, 
sondern auch gegen diejenigen Regierungen wie die der USA und der Bundesrepu­
blik, die solche Regime stützen helfen und sich nichts destoweniger als „Schutz­
mächte der Freiheit“ und „Hüter der Menschenrechte“ feiern lassen wollen. 
Friedenssicherung heißt für uns außerdem, gegen jede Militarisierung der Gesell­
schaft einzutreten. Wir setzen uns in diesem Sinn dafür ein,
- daß die Pläne zur Einbeziehung von Frauen in den Militärdienst endlich zu Grabe 
getragen werden, - daß die Dienstverpflichtung für jede Frau und jeden Mann im 
Kriegs- und Notstandsfall aufgehoben wird, - daß der Wehrkundeunterricht und 
Unterrichtsveranstaltungen mit Jugendoffizieren an den Schulen völlig unterbleibt 
und einer umfassenden Friedenserziehung Platz macht, deren Aufgabe es sein muß. 
Militarisierungslendenzen innerhalb unserer Gesellschaft aufzuzeigen, Feindbildden­
ken abzubauen und eine kritische Aufarbeitung deutscher Geschichte zu gewährlei­
sten,
- daß jede Zurschaustellung und Verharmlosung des Militärs durch öffentliche Ge­
löbnisse, Paraden, Denkmäler, Patenschaften und Tage der Offenen Tür in den Ka­
sernen unterbunden wird,
- daß das Recht auf Kriegsdienstverweigerung uneingeschränkt gilt und die diskri­
minierende Gewissensprüfung abgeschafft, der Zivildienst auf die Dauer des Bun­
deswehrdienstes verkürzt, die Kasernierungspflicht von Zivildienstleistenden unter­
bleibt und vor allem Einsatzmöglichkeiten in der Friedenspädagogik geschaffen wer­
den,
- daß das Gesundheilssicherstellungsgesetz, das eine Erlassung \on Ärzten und 
Krankenpflegepcrsonal zur Zwangsdienstverpflichtung für die Kriegsmedizin vor­
sieht, nicht verabschiedet wird,
- daß die Bundeswehrhochschule geschlossen wird und ebenso die Bundeswehr- 
Führungsakademie, und dort vor allem ab sofort keine Offiziere aus faschistischen 
und militaristischen Ländern mehr ausgebildet werden.

Aber in dem Programm der GAL wird auch Platz gelassen für 
Forderungen, die Unterstützung chauvinistischer Politik ermögli­
chen, wie „weltweite Vernichtung aller Atomwaffen und die so­
fort beginnende Schaffung einer atomwaffenfreien Zone von 
Portugal bis Polen“, oder „die sofort beginnende Auflösung der 
Militärblöcke, vor allem der NATO und der Warschauer Ver­
tragsorganisation“. Wer soll denn wie von der BRD aus von Po­
len bis Portugal agieren bzw. intervenieren?

Weiter heißt es im Zusammenhang der Begründung für die ein­
seitige Abrüstung: ,,... weil nur so der Bedrohungsdruck gegen­
über der Sowjetunion glaubhaft vermindert werden und diese so 
mit entsprechenden Abrüstungsmaßnahmen antworten kann.“ 
Wer soll es sein, der die erwarteten Abrüstungsmaßnahmen der 
Sowjetunion „entsprechend“ bewerte und was soll geschehen, 
wenn sie etwa nicht „entsprechend“ befunden werden? Ist ge­
meint, daß der Kampf der Werktätigen in der Sowjetunion unter­
stützt wird durch erfolgreichen Klassenkampf in der BRD gegen 
die imperialistischen Kriegsvorbereitungen? Dann soll man nicht 
Einfallstore für Imperialistenlogik formulieren, die noch immer 
eigene Kriegsvorbereitungen aus dem mangelnden Abrüstungs­
und Friedenswillen der anderen als „Sicherheitspolitik“ begrün­
det, wobei diese „Sicherheit“ nichts anderes ist, als ökonomische 
Expansion mit kriegerischen Mitteln fortsetzen zu können.

Mit den ökonomischen Gesetzmäßigkeiten der Ausbeuterge­
sellschaft, die die Kriegsvorbereitungen der Imperialisten hervor­
treibt, mag sich die GAL nicht befassen. Dabei braucht man 
kein Revolutionär zu sein, um sie festzustellen. Man braucht bloß 
bürgerlichen Politikern oder der Generalität zuzuhören, wenn sie 
von der Sicherheit der BRD an den arabischen Ölquellen reden, 
oder den Bankiers, wenn sie von den Reichtümern Polens schwär­
men, wenn sie gefragt werden, ob sie um ihre Kredite fürchten.

Weil die GAL in ihrem Programm die ökonomische Expansion 
als Grundlage der imperialistischen Kriegsvorbereitungen igno­
riert, verbaut sie sich die Verbindung zu den Lohnbewegungen, 
zu den Kämpfen gegen Kürzung der Versicherungsleistungen, ge­
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gen weitere Steuerplünderungen usw., die doch wesentliche Bei­
träge zum Kampf gegen die Kriegsvorbereitungen leisten, weil den 
Imperialisten Mittel für die Expansion entzogen werden. Stattdes­
sen eröffnet die GAL ihr Friedenskapitel so:,»Unser Eintreten für 
ein menschengerechteres Leben, für eine gesunde Umwelt und so­
zial gerechtere Verhältnisse nützt wenig, solange die Gefahr be­
steht, daß unser Land jederzeit zum atomaren Schlachtfeld wer­
den kann.“

In dem Kapitel ,»Wirtschaft und Finanzen“ im Programm der 
GAL wird die Reaktion kaum Ansatzpunkte finden können, son­
dern muß sich auf heftige Angriffe in der Bürgerschaft einstellen. 
Der Gesichtspunkt der ,,Dezentralisierung“, bisher meist als „al­
ternative Lebensformen“, „Hilfe zur Selbsthilfe“ verbreitet, so 
auch im Programm der GRÜNEN, wird auf die Wirtschaft ange­
wandt, die sog. Sparpolitik wird als Umverteilungspolitik ange­
griffen, für staatliche Investitionsprogramme wird öffentliche 
Kontrolle gefordert, für Versicherungsleistungen sollen Mindest­
standards festgelegt werden, den Reichen soll mit höherer Besteu­
erung ans Leder gerückt und der Kapitalexport abgestellt werden:

..... Die kapitalistische Marktwirtschaft ordnet die Menschen ihrer Krisenentwick­
lung unter und opfert die natürlichen Reichtümer der Gesellschaft der Konkurrenz 
um immer größere Gewinne ... Unser Ziel dagegen sind Produktionsverhältnisse, 
in denen eine bewußte Planung der Bedürfnisbefriedigung die natürlichen Reichtü­
mer erhält bzw. wieder herstellt, und in denen die arbeitenden Menschen demokra­
tisch über ihre Arbeitsverhältnisse bestimmen und in Kooperation mit jeweils betrof­
fenen Bevölkerungsgruppen in Stadtteilen, Krankenhäusern usw. über Produkte 
und soziale Leistungen entscheiden“.
„Die derzeit von der Koalition betriebene Sparpolitik ist eine Einkommensumvertei­
lung. Aus Arbeiter- und Rentnerhaushallen werden über Stcuererhöhungen und eine 
Senkung der sozialen Leistungen des Staates Mittel gesogen, die für Rüstungsvorha­
ben und zur Sicherung der Unternehmerprofite (Steuererleichterungen, Investitions­
zulage) genommen werden“.
„Wir verteidigen die soziale Absicherung der Rentner durch Festsetzung einer Min­
destrente, die an den durchschnittlichen Einkommen in Arbeitnehmerhaushalten 
orientiert ist. Wir verlangen die Wiedereinführung aller ehemaligen Rechte und die 
materielle Sicherung der Arbeillosen ... Erhöhung des Arbeitslosengeldes auf 80% 
des letzten Neltoenlgelles für die gesamte Arbeitslosigkeit ...“
„ - Ergänzungsabgabe auf die Einkommenssteuer von 6% bei jährlichen Einkom­
men von 60000 DM für Alleinstehende bzw. 120000 DM für Verheiratete aufwärts, 
bei Angleichung der Einkommen an die Inflationsrate. Steuereinnahmen bundes­
weit: ca. 3 Mrd. DM.
- Ersatzlose Streichung der Einkommenssteuerparagraphen 6b und 6c, die es eini­

gen Konzernen erlauben, bei Aktienverkäufen legal Riesensummen an Steuern zu 
hinterziehen, wenn sie den Erlös anschließend „volkswirtschaftlich besonders förde- 
rungswürdig“ in anderen Kapitalaufkäufen anlegen. Steuereinnahmen bundesweit: 
mehrere Mrd. DM.
- Streichung der Steuervorteile bei Bewirtschaftungsunkosten und Geschenken. 
Stcucreinnahmne bundesweit: ca. 1,5 Mrd. DM.
- Besteuerung von Wertsleigerungen beim Grundvermögen und Neubewertung des 
Grundvermögens in Verbindung mit einer Reform des Bodenrechts, die den sozialen 
Wohnungsbau und kommunale oder sonstige öffentliche Bauvorhaben erleichtern.
- Das Verbot aller Spielarten der Abschreibungsgesellschaften, den Abbau aller 
Steuersubventionen, die höhere Einkommen begünstigen.
- Eintreibung der Steuerrückstände, die sich bundesweit auf 10 Mrd. DM belaufen, 
und die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität. Die Einschränkung des Steuerge­
heimnisses und eine effektive Besteuerung aller Zinseinkommen.
- Eine Veränderung des Splitting-Vorteils bei Ehegatten (Progression und Begren­
zung lur höhere Einkommen), die Streichung der Kinderbetreuungskosten.
- Verdoppelung der Vermögenssteuer von 0,5% auf 1% bei natürlichen und von 
0,7% auf 1,4% bei juristischen Personen, wobei kleinere und mittlere Vermögen 
duch Freibeträge nicht erfaßt werden. Steuereinnahmen bundesweit: ca. 5 Mrd. 
DM.
- Neben der Rationalisierung der Produktion und der Verwaltung reagiert das Ka­
pital auf die Krise auch durch Verlagerung eines Teils seiner Produktion ins Aus­
land, besonders in Länder mit niedrigem Lohnniveau und diktatorischen Verhältnis­
sen (wie z.B. Südafrika). Wir fordern ein Verbot von Produktionsvcrlagerungen ins 
Ausland“.

Der „Arbeiterkampf“ weist darauf hin, daß die Gründung der 
GAL ein Fortschritt bedeute, daß aber mit „Konflikten“ in dem 
Bündnis zu rechnen sei. Die GRÜNEN haben über ein Jahr lang 
die alternative Bewegung erpressen, sie sich - bei Übereinstim­
mung hinsichtlich Ausgrenzung „nicht-reformerischer“, revolu­
tionärer Positionen - unterordnen und einverleiben wollen. Erst 
als die Alternative Liste mit Unterstützung des KB zu einer Kon­
kurrenz für sie wurde, waren die GRÜNEN zu Zugeständnissen 
bereit. Bestimmte Sicherungen gegen ein Abschwenken der GRÜ- 
NEN-Kandidaten nach rechts sind vorgesehen. So müßten sich al­
le Kandidaten der GAL verpflichten, sich an den Interessen der 
außerparlamentarischen Bewegungen zu orientieren, statt „kon­
struktive“ Parlamentsarbeit zu betreiben. Sie sind an das Votum 
der gemeinsamen Mitgliederversammlung gebunden. Aber: bei 
Meinungsstreit zwischen beiden Organisationen behalten sich die 
GRÜNEN vor, „autonome Entscheidungen“ zu realisieren. 
Wenn sie erst im Parlament sitzen, wird sie die Drohung der AL, 
das Bündnis aufzukündigen, weniger beeindrucken. Öffentliche 
Aufmerksamkeit mag aber schon was bewirken.

Goethes Parteinahme
Für den Feudalismus, gegen 
das revolutionäre Frankreich
Goethe zog als Teil des persönlichen Trosses des Herzogs Carl 
August von Weimar in Österreichs und Preußens Krieg gegen das 
revolutionäre Frankreich in den Jahren 1792/93. Das Heer der 
Feudalen, aufgefüllt durch einige Regimenter emigrierter franzö­
sischer Adliger, wälzte sich über den Rhein in die Champagne. 
Die revolutionären Freiwilligenheere rieben diese Truppen in 
Kämpfen, bei denen sie sich auf Guerillaaktionen auf dem Land 
stützen konnten, teilweise auf. Die Angreifer erreichten Paris 
nicht, sondern wurden zum Rückzug über den Rhein gezwungen.

Goethe beschrieb diesen Feldzug sowie die kurz darauf durchge­
führte Belagerung von Mainz dreißig Jahre später als Teil seiner 
Lebenserinnerungen. Die „Campagne in Frankreich 1792“ und 
die „Belagerung von Mainz“ zeigen seine aufrecht erhaltene Ab­
lehnung der bürgerlichen Revolution und sein Ankleben an dem 
postenverschaffenden Adel. Noch während des Feldzugs lehnte er 
das Angebot, Ratsherr in der Freien Reichsstadt Frankfurt zu 
werden, in einem Brief an seine Mutter mit der Begründung ab: 
„Des Herzogs Durchl. haben mich seit so vielen Jahren mit aus­
gezeichneter Gnade behandelt ... daß es der größte Undank sein 
würde, meinen Posten in einem Augenblick zu verlassen, da der 
Staat treuer Diener am meisten bedarf.“

In solcher Treue verteidigte er die an den Bauern verübten 
Schandtaten. Zu den Vorwürfen eines französischen Postmei­
sters, daß „die Preußen beim Einmarsch ruhige und schuldlose 
Dörfer geplündert“ hätten, fällt ihm, der von sich behauptete, als 
Dichter stehe er über den Parteien, nur die Rohheit eines Generals 
aus dem Dreißigjährigen Krieg ein: „Ich kann meine Armee nicht 
im Sack transportieren.“ Bei einem Beutezug erstreckt sich seine 
Parteilosigkeit auf die Bauernfamilie, bei der er sich zwangsmäßig 
einquartiert hat. Er gibt ihr von dem Schwein ab, das er ihren 
Nachbarn gestohlen hat und läßt es in ihrem Schlafzimmer 
schlachten und verarbeiten.

Seine Hoffnung auf leichten Sieg über ein Volk, das sich gera­
de mit revolutionärer Gewalt vom Feudalismus zu befreien be­
gann, faßte er in der Ansicht zusammen, „daß ein Volk, auf sol­
chen Grad veruneinigt, nicht einmal in Parteien gespalten, son­
dern im Innersten zerrüttet ... dem hohen Einheitssinne der edel 
Verbündeten nicht widerstehen könne.“ Er irrte. Wenig später 
stellte er erstaunt fest, als ein gefangener Revolutionär sich von ei­
ner Brücke stürzte: „Diese zweite heroische ahndungsvolle Tat 
erregte leidenschaftlichen Haß bei den frisch Eingewanderten ... 
Freilich hatte man sich andere Gesinnungen versprochen, und 
noch sah man nicht die geringste Bewegung unter den fränkischen 
Truppen, zu uns überzugehen.“

Er erkennt den Anfang einer historischen Entwicklung, die 
zum Untergang der Klasse führen wird, an die er sich angehängt 
hat. Nicht anders ist sein Ausspruch zu verstehen: „Von hier und 
heute geht eine neue Epoche der Weltgeschichte aus, und ihr 
könnt sagen, ihr seid dabeigewesen.“ In dieser Umwälzung ist er 
entschlossen, für Ordnung zu sorgen. Das höchste Ordnungsprin­
zip ist dabei die unumschränkte Gewalt der Fürsten. So schützt er 
nach dem mit Mainz geschlossenen Waffenstillstand einen der 
ausziehenden Führer der revolutionären Mainzer Bürger vor tätli­
chen Angriffen zurückkehrender Reaktionäre aus dem einzigen 
Grund, „daß man durch Selbstrache sich schuldig macht, daß 
man Gott und seinen Oberen die Strafe der Verbrecher überlassen 
soll, wie man ihnen das Ende dieses Elends zu bewirken auch 
überlassen mußte.“ Gegen Kritik verteidigt er sich: „Ich will lie­
ber eine Ungerechtigkeit begehen, als Unordnung ertragen.“ Die 
„Ungerechtigkeit“ bestünde offenbar darin, einen Revolutionär 
nicht der Lynchjustiz zu überlassen. Verdient hätte ers! Ange­
sichts der Trümmer von Mainz, „wo in der schönsten Lage der 
Welt Reichtümer von Provinzen zusammen flössen und Religion 
das, was ihre Diener besaßen, zu befestigen und zu vermehren 
trachteten“, schiebt er die Schuld hauptsächlich auf den Bürger­
krieg, denn „nicht der Krieg allein, sondern der aufgelöste bür­
gerliche Zustand hatte ein solches Unglück bereitet“. Voll 
Furcht, die Ideen der Revolution könnten von den unterdrückten 
Klassen in Deutschland ergriffen werden, hielt er „die Verwir­
rung, die den Geist ergriff“, für „höchst schmerzlich“.
Quellenhinweis: Goethes Werke, Hamburger Ausgabe, Bd. 2 und Bd. 10
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Wer profitiert beim Splitting?

Die Anträge zur Steuer- und Finanzpolitik, die dem SPD-Partei­
tag vorlagen, lassen sich so ziemlich alle unter dem Motto zusam­
menfassen: die Staatskassen füllen, damit neue Staatsinvestitio­
nen und Beschäftigungszuschüsse für die Kapitalisten finanziert 
werden können! Auf den ersten Blick mutet es fortschrittlich an, 
wenn zahlreiche SPD-Gliederungen z.B. eine Anhebung des Spit­
zensteuersatzes oder die Streichung bestimmter Abschreibungs­
vergünstigungen verlangen. Aber so gut wie keine SPD-Gliede­
rung fordert eine erhebliche Steuerentlastung oder gar Steuerbe­
freiung für niedrige Einkommen. Und: Kein einziger Antrag, der 
die SPD-Bundestagsfraktion verpflichtet, bei der für 1984 ange­
kündigten Steuerreform bestimmte Forderungen zu verwirkli­
chen.

Damit sind bei dieser Steuerreform, deren Volumen von ca. 9 
Mrd. DM nicht einmal die seit 1981 eingetretenen ,, heim liehen 
Steuererhöhungen“, den Steuerraub mittels Inflation, ausglei­
chen kann, schon die Weichen gestellt, „das Steuersystem lei- 
stungs- und investitionsfreundlicher zu gestalten“ (Graf Lambs­
dorff), d.h. wie bei der letzten Reform 1981 die erhebliche Steuer­
last auf den niedrigen Einkommen nicht zu mindern.

Zahlreiche Anträge - darunter der wohl auch beschlossene - 
sehen die Einschränkung bzw. Abschaffung des Ehegattensplit­
ting vor, weil der Splittingvorteil überproportional mit steigen­
dem Einkommen wachse und davon vor allem kinderlose, ein­
kommensstarke Ehepaare mit nur einem Berufstätigen profitieren 
würden. In einer Broschüre („Unsere Steuer von A-Z, Ausg. 
Dez. 1978) erläutert das Finanzministerium das Splitting: „Bei 
der Zusammenveranlagung werden die von den Ehegatten erziel­
ten Einkünfte zusammengerechnet, den Ehegatten gemeinsam 
zugerechnet und die Ehegatten grundsätzlich gemeinsam als Steu­
erpflichtige behandelt. Die Einkommenssteuer wird in diesem 
Fall nach dem Splitting-Verfahren ermittelt. Dabei wird für die 
Hälfte des gemeinsamen Einkommens die Steuer nach der Grund­
tabelle berechnet und die Steuer dann verdoppelt. Regelmäßig 
wird dieses Verfahren eine niedrigere Steuer als bei getrennter 

Veranlagung ergeben.“ Das Splitting-Verfahren wird auch auf 
die nur Lohnsteuerpflichtigen angewandt, das Splitting ist bei der 
Erstellung der Lohnsteuertabellen berücksichtigt.

Zur Überprüfung dieses „Familienlastenausgleichs“ per Split­
ting haben wir die Steuerbelastung in den Stkl. I und III (nur ein 
Ehepartner berufstätig, keine Kinder) nach Lohnhöhe verglichen 
und dabei den Splitting-Ertrag in DM und in % des Bruttoein- * 
kommens ermittelt. Für die niedrigen Familieneinkommen bis et­
wa 2200 DM ist der Splitting-Ertrag gering, liegt um 100 DM, und 
der Prozentertrag fällt sogar zwischen 1000 und 2000 DM Fami­
lieneinkommen. Dabei liegen nach der Steuerstatistik 1977 allein 
in dieser Zone über 1 Mio. Steuerpflichtige nach Stkl. III, also 
Familien, in denen nur ein Ehepartner berufstätig ist. Zudem 
steigt die Steuerquote (tatsächliche Steuerlast in % des Bruttoein­
kommens) gerade hier am stärksten an. Für die Familieneinkom­
men in der Progressionszone wächst der Splitting-Ertrag mit zu­
nehmender Progression absolut und prozentual, der Prozenter­
trag erreicht das Maximum bei etwa 6000 Monatseinkommen, 
während der DM-Ertrag bei über 16000 DM Monatseinkommen j 
sich schließlich bei ca. 1400 DM einpendelt.

Die Infamie dieses „Familienlastenausgleichs“ per Splitting - 
kaum gemilderter Steuerraub bei den Ärmsten, staatliche Förde­
rung für die Gattin, die dem hochbezahlten Manager das Haus 
führt - birgt Ansatzpunkte für politische Spaltung: So würde die 
in der SPD diskutierte Einschränkung des Splitting - bis zu Fa­
milieneinkommen zwischen 60000 und 70000 DM - einen be­
deutenden Teil der AT-Angesteilten, der Selbständigen und - bei 
zwei Berufstätigen ■— auch viele Lohnabhängige mit tarifierten 
Löhnen und Gehältern treffen. Für die niedrigen Familienein- 
kommen wäre ohnehin nichts gewonnen. Und an dem steilen An­
stieg des Splitting-Ertrags, je höher das Einkommen, wäre infolge 
der Steuerprogression nichts geändert.

Die SPD hat die seltene Kunst entwickelt, mit ihrer Steuerpoli­
tik ihre eigene soziale Basis zu schwächen und mit den Angriffen 
auf „Besserverdienende“, AT-Angestellte, Freiberufler und Bau­
ern, diese in Scharen ins Lager der Reaktion zu treiben.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 16 (Löhne und Gehälter), Reihe 2.1 und 
2.2; Bundesminister der Finanzen: Programmablaufplan für die maschinelle Bcrech- i 
nung der Lohnsteuer (30.9.1981)

Aus dem Antragsmaterial zum SPD-Parteitag 
zur Steuerpolitik
A n tragskommission:
„Um zur Verbesserung der Beschäftigungssituation zusätzliche öffentli­
che Investitionen und die Förderung privater Investitionen finanzieren, 
das soziale Netz sichern und arbeitsmarktpolitische Instrumente stärker 
nutzen zu können, sind folgende Finanzierungsmöglichkeiten zu überprü­
fen, und zwar im Hinblick auf ihre Verteilungsgerechtigkeit und ihre öko­
nomischen Wirkungen:
1. die Einführung einer finanziellen Zusatzleistung aller im Berufsleben 
Stehenden, einschließlich der Beamten und Selbständigen (Arbeitsmarkt­
abgabe)
2. weitere Einschränkung der Steuervorteile für Abschreibungsgesell- 
schaften
3. Einschränkung des Ehegattensplittings
4. die Abschöpfung der sogenannten „windfall-profits“
5. die Verschärfung der Bodengewinn-Besteuerung
6. eine funktionsgerechte Steuerverwaltung durch eine Personalaufstok- 
kung des Steuerfahndungs- und Betriebsprüfungsdienstes
7. Wegfall der Abzugsfähigkeit von Bewirtungskosten und Geschenken 
als Betriebsausgaben
8. Einführung einer zeitlich befristeten Ergänzungsabgabe für höhere 
Einkommen und Gewinne
9. Anhebung der Vermögenssteuer
10. gewerbesteuerähnliche Abgaben auf alle Gewinneinkünfte (z.B. freie 
Berufe)
11. Aufhebung der Mineralölsteuerbefreiung im Luftverkehr
12. Erhöhung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer und des 
Körperschaftssteuersatzes“
Kreisverband Böblingen:
„Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, die steuerlichen Unge­
rechtigkeiten des Ehegatten-Splitting durch die nachstehenden Änderun­
gen zu revidieren:

1. Für den zu unterhaltenden Ehegatten soll ein einkommensunabhängi- 
ger Pauschbetrag von der Steuerschuld abgezogen werden.
2. Ferner ist der Abzug eines prozentualen Anteils von der Steuerschuld, 
der von der Anzahl der Kinder abhängig ist, vorzusehen ...
3. Diese Maßnahme hat bei künftigen Haushaltskonsolidierungen vor je­
der weiteren Kürzung von Sozialleistungen Vorrang.“

Unterbezirk Worms:
„Der Steuerausfall durch das Ehegatten-Splitting wird 1982 über 30 Mrd. 
DM betragen. Der Splittingvorteil wächst überproportional mit steigen­
dem Einkommen ... Der ,Steuerparteitag* der SPD 1971 faßte einen Be­
schluß zur »Begrenzung des Vorteils von Ehegattensplitting*, wonach der 
Splittingvorteil bis zu einer Einkommenshöhe von (damals) 40000 DM 
voll beibehalten werden sollte, während bei darüberliegenden Einkom­
men er allmählich abzubauen sei.

Parteivorstand und Bundestagsfraktion werden aufgefordert, gemäß 
den Leitlinien des Bundesparteitagsbeschlusses 1971 im Rahmen einer 
strukturellen Verbesserung des Familienlastenausgleichs darauf hinzuwir­
ken, daß die Progressionswirkung der Steuerentlastung durch das Ehe­
gattensplitting gedämpft wird.“

Ortsverein Würzburg-Sanderau:
„Wir Sozialdemokraten verlangen von zukünftigen Änderungen des 
Steuertarifs, daß sie folgenden Grundsätzen gerecht werden:
1. Regelmäßige Anhebung des Grundfreibetrags mindestens mit dem glei­
chen Prozentsatz, um den der Preisindex der Lebenshaltungskosten 
steigt, und Einarbeitung des erhöhten Grundfreibetrags in den Proportio­
naltarif. Diese Maßnahmen verhindern, daß im Laufe der Jahre sogar die 
lediglich mit der Geldentwertungsrate Schritt haltenden Einkommen der 
Proportionalzone mit ständig steigendem Steueranteil belastet werden.
2. Verlängerung der Proportionalzone im gleichen Maße ...
3. Verschärfung der Progression vor allem im Bereich über 60000/ 
120000 DM Jahreseinkommen, d.h. schnelleres Anwachsen des Grenz­
steuersatzes auf den Höchstsatz von 56% .. .**
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Zur Ermittlung des Splitting-Ertrags wurde die Steuerbelastung in den Steuerklassen 
1 und 111 (0 Kinder) berechnet für 301 Lohnwerte zwischen 512 und 32000 DM mo­
natlich. Linke Skala: Prozentertrag (DM-Ertrag in % des Bruttoeinkommens); rech­
te Skala: DM-Ertrag. Der Rechnung liegt der geltende Steuertarif für 1982 zugrunde.

- Der steile Anstieg des Splitting-Ertrags für Einkommen bis zu 1000 DM kommt 
dadurch zustande, daß in Stkl. 111 die Besteuerung erst ab 1 060 DM einsetzt. - Un­
terlegt (,,o“-Kurve) ist die Lohnverteilung Investitionsgüterindustrie vom Oktober 
1981.

15*70 Splittingvorteil 
nach Lohnhöhe ■llAi*l Ti.~l—V

Splitting­
ertrag in DM

Splittingertrag in % des 
jeweiligen Bruttolohns

Bezirk Mittelrhein:
„Um eine Steigerung der Nachfrage zu erreichen, ist die Stärkung der 
Massenkaufkraft durch verteilungspolitische Maßnahmen zugunsten der 
unteren Einkommensgruppen anzustreben. Hierbei können folgende 
steuerliche Initiativen hilfreich sein und gleichzeitig einen Beitrag zur Fi­
nanzierung staatlicher Beschäftigungs- und Infrastrukturprogramme lei­
sten:
- Erhöhung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommenssteuer von 56% 
auf 60%, der bei einem Jahreseinkommen von 200000 DM erreicht wird
- Einführung einer befristeten Ergänzungsabgabe auf die Steuerschuld 
(DM 36000,- Ledige/DM 72000,- Verh. und darüber) ...
- Einkommensgrenzen bei Begünstigungen von Einfamilienhäusern §7b 
EStG (DM 60000,-/DM 120000,-) ...
- Erhöhung des Körperschaftssteuersatzes auf 60%
- Verdoppelung der Vermögenssteuersätze von 0,5 auf 1 % (Private) und 
von 0,7 auf 1,4% (Körperschaften)
- Einführung einer Luxussteuer in Form eines verdoppelten Mehrwert­
steuersatzes für ausgesprochene, katalogmäßig zu nennende Luxusgüter

- Einführung von Einkommenssteuergrenzen bei Kindergeldbezug (DM 
36000,-/DM 72000,-) ..."

Bezirk Westliches Westfalen:
„Die Finanzierung beschäftigungspolitischer Programme sollte sowohl 
für die Umstrukturierung der öffentlichen Haushalte als auch über die In­
anspruchnahme des Kapitalmarktes erfolgen. Die SPD schlägt die Erhe­
bung einer Sondersteuer vor, mit der ausschließlich ein Beschäftigungs­
programm finanziert wird.
- Einführung einer Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper­
schaftssteuer in Höhe von 6% der Steuerschuld ab zu versteuerndem 
Jahreseinkommen von 60000/120000 DM
- Einführung einer allgemeinen Arbeitsmarktabgabe für alle Erwerbstä­
tigen.

Des weiteren Beseitigung von ungerechtfertigten Steuervorteilen von 
Unternehmen, z.B.

- ersatzlose Streichung der §§6b und 6c EStG (Veräußerungsgewinne)
— Wegfall der Durchschnittsbesteuerung der Landwirte sowie die Neure­
gelung der bei der Landwirtschaftsbesteuerung eingeführten Steuerver­
günstigung bei gleichzeitiger Einführung einer allgemeinen Buchfüh­
rungspflicht als Voraussetzung für gezielte Stützungsmaßnahmen ... “ 
Bezirk Hannover und Antragskommission:
„Zur Entlastung der Berufspendler, die durch die Benzinpreiserhöhung 
der Erdölproduzenten und durch die jüngste Mineralölsteuererhöhung 
besonders belastet werden, und um weitere ^nergieeinsparungen zu be­
günstigen, fordert der Bundesparteitag die SPD-Bundestagsfraktion auf, 
die rechtlichen Hindernisse für Fahrgemeinschaften zu beseitigen: Die Ki­
lometerpauschale muß auch von Mitfahrern legal beansprucht werden 
können ...

Auch die Umsetzungsmöglichkeiten des Beschlusses des Bundesparteita­
ges 1979 zur Einführung einer Entfernungspauschale, die allen Arbeit­
nehmern gewährt wird, die außerhalb ihres Wohnortes ihren Arbeitsplatz 
haben, müssen geprüft werden ...“
Unterbezirk Kassel-Stadt:
„Die SPD-Mandatsträger werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, 
daß alle Schritte unternommen werden, im Interesse der um ihre Existenz 
kämpfenden Klein- und Mittelbetriebe im Handel und Handwerk ein ein­
facheres, gerechteres Steuersystem zu verwirklichen.“
Ortsverein Bad Honnef:
„Der Bundesparteitag möge beschließen: Es ist nicht länger hinnehmbar, 
daß durch das Ehegatten-Splitting (Besteuerung jedes Ehegatten nicht 
nach seinen tatsächlichen Einkünften, sondern nach der Hälfte der zu­
sammengerechneten Einkünfte beider Ehegatten, selbst wenn ein Ehegat­
te keine Einkünfte hat und unabhängig davon, ob Kinder vorhanden 
sind) im Steuerrecht vor allem kinderlose, einkommensstarke Ehepaare 
begünstigt werden, bei denen nur ein Partner berufstätig ist. SPD-Partci- 
vorstand und SPD-Bundestagsfraktion werden deshalb aufgefordert, in 
einer Novellierung des Einkommenssteuerrechts die Abschaffung des un­
sozialen Ehegattensplittings zu verwirklichen. Stattdessen soll eine sozial 
gerechte Individualbesteuerung eingeführt werden.“

39



Im nächsten Heft

Ausländer
Zwangsmaßnahmen und Schikanen werden ausgeweitet

Renten Versicherung
Die Reaktion fordert: Künftig 
nur noch Nettolohnanpassungen
Die Rentenversicherungen 
würden in den kommenden 
Jahren ständig große Defizite 
machen, wenn die Zahlungen 
an die Rentner nicht erneut 
und drastisch gekürzt werden, 
kann inan heute überall in dei 
bürgerlichen Propaganda ver­
nehmen. Ein „Umdenken in 
der sozialen Sicherungspoli­
tik“ und der Übergang zur 
Neltolohnanpassung seien un­
abdingbar. verkündet die Bun­

Militäreleklronik-Messe IDEE
Breite Aktionen gegen größte militärtechnische Messe

Israel
Palästinensischer Widerstand verschärft die inneren Widersprüche
Die Widersprüche im Inneren 
des zionistischen Siedlerstaates 
nehmen zu. Der offene Anne­
xionskurs der Begin-Regierung 
erfordert hohe Militärausga­
ben, die Aufbringung dieser 
Mittel angesichts der zerrütte­
ten Wirtschaftslage wird im­
mer schwieriger. Anfang April 
demonstrierten in verschiede­
nen Städten Israels über zehn­
tausend mit der Forderung: 
„Besetzung nein - Frieden 
ja“ gegen die Annektierung 
weiterer Gebiete. 

desvereinigung der Arbeitge­
berverbände. Nachdem der 
„Zumutbarkeitserlaß“ der 
Bundesregierung die Versiche­
rungsansprüche in der Arbeits­
losenversicherung drastisch be­
schnitt, will die Reaktion jetzt 
die Rentenversicherungen für 
ihre Expansionspläne plün­
dern. Gewerkschaften und 
Rentnerorganisationen stehen 
vor schwierigen Kampfaufga­
ben.

Vom 18. bis 20.5.82 findet die 
IDEE in Hannover statt. „Die 
Wünsche der Industrie nach ei­
ner engen Verbindung zwi­
schen IDEE und der gleichzei­
tigen Internationalen Luft­
fahrtschau (die von Bundes­
kanzler Schmidt eröffnet wird) 
sind berücksichtigt worden“, 
so Pressesprecher Lange zum 
Standort Hannover. Die Pro­
teste gegen die IDEE sollen, 

Am 29.4. tagt die Innenmini­
sterkonferenz in München. 
Ausländerfragen stehen im 
Mittelpunkt der Tagung. Über 
weitere Aufnahmen von 
Flüchtlingen aus Südostasien 
wird beraten. Die Familienzu­
sammenführung von Auslän­
dern soll erörtert werden, 
nachdem es heftige Proteste 
gegen die Beschränkung der 
Familienzusammenführung 
gegeben hat. Der Zwangsein­
satz von Asylanten im öffentli­
chen Dienst wird nicht in Fra­
ge gestellt.

wie 1980 in Wiesbaden, errei­
chen, daß die Messe ver- oder 
so behindert wird, daß Hanno­
ver als Durchführungsort nicht 
mehr interessant ist. Stillstand 
des Nahverkehrs am 30.4., ei­
ne DGB-Protestaktion, richtet 
sich u.a. gegen die IDEE. Die 
Landesregierung hat den Ver­
anstaltern den geforderten 
Schutz zur Durchführung der 
Messe zugesagt.


